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G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung 

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungs-
staatsvertrag 

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Mit dem vorliegenden Gesetz erfolgt die Transformation des Ersten Me-
dienänderungsstaatsvertrags in Landesrecht. Der Thüringer Ministerprä-
sident hat den Ersten Medienänderungsstaatsvertrag am 16. Juni 2020 
in Erfurt unterzeichnet.

Die Änderungen des Ersten Medienänderungsstaatsvertrags betreffen 
in Artikel 1 den Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August 
bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Staats-
vertrags zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland vom 
14. bis 28. April 2020. 

Es erfolgt eine Erhöhung des Rundfunkbeitrags von derzeit 17,50 Euro 
auf 18,36 Euro. 

Des Weiteren wird die Aufteilung der Mittel zwischen ARD, ZDF und 
Deutschlandradio sowie der ARTE-Anteil des Rundfunkbeitrags ent-
sprechend den Vorgaben der Kommission zur Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten angepasst. Schließlich wird die Finanz-
ausgleichsmasse der ARD auf 1,8 Prozent festgelegt.

Artikel 2 sieht das Inkrafttreten des Ersten Medienänderungsstaatsver-
trags am 1. Januar 2021 vor. Sind bis zum 31. Dezember 2020 nicht alle 
Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstands-
los. Nach Artikel 77 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen be-
dürfen Staatsverträge der Zustimmung des Landtags.

B. Lösung

Erlass des Thüringer Gesetzes zu dem Ersten Medienänderungsstaats-
vertrag, mit dem die Zustimmung des Landtags zu diesem Staatsver-
trag erfolgt.

C. Alternativen

Keine; das Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaats-
vertrag muss rechtzeitig vor dem 1. Januar 2021 in Kraft treten, weil der 
Erste Medienänderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 
gegenstandslos wird, sofern nicht bis zum 31. Dezember 2020 alle Ra-
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tifikationsurkunden der Länder bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt sind. 

D. Kosten

Mit dem Inkrafttreten des Ersten Medienänderungsstaatsvertrags ent-
stehen keine Kosten im Landeshaushalt.

E. Zuständigkeit

Federführend ist die Staatskanzlei.
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FREISTAAT THÜRINGEN
DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgit Keller
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

Erfurt, den 8. September 2020

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen Ent-
wurf des

"Thüringer Gesetzes zu dem Ersten Medienänderungsstaatsver-
trag"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen am 
30. September/1./2. Oktober 2020.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Dem am 16. Juni 2020 in Erfurt vom Freistaat Thüringen un-
terzeichneten Ersten Medienänderungsstaatsvertrag zwi-
schen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bay-
ern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien 
Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, 
dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, 
dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, 
dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat 
Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schles-
wig-Holstein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. 
Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 2 Abs. 2 Satz 1 in Kraft tritt, wird von der Präsidentin 
des Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den 
Freistaat Thüringen bekannt gemacht.
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Erster Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge 
(Erster Medienänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Änderung des 

Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August 
bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Staatsvertrages zur Modernisierung der Medienord-
nung in Deutschland vom 14. bis 28. April 2020, wird wie 
folgt geändert:

1.	 In § 8 wird die Angabe "17,50" durch die Angabe "18,36" 
ersetzt.

2.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Angabe "71,7068" durch die 
Angabe "70,9842", die Angabe "25,3792" durch die 
Angabe "26,0342" und die Angabe "2,9140" durch 
die Angabe "2,9816" ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe "180,84" durch 
die Angabe "195,77" ersetzt.

3.	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Angabe "1,6" durch die Angabe 
"1,7" ersetzt.

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

"Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 beträgt die Fi-
nanzausgleichsmasse 1,8 vom Hundert des ARD-
Nettobeitragsaufkommens."

Artikel 2 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten Staats-
vertrages ist die dort vorgesehene Kündigungsvorschrift 
maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft. 
Sind bis zum 31. Dezember 2020 nicht alle Ratifikations-
urkunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzen-
den der Konferenz der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder hinterlegt, wird der Staatsvertrag 
gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Kon-
ferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifikati-
onsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrages in der Fassung, die sich 
aus Artikel 1 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 15.6.2020
Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:
München, den 16.06.20
M. Söder

Für das Land Berlin:
Berlin, den 11.06.2020
Michael Müller

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 10.6.2020
D. Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 12.06.2020
Andreas Bovenschulte

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Hamburg, den 15.6.2020
Peter Tschentscher

Für das Land Hessen:
Wiesbaden, den 10.6.20
V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 17.06.2020
Manuela Schwesig

Für das Land Niedersachsen:
Hannover, den 15.6.2020
Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 14.6.2020
Armin Laschet

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 12.6.2020
Malu Dreyer
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Für das Saarland:
Saarbrücken, den 15.6.2020
Tobias Hans

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 16. Juni 2020
Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 16.06.2020
Dr. Reiner Haseloff

"Erklärung Sachsen-Anhalts bei der Unterzeichnung: 
Sachsen-Anhalt hat sich am 12. März 2020 im Rahmen 
der MPK-Beschlussfassung enthalten. Diese Unterschrift 
dient dazu, die den 16 Länderparlamenten obliegende Ent-
scheidung zu ermöglichen."

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 12.6.20
Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 16.6.2020
Bodo Ramelow



7

Drucksache 7/1587Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

Begründung zum Landesgesetz: 

A. Allgemeines

Der vom Ministerpräsidenten des Freistaats Thüringen am 16. Juni 2020 
in Erfurt unterzeichnete Erste Medienänderungsstaatsvertrag bedarf 
nach Artikel 77 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen der Zu-
stimmung des Landtags.

Mit dem Beschluss des vorliegenden Landesgesetzes erfolgt die Zustim-
mung zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1:

§ 1 beinhaltet die Zustimmung des Landtags zu dem Ersten Medienän-
derungsstaatsvertrag und bestimmt dessen Veröffentlichung.

Zu § 2:

In Absatz 1 wird das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes geregelt.

In Absatz 2 wird die Bekanntmachung des Inkrafttretens des Ersten Me-
dienänderungsstaatsvertrags im Gesetz- und Verordnungsblatt für den 
Freistaat Thüringen geregelt. Dies ist erforderlich, damit erkennbar wird, 
dass die Voraussetzung für das Inkrafttreten des Ersten Medienände-
rungsstaatsvertrags nach seinem Artikel 2 Abs. 2 erfüllt ist und dieser 
am 1. Januar 2021 in Kraft treten wird.

Nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Ersten Medienänderungsstaatsvertrags 
sind bis zum 31. Dezember 2020 alle Ratifikationsurkunden der Länder 
bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe-
renz zu hinterlegen, ansonsten wird der Erste Medienänderungsstaats-
vertrag gegenstandslos.
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Begründung zum Staatsvertrag:

A. Allgemeines

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben vom 
10. bis 17. Juni 2020 den Ersten Medienänderungsstaatsvertrag unter-
zeichnet.

Mit dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag wird die Höhe des Rund-
funkbeitrags neu festgesetzt (Artikel 1). Damit wird die von der Kommis-
sion zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) in 
ihrem 22. Bericht ausgesprochene Empfehlung für eine Anpassung des 
Rundfunkbeitrags umgesetzt. Ferner werden die Verteilung der Rund-
funkbeitragsmittel auf die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio sowie der Fi-
nanzierungsbetrag für den Europäischen Kulturkanal arte neu bestimmt. 
Darüber hinaus wird in Artikel 1 die Finanzausgleichsmasse des zuguns-
ten des Saarländischen Rundfunks (SR) und Radio Bremen (RB) be-
stehenden ARD-Finanzausgleichs in zwei Schritten erhöht. Die Anpas-
sung des Rundfunkbeitrags, die veränderte Beitragsverteilung auf die 
Rundfunkanstalten und die Anhebung der für den ARD-Finanzausgleich 
zur Verfügung stehenden Ausgleichsmasse erfolgen jeweils durch Än-
derungen des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages. Artikel 2 des Ers-
ten Medienänderungsstaatsvertrages regelt Kündigung, Inkrafttreten und 
Neubekanntmachung.

Der Staatsvertrag ist ein Artikelstaatsvertrag. Er enthält die Ermächtigung 
für die Länder, den Wortlaut des geänderten Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages in der Fassung, die sich aus dem Ersten Medienände-
rungsstaatsvertrag ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

B. Zu den einzelnen Artikeln

I. 
Begründung zu Artikel 1 

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

A. Allgemeines

Artikel 1 enthält zunächst die Umsetzung der von der KEF in ihrem 
22. Bericht empfohlenen Anhebung des Rundfunkbeitrages für die kom-
mende, vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2024 laufende Beitrags-
periode. Der Rundfunkbeitrag soll ab dem 1. Januar 2021 von derzeit 
17,50 Euro im Monat auf dann 18,36 Euro im Monat angehoben wer-
den. Entsprechend den Bedarfsermittlungen der KEF wird im Übrigen 
eine leichte Veränderung der Verteilung des Beitragsaufkommens zwi-
schen den Anstalten vorgenommen. Zweiter Regelungsgegenstand ist 
eine Änderung des zugunsten des SR und RB bestehenden ARD-Fi-
nanzausgleichs durch Anhebung der Finanzausgleichsmasse in zwei 
Schritten von derzeit 1,6 Prozent des ARD-Nettobeitragsaufkommens 
auf zunächst 1,7 Prozent und dann 1,8 Prozent.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1

Nummer 1 enthält die Neufestsetzung des Rundfunkbeitrages in § 8 
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages auf monatlich 18,36 Euro.
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Mit der Systemumstellung der Rundfunkgebühr auf den Rundfunkbeitrag 
durch den Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 15. bis 
21. Dezember 2010 wurde die Höhe des Rundfunkbeitrages ab dem 
1. Januar 2013 auf monatlich 17,98 Euro festgesetzt. Der monatliche 
Rundfunkbeitrag entsprach damit in der Höhe der bisherigen monatli-
chen Grund- und Fernsehgebühr für die Gebührenperiode vom 1. Ja-
nuar 2009 bis zum 31. Dezember 2012. In ihrem 19. Bericht vom Feb-
ruar 2014 ging die KEF für die Beitragsperiode vom 1. Januar 2013 bis 
31. Dezember 2016 in Anbetracht der Bedarfsanmeldungen der Anstal-
ten von erheblichen Mehrerträgen durch die Einführung des neuen Rund-
funkbeitrags aus. Ein Teil der prognostizierten Mehrerträge wurde ver-
wendet, um den Rundfunkbeitrag ab dem 1. April 2015 auf 17,50 Euro 
zu senken. Die verbleibenden Mehrerträge standen den Anstalten nicht 
zur Verfügung, sondern wurden in eine Rücklage eingestellt. In ihrem 
20. Bericht vom April 2016 ging die KEF erneut von Mehrerträgen aus. 
Die Beitragshöhe von 17,50 Euro wurde dennoch beibehalten und die 
Mehrerträge wurden in eine weitere Rücklage eingestellt.

In ihrem 22. Bericht vom Februar 2020 hat die KEF empfohlen, den 
Rundfunkbeitrag um 86 Cent auf 18,36 Euro zu erhöhen. Die Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben im Rahmen ih-
rer Konferenz am 12. März 2020 beschlossen, den Rundfunkbeitrag der 
Empfehlung der KEF entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 2

Mit Nummer 2 werden die Verteilung der Rundfunkbeitragsmittel auf die in 
der ARD zusammengeschlossenen Rundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio (§ 9 Abs. 1 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages) 
sowie der Finanzierungsbetrag der nationalen Stelle des Europäischen 
Kulturkanals arte (§ 9 Abs. 2 Satz 3 des Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrages) neu geregelt. Hierbei handelt es sich um Folgeanpassungen, 
die die Veränderung in der Höhe der Rundfunkbeiträge abbilden, die für 
die in der ARD zusammengeschlossenen Rundfunkanstalten, das ZDF 
und das Deutschlandradio getrennt voneinander ermittelt wurden. Der 
Fehlbetrag von arte wurde ebenfalls gesondert ermittelt.

Zu Nummer 3

Nummer 3 erhöht in § 14 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages 
die Finanzausgleichsmasse für den SR und RB von 1,6 Prozent auf zu-
nächst 1,7 Prozent und dann 1,8 Prozent.

Mit der staatsvertraglichen Anhebung des Anteils am ARD-Nettobeitrags-
aufkommen, der als Finanzausgleich dem SR und RB zu Gute kommt, 
wird eine innerhalb der ARD erzielte Einigung zum internen Finanzaus-
gleich umgesetzt. Die KEF hat in ihrem 22. Bericht einen dahin gehen-
den Handlungsbedarf benannt. Die Aufteilung der Finanzausgleichsmas-
se zwischen SR und RB bleibt der getroffenen Einigung entsprechend 
unverändert.

Die Erhöhung der Finanzausgleichsmasse erfolgt schrittweise. Nach 
Satz 1 wird die Ausgleichsmasse mit dem Inkrafttreten des Ersten Me-
dienänderungsstaatsvertrages von 1,6 Prozent auf 1,7 Prozent des 
ARD-Nettobeitragsaufkommens erhöht. Mit dem neuen Satz 2 erfolgt 
eine weitere Erhöhung von 1,7 Prozent auf 1,8 Prozent zwei Jahre spä-
ter mit Wirkung zum 1. Januar 2023. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.
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II. 
Begründung zu Artikel 2 

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

A. Allgemeines

Artikel 2 enthält die Bestimmungen über die Kündigung, das Inkrafttre-
ten und die Neubekanntmachung des durch Artikel 1 geänderten Staats-
vertrages.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

In Absatz 1 wird zunächst klargestellt, dass der in dem vorstehenden 
Artikel geänderte Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag nach der dort 
geltenden Kündigungsbestimmung gekündigt werden kann. Der Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrag behält durch den Ersten Medienände-
rungsstaatsvertrag weiterhin seine Selbstständigkeit.

Absatz 2 regelt das Inkrafttreten des Ersten Medienänderungsstaatsver-
trages. Das Inkrafttreten ist nach Satz 1 für den 1. Januar 2021 vorge-
sehen. Satz 2 ordnet an, dass der Erste Medienänderungsstaatsvertrag 
gegenstandslos wird, wenn bis zum 31. Dezember 2020 die Ratifika-
tionsverfahren in den einzelnen Ländern nicht abgeschlossen und die 
Ratifikationsurkunden nicht bei der oder dem Vorsitzenden der Konfe-
renz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder hinter-
legt sind. Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag behält dann in der 
bisherigen Fassung seine Gültigkeit. 

Nach Absatz 3 teilt die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Kon-
ferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder die 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit, um zu gewährleisten, dass in 
den Ländern, soweit erforderlich, die Bekanntmachungen erfolgen kön-
nen, dass der Staatsvertrag insgesamt mit seinen Änderungen in Kraft 
getreten ist und der geänderte Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag in 
der nunmehrigen Fassung gilt. 

Absatz 4 gewährt den Ländern die Möglichkeit, den durch den Ersten Me-
dienänderungsstaatsvertrag geänderten Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrag in der nunmehr gültigen Fassung bekannt zu machen. Eine Ver-
pflichtung zur Neubekanntmachung besteht nicht.



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge



Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem ,Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 7/1587 - 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3. 

Name Organisationsform 

.A,,)--,_,%--,,.._  
, 

Geschäfts- oder Dienstadresse t‘,0-,-,-\ As-,  . 
 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Postleitzahl, Ort  
(-, 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, 
(§ 5 Abs, 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

d. h. als Privatperson? 

Name Vorname 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse II Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird.'Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Ort 

1 



3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

D befürwortet, •  
CI abgelehnt, 

X ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz.die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) • 

_ 
QJ ) l'f. •-• JR%-e^---,) Lc Jo. fl-t3  , i,,C .— 

Gt v, c..\ t...v1, v Q-G9_, c,_. 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) 

. r ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) u nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

El per E-Mail • • 

X" per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

0 ja '&7- nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 
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Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

7.  

U nein •y ja 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 

in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 

Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

I,--) 7_u2_,, 

ANTENNE THÜRINGEN GmbH & Co. KG 
Geschäftserm 

Schwanseestraße 143 
99427 Weimar 

Telefon: 03643 552 (101 
Fax: 03643 552 405 

geschaeftsfuehrung@antennethueringen.de  
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��Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Schriftliches Anhörungsverfahren zum Thüringer Gesetz zu dem 
Ersten Medienänderungsstaatsvertrag  
Drs.  7/1587 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir möchten uns für die Gelegenheit bedanken, vom Ausschuss 
Europa, Kultur und Medien des Landtages zu den Änderungen 
medienrechtlicher Staatsverträge (Erster 
Medienänderungsstaatsvertrag, Drucksache 7/1587) angehört zu 
werden. 

ANTENNE THÜRINGEN beschränkt sich in seiner Stellungnahme auf 
eine grundsätzliche Anmerkung zum vorgelegten Gesetzesentwurf. 

Die privatwirtschaftlich journalistisch-redaktionell gestalteten 
Radioveranstalter tragen mit ihren zahlreichen Angeboten in hohem 
Maße zur Medienvielfalt Deutschlands bei. In Thüringen sind neben 
den Bürgerradios, zwei landesweite Programme unternehmerisch 
aktiv und bilden den Gegenpol zu den öffentlich-rechtlichen 
Angeboten. In der Debatte zur Reform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks haben sich die Forderungen der privaten Anbieter nach 
einer Konkretisierung des Auftrags, der Reduzierung der Werbung und 
Verbesserung der Strukturen nicht geändert. Nach wie vor setzen auch 
wir uns für ein ausbalanciertes duales Mediensystem ein. Durch die 
aktuelle Pandemie und deren negativen wirtschaftlichen 
Auswirkungen auf die privaten Medien drohen sich die Gewichte noch 
stärker zugunsten der Rundfunkanstalten zu verschieben. Ohne 
existenzsichernde Maßnahmen droht das duale System endgültig aus 
dem Gleichgewicht zu geraten. Eine Stabilisierung wird bereits von 
vielen Stellen gefordert und ist dringender denn je notwendig.  



Die erforderliche Innovationsfähigkeit im Wettbewerb zu den 
haushaltsabgabenfinanzierten öffentlich-rechtlichen Angeboten würde 
auf lange Zeit gehemmt. Die privaten Sender versuchen, die 
Herausforderungen der  Corona-Krise bestmöglich zu meistern. 
Unsere Radio- und Onlineangebote informieren, berichten und 
unterhalten weiterhin rund um den Tag glaubwürdig und werden 
dabei teilweise deutlich mehr genutzt als vor der Krise. Gleichzeitig 
verbuchen wir aber erhebliche Umsatzeinbußen durch den Wegfall 
von Werbeeinahmen und Auswirkungen auf unser direktes 
Endkundengeschäft. Für viele Veranstalter bedeutet das unverändert 
eine existenzbedrohende Situation, das gilt insbesondere für kleinere 
(lokale) Sender sowie Zielegruppenangebote. 

Wir bedauern es daher sehr, dass angesichts dieser Situation, die 
Länder weitere Schritte zur Reform der Rundfunkanstalten vorerst bis 
2022 vertagt haben. Wir schließen uns der Einschätzung der 
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 
(KEF) an, dass es tiefgreifende Reformen im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk braucht. In Krisenzeiten sind alle gefordert zu sparen. 
Neben einem Auftragsschwerpunkt auf Information, Kultur und 
Bildung müsste diesem Auftrag die Finanzierung folgen. Werbung und 
Sponsoring sollten bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in 
ihren TV-Angeboten vollständig unzulässig sein und im Radio 
entsprechend auf 60 Minuten täglich und ein werbeführendes 
Programm pro Anstalt beschränkt werden. Wir möchten in diesem 
Zusammenhang abschließend auf die KEF verweisen, die bei der 
Präsentation ihres 22. Berichtes erklärt hatte, dass in der vergangenen 
und der aktuellen Beitragsperiode keine Unterfinanzierung der 
Rundfunkanstalten vorgelegen habe. Auf Grund der seit 2014 
gebildeten Rücklagen konnten die Rundfunkanstalten umfassend 
finanziert werden. 

Mit Sorgen nehmen wir wahr, dass die Rundfunkanstalten das in 
Aussicht stehende Beitragsmehraufkommen z. B. in zusätzliche 
Sportrechte statt in Kultur- oder Bildungsinhalte investieren. Bei der 
jüngsten Neuvergabe von Medienrechten der Deutschen Fußballliga 
(DFL) haben die Rundfunkanstalten neben den von ihnen bereits 
gehaltenen Rechtepaketen weitere Medienrechte an der 1. und 2. 
Fußballbundesliga erworben, darunter auch Rechte, die derzeit noch 
die private Seite inne hat. Sofern die Abgeordneten den zur 
Abstimmung stehenden 1. Medienänderungsstaatsvertrag ratifizieren, 



sollten sie im Zuge der Umsetzung des Medienstaatsvertrages von den 
Rundfunkanstalten eine auftragskonforme Beitragsverwendung sowie 
weitere Sparbemühungen einfordern. 

Der Erfolg des öffentlich-rechtlichen Angebots ist dann gegeben, wenn 
es seine Funktion im Hinblick auf den öffentlichen Diskurs tatsächlich 
erfüllt und bei dem Publikum eine breitere Faktenbasis und breiteres 
Bewusstsein für die Vielfalt an Sichtweisen, Einstellungen und 
Meinungen schaffen kann. Im Hinblick darauf ist nicht das Streben 
nach einer hohen Quote das Ziel. Denn die öffentlich-rechtlichen 
Angebote müssen sich eben auch und vor allem an Minderheiten 
richten. Die öffentlich-rechtlichen Kanäle versuchen aber mehr gegen 
die privaten Anbieter vorzugehen und hier den Wettbewerb nicht nur 
in der Vermarktung, sondern auch mit Gewinnspielen und 
Plakatkampagnen um den Kampf um die Hörer und Quoten 
voranzutreiben. Hier werden Gelder verwendet die aus unserer 
Ansicht besser in den tatsächlichen Auftrag der Anstalten fließen 
sollten. Der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ergibt sich 
aus dem Grundgesetz. Er ist darüber hinaus unter anderem im 
Rundfunkstaatsvertrag gesetzlich festgeschrieben. Entsprechend 
diesem Auftrag haben die Angebote des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks der Bildung, Information, Beratung und Unterhaltung zu 
dienen und aus unserer Sicht nicht der Verschärfung des 
vorgebrachten Wettbewerbs. 

Die Bürgerinnen und Bürger bezahlen die Öffentlich-Rechtlichen durch 
ihren Beitrag. Sie haben einen Anspruch, dass die Sender mit diesen 
Beiträgen wirtschaftlich und sparsam umgehen. Im Durchschnitt 
erhielten die Landesrundfunkanstalten 7,8 Milliarden Euro pro Jahr 
von den Gebührenzahlern. Hinzu kommen hier nochmal 500 Millionen 
Euro aus der Vermarktung von Werbung. 

Das öffentlich-rechtliche Angebot ist rechtlich dazu verpflichtet, eine 
Grundversorgung für die Allgemeinheit sicherzustellen, und wird 
deshalb von der Allgemeinheit finanziert. Deshalb haben 
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler einen berechtigten Anspruch 
auf Transparenz. Transparenz über Finanzentscheidungen allein reicht 
nicht aus - wobei es bei der Zugänglichkeit von Berichten der 
Landesrechnungshöfe einiges zu verbessern gäbe. Es geht auch um 
Transparenz von Entscheidungen hinsichtlich der 
Auftragsfortentwicklung sowie organisatorischer und programmlicher 
Umsetzung. 



Antenne Thür' en GmbH & Co 

Geschäftsfü ung 

Es bedarf klare Regeln im Wettbewerb, sowie limitierende Einschnitte 
bei den ARD-Radioangeboten, wenn die heutige Anbieter- und 
Angebotsvielfalt im Radio erhalten werden soll. Die 
Fördermaßnahmen dieses Jahres können nur der Startschuss gewesen 
sein, nun müssen sie auf Strecke gehen, wenn die Politik ihre damit 
verbundenen Ziele zur Stützung des Privatradios erreichen will und 
den Erhalt des dualen Systems. 

Wir bitten die Abgeordneten des Thüringer Landtages, ihre 
Landesregierung aufzufordern, die Lösung der genannten Kritikpunkte 
unmittelbar anzugehen und nicht unnötig Zeit bei der Reform des 
öffentlichen-rechtlichen Rundfunks verstreichen zu lassen. 

Wir stehen für weitere Fragen und Anregungen jederzeit zur 
Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

��Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiljgtentransparenzdokuinentationögesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlteheri Beitrag an 6ihem
Gesetegebung'sverfahren beteiligt hat, • ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBetelidokG) . verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben " soweit für sie zutreffend - zu machen. . ,

Die Informationen der folgenden Felder 1. bis 6 werden, in jedem Fsiil als verpflichtende
Mind@stinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzäokum.entation
veröffentlicht. 'Ihr inhaltiicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den tnternetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserlich ausfüllen und zusammen mit der Stelfungnahme senden!

M
Thüringer. Gesetz zu dem Ersten IVIedienänderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf desr Landesregierung
-Drucksache 7/1587'-

Name

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Häusnurpmer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsfomn

T^ T l •n C. *i Ct (^

r^k^/^a^ ^.H
•f^cA^o^f^ öyye^/tA/ We^

F^ ^i €> 0 € rC^U

< Z^r J:/^ ^ t A q u^

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zurWohnadresse sind nur erforder!ich, wenn keine andere Adresse benannt wird. DleWohnadresse
wird in Keinem Fall veröffßntlicht.)

Strgße, Hausnummer

Postieitzähl, Ort
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Q befürwortet,

|^C^ abgelehnt.
a ergänzungs" bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

;'^<:1

^a^^^®;;
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Bitte fassen Sie'kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusatnment

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) . .

''.'i^w!^ •
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^ ^ < ^ ^ 0 /^ v^ ^ *- &f

a (Hinweis: weiter mit Frage 6)
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Wenn Sie di,e Frage 5 verneint haben; Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

^%^.

:^Wä~iS& In. welcher Form haben Sie sich geäußert? ..

•"^^^H
^••li^-'&rf

a per E-Maii

'ft^ , per Brief

'fHM
i'-^l.ifB'y.lV ja J^^ nein (weiter mit Frage 7)'

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben; Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeberl
^fc^MTt
^y^vi
'^.rf'y?.'^
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^ . la' D. nein

SSB3SS

Mit meiner Unterschrift versichere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und. unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

-^ /. 7r "-/'-'/. ^ ü^ 0.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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98693 Ilmenau  

Ilmenau, 5. November 2020 

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 
hier: Stellungnahme im Anhörungsverfahren 

Der Anfrage vom 15.10.2020 zur Abgabe einer Stellungnahme zum obengenannten 
Gesetzgebungsverfahren komme ich hiermit gerne nach. 

Im Kern geht es um die Frage, ob der Thüringer Landtag einer Erhöhung des 
Rundfunkbeitrags von derzeit 17,50 Euro auf 18,36 Euro zustimmen soll. 

Bevor rechtspolitische Überlegungen angestellt werden können, muss zunächst geklärt 
werden, welchen Spielraum der Gesetzgeber des Landes Thüringen in dieser Sache 
überhaupt hat. Die Antwort auf diese Frage lässt sich fast vollständig aus der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 11. September 2007 
(BVerfGE 119, S. 181 ff. „Rundfunkgebühren  II")  ablesen. In diesem Fall hatte das 
BVerfG darüber zu entscheiden, ob die Landesparlamente bei der Festlegung der 
Rundfunkgebühr von den Feststellungen der Kommission zur Ermittlung des 
Finanzbedarfs (KEF) zu Lasten der Rundfunkanstalten abweichen dürfen. Das wurde im 
konkreten Fall verneint, allerdings nicht, weil der Gesetzgeber nicht von der 
Bedarfsfeststellung der KEF abweichen dürfte, sondern weil er keine hinreichenden 
Gründe für seine Abweichung angegeben hatte. (Die Entscheidung bezog sich damals 
auf die sog. „Rundfunkgebühr", die inzwischen durch den „Rundfunkbeitrag" abgelöst 
worden ist. Bei der Lektüre dieser Entscheidung ist mithin die terminologische Änderung 
zu beachten, die indes keine Auswirkung auf die verfassungsrechtliche Argumentation 
des BVerfG hat.) 

In seiner Entscheidung legt das BVerfG sehr genau dar, welche rundfunkrechtlichen 
Vorgaben der Gesetzgeber zu beachten hat, die sich aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2, 2. Var. GG 
ergeben. In erster Linie ist das die Garantie funktionsgerechter Finanzierung des 
öffentlichrechtlichen Rundfunks. Die den Rundfunkanstalten zur Verfügung stehenden 
Mittel müssen ausreichend sein, damit sie die ihnen von der Verfassung auferlegten 
Aufgaben erfüllen können. Diese werden mit dem Begriff des Funktionsauftrags der 
Rundfunkanstalten umschrieben, der in früheren Entscheidungen als  
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„Grundversorgungsauftrag" bezeichnet worden war. Der Funktionsauftrag des 
öffentlichrechtlichen Rundfunks ist auch im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen 
verfassungsrechtlich abgesichert („Bestands- und Entwicklungsgarantie" — BVerfGE 83, 
S. 238 ff.) und auch bezüglich neuer Betätigungsfelder offen („dynamische 
Grundversorgung" — BVerfGE 90, S. 60, 91). 

Besonders wichtig für den Landtag ist zu wissen, dass das BVerfG verlangt, die 
Festsetzung des Rundfunkbeitrags müsse „frei von medienpolitischen Zwecksetzungen" 
erfolgen (BVerfGE 119, S. 220). Es soll verhindert werden, dass der Gesetzgeber die 
Erhöhung des Rundfunkbeitrags von einer positiven Berichterstattung über die 
Regierungsarbeit abhängig macht und durch eine Erhöhung des Beitrags politisches 
Wohlverhalten belohnt oder umgekehrt durch eine Verminderung des Beitrags 
regierungskritische Medienarbeit bestraft. Programminhaltliche Überlegungen des 
Landtags sind im Zusammenhang mit der Festlegung des Rundfunkbeitrags mithin 
unangebracht. Sie wären im Übrigen die Flanke, in der bei einer Abweichung von den 
Vorgaben der KEF - nach oben oder nach unten - die jeweils belastete Seite mit einer 
Verfassungsbeschwerde stoßen könnte. 

Aus der Vorgabe der programminhaltlichen Neutralität des Gesetzgebers erklärt sich 
zudem das dreistufige Verfahren aus der Bedarfsanmeldung der öffentlichrechtlichen 
Sender und der zwischengeschalteten KEF und darüber hinaus, warum die Landtage 
grundsätzlich nicht von den Vorgaben der KEF abweichen dürfen. Die politische 
Souveränität der Landtage endet an der Grenze der Rundfunkfreiheit des Art. 5 Abs. 1 
Satz 2, 2. Var. GG. Aus der Rundfunkfreiheit folgt die Programmautonomie der 
Rundfunkanstalten, denen die „Entscheidung über die zur Erfüllung des 
Funktionsauftrags als nötig angesehenen Inhalte und Formen des Programms" zusteht — 
und nicht dem Landtag und auch nicht der KEF (S. 119). Die KEF muss allerdings nicht 
diese Bedarfsanmeldung blindlings übernehmen. Vielmehr hat sie „im Interesse der mit 
der Gebühr [dem Rundfunkbeitrag] belasteten Teilnehmer eine externe Kontrolle der 
Bedarfsanmeldungen" durchzuführen. Dabei weist das BVerfG ausdrücklich auf die 
Gefahr einer überzogenen Bedarfsanmeldung der Rundfunkanstalten hin: „Denn die 
Anstalten bieten aufgrund ihres, jeder Institution eigenen, Selbstbehauptungs- und 
Ausweitungsinteresses keine hinreichende Gewähr dafür, dass sie sich bei der 
Anforderung der finanziellen Mittel im Rahmen des Funktionsnotwendigen halten" (S. 
223). Die KEF hat mithin die Bedarfsanmeldung der Rundfunkanstalten — nicht in 
politischer — aber in fachlicher Hinsicht vor allem im Hinblick auf den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu überprüfen. Auf dieser Grundlage hat der 
demokratisch legitimierte Gesetzgeber, der bzw. die Landtage dann zu entscheiden. 
Bei der Entscheidung auf der dritten Stufe, somit der des Landtags, sind, so das BVerfG 
ausdrücklich, „Abweichungen von der Bedarfsfeststellung" nicht ausgeschlossen (S. 
223). Aufgrund der Pflicht zu programminhaltlicher Neutralität des Landtags kommen 
dafür jedoch keine programmlichen oder medienpolitischen Zwecke in Betracht. „Die 
Abweichungsgründe werden sich daher im Wesentlichen in Gesichtspunkten des 
Informationszugangs und der angemessenen Belastung der Rundfunkteilnehmer 
erschöpfen" und es müssen für solche Abweichungen „nachprüfbare Gründe" 
angegeben werden (S. 224). Abweichungen von den Feststellungen der KEF sind somit 
begründungsbedürftig, allerdings dürfen auch „keine überzogenen Anforderungen an 
Detailgenauigkeit und Substantiiertheit der Begründung gestellt werden" (S. 229). 
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Die Gründe für eine Abweichung von der Bedarfsfeststellung durch die KEF liegen im 
vorliegenden Fall auf der Hand. Der 22. Bericht der KEF datiert aus dem Februar 2020, 
bzw. er  ist in diesem Monat bereits zum Abschluss gebracht worden. In diesem 
Zeitpunkt war in Deutschland noch nicht zu ahnen, welche Formen die  Corona-Krise 
annehmen würde. Der Begriff  „Corona"  taucht im gesamten Dokument nicht einmal 
auf. Die Situation seit damals hat sich grundlegend gewandelt. Dies in doppelter 
Hinsicht. 

Zum einen hat sich der Bedarf der öffentlichrechtlichen Rundfunkanstalten in der  
Corona-Krise vermutlich verändert. Die Rundfunkanstalten haben neue Aufgaben zu 
erfüllen, z.B. im Hinblick auf Aufklärung und Information der Rezipienten, was mit 
zusätzlichen Kosten verbunden sein wird. Demgegenüber fallen sehr viele mit Kosten 
verbundene Aufgaben fort, etwa hinsichtlich kultureller Ereignisse, die nicht mehr 
stattfinden und von denen zu berichten nicht mehr möglich ist. Schon aus diesem 
Grund wäre ein „Abnicken" der Bedarfsfeststellung der KEF grob fehlerhaft. Ohne eine 
aktualisierte Bedarfsanmeldung durch die Rundfunkanstalten und eine neuerliche 
Überprüfung durch die KEF würde eine Anhebung des Rundfunkbeitrags in der 
geplanten Höhe den Änderungen durch die Coronakrise nicht gerecht. 

Zum anderen haben sich die finanziellen Möglichkeiten der Beitragszahler seit Februar 
2020 geändert. Die Interessen der Beitragszahler dürfen und müssen vom Landtag 
berücksichtigt werden. Das BVerfG betont: „Die Abwägungsbefugnis insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt der angemessenen Belastung der Gebühren[Beitragsizahler und ihres 
Informationszugangs ermächtigt daher zur abwägenden Berücksichtigung gerade auch 
der wirtschaftlichen Interessen der Gebühren[Beitrags]zahler. Außerhalb des Rundfunks 
liegende Faktoren wie die allgemeine wirtschaftliche Lage, die Einkommensentwicklung 
oder sonstige Abgabenbelastungen der Bürger darf der Gebühren[Beitragsigesetzgeber 
im Rahmen der Abweichungsbefugnis berücksichtigen, soweit sie sich auf die finanzielle 
Belastung der Gebühren[Beitrags]zahler auswirken oder deren Zugang zur Information 
durch Rundfunk gefährden" (S. 226). Der Landtag muss sich mithin fragen, ob sich die 
finanzielle Situation der Beitragszahler seit Februar 2020 gehändert hat oder nicht. 

Der Hinweis auf die  Corona-Krise dürfte als Begründung des Landtags für eine 
Abweichung vom Vorschlag der KEF mehr als ausreichend sein. Viele Bürger bangen um 
ihre Existenz oder haben diese bereits verloren. Staatliche Hilfen können die Einbußen 
nur zu einem Teil ausgleichen. Die Befreiungsmöglichkeiten von der 
Rundfunkbeitragspflicht erfassen nur die Extremfälle. Ein Abweichen des Landtags von 
den Vorgaben der KEF zugunsten der Beitragszahler ist daher nicht nur 
verfassungsrechtlich zulässig, sondern erscheint angesichts der derzeitigen Situation 
verfassungsrechtlich geboten. 

Stimmt der Landtag einer Erhöhung des Rundfunkbeitrags nicht zu, so wird mit dieser 
Entscheidung die Kompetenz der KEF nicht angezweifelt. Diese konnte die derzeitige 
Entwicklung gar nicht absehen. Die Rundfunkfreiheit der öffentlichrechtlichen 
Rundfunkanstalten wird ebenfalls nicht in verfassungsrechtlich unzulässiger Weise 
verkürzt, da sich die Gesamtumstände seit der Bedarfsanmeldung in dramatischer Weise 
verändert haben. Der Gesetzgeber darf zwar keinen programminhaltlichen Einfluss 
nehmen, er hat jedoch sehr wohl die Interessen der Beitragszahler zu berücksichtigen. 
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Rechtspolitisch dürfte es ohnehin schwer zu vermitteln sein, warum in einer Situation, in 
der viele Bürger sich in existenzieller Not sehen, die Ausstattung der öffentlichrechtlichen 
Rundfunkanstalten ausgeweitet werden muss. 

Aus den genannten Gründen rate ich dem Landtag, dem Gesetz zum Ersten 
Medienänderungsstaatsvertrag nicht zuzustimmen. 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerheüung
nach § 5 Abs. 1. des Thüringer Betelllgtentransparen.zdokumentatlonsgesetzes

Jede natürliche oder. juristische Person, die steh mit einem schriftlichen Beitrag an einam
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach • dem . Thüringer
BetelllgtentransparenzdoKumentatlonsgesetz (ThürBetelldokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben-soweit für sie zutreffend-zu machen, ' '

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis .6 werden in .jedem Fall, als verpflichtende
Mlndestlnformatlonen gemäß § 6 Abs. 1 ThürBetetldokG !n der Betefllgtentransparenzdokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann ' auf den internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen,

0/fte j?üf iQsörlich wsfülfQn und zusammen mit der StelfungnahmQ sQnden!

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medlenänderungsstaatsvertrag

Gesetzentwurf der Landearegierung

-Drucksache7/1587-

li^^i• Name Organisationsform

a
Industrie- und Handelskammer Erfurt
im Auftrag der Arbeitsgemeinsbhaft der
Thüringer Industrie- und Handelskammem

Geschäfts- oder Dlenstadresse'
Arnstädter Straße

m
Straße, Hausnummer (oder Postfach)

34

Geschäfts- oder Dtenstadresse Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wphnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird In heinem Fall veröffentlicht)

Straße» Hausnummer

Postleitzahl. Ort



HauptgeschäftsfÜhrung IHK Erfurt

a . befürwortet, .

ES abgelehnt,
a ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres sohrlftliohen Beitrages zum
Gesotzgebungsverfahron zusammenl

(§ 6 Abs, 1 Nr. 4 ThUrBeteiidokG) . ,

Vor dem Hintergrund derselt Jahren steigandön finanziellen und bürokratischsn Belastungen für dts
MItgliedsuntemehmen der !H« Erfurt und den besonderen Heraysforderungen, die d)e Covld-19-Pandemie (ur die
Wirtschaft mit sich brlnflt, lohnen wir eine Erhöhuna des Rtindfunkbeiträgs auf 1,8,36 Euro ab.

Ja (Hinwsls; weiter mit Frage 6)

Wenn Ste die Frage 8 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

in welcher Form haben Sie sich geäußert?

per £-Ma

per Brief

Wenn Sie dte Fr^ge 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftrag g ebprl

2 •



Mit meiner Unterschrift versichere Ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaüon,
Änderungen In den mitgeteilten Daten werde ich unverzügiloh und unayfgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsvferfahrens mlttelien.

^-/W, /\ö,/\/i, '2ceo ' .  ^ • !

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Industrie- und Handelskammer 
Erfurt Hauptgeschäftsführerin 

Per Mail an: poststelle@thueringer-landtag.de  

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Europa, Kultur und Medien 
Herrn Ministerialrat Forelle 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

THOR LANDTAG POST 
11,11.2020 09:27 

27350 2020  

10. November 2020  

Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Erfurt zum Gesetzentwurf der Lan-
desregierung — Drucksache 7/1587, Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungs-
staatsvertrag 

Sehr geehrter Herr Forelle, 

vielen Dank für die Gelegenheit zu einer Stellungnahme im Rahmen des schriftlichen Anhö-
rungsverfahrens zum oben benannten Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucksache 

7/1587). Gern nehmen wir Bezug auf den wirtschaftsrelevanten Aspekt der Neufestsetzung 
des Rundfunkbeitrages. 

Vor dem Hintergrund der seit Jahren steigenden finanziellen und bürokratischen Belastungen 
für die Mitgliedsunternehmen der IHK Erfurt und den besonderen Herausforderungen, die die 

Covid-19-Pandemie für die Wirtschaft mit sich bringt, lehnen wir eine Erhöhung des Rundfunk-
beitrags auf 18,36 Euro ab. 

Mit freundlichen Grüßen 

Anlage 

1/1  
TÜV 
PPAgnb 

150 1001 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formbtattzur Datenerhebung '
nach § 6 Abs* 1 des Thüringer Beteilißtentranspärenzdokumentationsge&otzes

l

Jocie natürliche oder JuriBtfsche Person, die siüh mit' einem schriftllchön Beitrag gn e?nem
Qssetzgebungsverfahren beteiligt . hat, ist nach , dem Thüt'lnger
Betefligtöntrar^parenzdoKumentetionsgesetz; (ThürBetBitdokG) verpflichtet, die 'naohfolg^nd
erbetonah Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen, i

Die Informationen der folgenden Felder 1 bts 6 werden in Jedem Fall ^Is verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBötsiidokG in der Betelligtentransparenzcfokumentetion
veröffentlicht, fhr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten dea
Thüringer Landtags vsröffentiicht, wenn Sie Ihre Zuetimmung hierzu erfeiien, |

S!He gut f^seftfch ausfüllen und wssimmen mit der $t^fungnQhmQ SQHM \

Zu welchem O&öetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des (SesöfzentWürfs)?

Thüringer Gesetz s;u dem Ersten Medienäncterun^sBta^svertrag, GeBelzenlwurf der Landosregiei-ungi
Drs. 7/1587 - ;

1.

,2.

Haben Sie sich g|& Vertreter einer juri&tischsn Perspn geäußert, d. h. als'Vertreter'siner
Vereinigung natürlicher personon oder S@chön (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene
ß^no3$ensah8ft oder öf^htllche' Anstalt, Kürperschaft deB öffentlichen Rächts^ Stlftunß, d®&
öffentlichen ^©cht&)?
(§ '8 Ab6,1 Nr, 1,2 ThtirBBtßSldoS«^ Hinweis; Wenn iwln, dann weiter mit Preg$ 2. Wsw ja, dann weiter mit Frflge.a.)

N am®

Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF) 1

Geschäfts- oder Dlenstatase .

Straße, Häusnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort .

Organ iB@tfonsform i

^nstait des öffentlichen Rbchts
!

T

T
ZDF-Straße 1 l

55100 Mainz i
l

Haben Ste sfoh als natürliche Person ge^ußsn, d, h. als Privatperson?
<S S Ab6,1 Nr. l. 2 ThürSoteHdökG)

Name ' . • Vorname '

l
l

±

t! Gesohäfts" oder Diönstadrease ll Wohnadresss i

{Hlnwete; Angaban xurWohn^fögse slnct nur erforderlitih, wann keine andere Adresse Senannt v^A(. Die Wonriadress$
wird fn keinem Fall varöffentlicM.) i

Streif Heiusnunnmer

Postleteahl, Ort

.!

i
t



3.

4.

i8.

e.

Was ist der Schwerpuiikt Ihrer Inh^llchen oci©r beruflichen Tättgköit?
(§ 6 Abs, 1 Nr. 3 ThürB6tel!do(<0)

Dä$ ZDF veranstaltef Fernsehprogramme und bietet Telemedfen naohiMaßgabe des
ZDF-Staatsvertrags und des Rundfunkstaatsvertrags an. \

f

Haben Si® In Ihrem schriftlichftn Beitrag die ©ntworfenön Resöiungen Insgesamt ehor

^ befürwortet, . |
r i . abgelehnt, . , l
t i ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig öingeschätzt? \

Bitte fassen Sie kurz dl$ wesentlichen Inhalte (K^mauss^e) Ihres ßohrlHlich^n Beitrages zum
Geseteäebungs^rfahren zusammenl • j
(§ ? Abs. 1 Nr. 4 TtiürBö($ilciokG) i

l

Zustimnnung %u dem Gesetz ^um Ersten Medienänderung$staatsvertra^

i

i
l

l

l.

l
Wurden.Ste vom Landtag gebeten, einen sohriftlioh^n Bsifrag zum öeselzgebyngBVorhaben
dnäiireiohen? '
(8 $ At>8. l Nr, 5 Thü(BeielttloRG)

^ ]8 (HlnwötS; weiter mit Fraga $} ff , nein ;

Wönn Sfe die Frage 5 verneint haben: Aus welohem Anfass haben Sie sich äe^uEiert?
l

l
t

!

l

)n welcher Form haben Sie sich geäußort? - i

11 per E-MaSl

H per Brief

Haben $1© sich ftte Anwalfaksnzlei im Auftfag einös Auftraggebers mit schriftfloh^n Beiträgen
am Gesetegebungßverfahren beteiligt?
(§5Ab5,1Nr.eThÜrB^StdökQ)

U Ja ?<! nein (wsiter rtiit Frage 7

Wenn Sie die Frag» 0 bejaht haben; BEtt? börtennen Sie fhren Auftt'aggeberl



7.

Stimmen Sie einer Veröffentljohunö Ihfes äohrKEHchen Beitrages irt der
Beteifigtenfransparenzdökumentätlonzu?
(§ $ Abft. 1 Saia 2 Thüf8@t9lldol<G)

^ J8 nein

Mit meiner Untereohrlft versichere ich die Richtigkeit und Vollständlökelt d6r An$aben.
Änderungen in den irtitg^eilten Dsten werde Sah Linverzüglich und unaufsefordert t?iB zum Ab$chluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen, ;

Ort, Datum

Mainz ,24.11 ,2020

UnferscJ

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



THUR. LANDTAG POST 
1211 2020 10:08 

Z7545 Z0Z.C .  

Zweites Deutsches Fernsehen 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

55100 Mainz 

ZDF • 55100 Mainz 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Europa, Kultur und Medien 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Der Intendant  

vorab per E-Mail: poststelle@thueringer-landtag.de  

Ihr Zeichen und Tag Unser Zeichen Telefondurchwahl Datum 

11.11.2020  

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 
Anhörungsverfahren  gem.  § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Ausschussmitglieder, 

zunächst möchte ich mich herzlich dafür bedanken, dass Sie dem ZDF die Möglichkeit einer Stel-
lungnahme zu der oben genannten Beratung eingeräumt haben. Hierzu finden Sie zum einen bei-
gefügt die Antworten des ZDF auf die von Ihnen übersandten Fragen, zum anderen darf ich nach-
folgende Ausführungen voranstellen. 

Die unabhängige Expertenkommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 
(KEF) hat entsprechend ihres staatsvertraglichen Auftrags den von ARD, ZDF und Deutschlandradio 
angemeldeten Finanzbedarf intensiv und detailliert geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass 
zu einer sachgerechten und auftragsgemäßen Finanzierung des Rundfunks eine Anpassung des 
monatlichen Rundfunkbeitrags notwendig ist. Denn trotz einer deutlichen Reduzierung des von den 
Rundfunkanstalten angemeldeten Finanzbedarfs kommt die Kommission zu dem Ergebnis, dass ein 
Fehlbetrag von rund 1,525 Mio. im Zeitraum 2021 bis 2024 nicht durch weitergehende Einsparun-
gen seitens der Rundfunkanstalten zu decken ist. Die unabhängige Expertenkommission empfiehlt 
den Landesregierungen und den Landtagen deshalb, den Rundfunkbeitrag ab dem 01.01.2021 von 
17,50€ um 0,86€ auf 18,36 anzupassen. Zur Umsetzung der Empfehlung der KEF haben die 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder den entsprechenden Staatsvertrag im Juni 
auf ihrer Konferenz unterschrieben. 

Seit 2009 wurde der Beitrag (damals noch Gebühr) nicht mehr erhöht. Er konnte aufgrund der Um-
stellung von der Gebühr zum Beitrag zwischenzeitlich sogar auf 17,50 gesenkt werden. Mehrer-
träge, die sich im Zusammenhang mit der Umstellung ergeben haben, wurden von den öffentlich-
rechtlichen Sendern in Absprache mit der KEF und den Ländern in einer, Sonderrücklage gesammelt 
und — wiederum in Absprache mit der Politik und der KEF — in der aktuellen Beitragsperiode einge-
setzt. Eine weitere Sonderrücklage, die die Sender in der aktuellen Beitragsperiode infolge einer 
unterbliebenen weiteren Beitragssenkung gebildet haben, wurde bei der Prüfung der KEF berück-
sichtigt und plangemäß für die kommende Periode zur Verwendung freigegeben. Vor diesem Hin-
tergrund ergibt sich bereits aufgrund der Inflation, die den öffentlich-rechtlichen Rundfunk wie alle  
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anderen Institutionen trifft, die Notwendigkeit einer Beitragsanpassung. Die Empfehlung der KEF zur 
Beitragsanpassung entspricht einer jährlichen Steigerungsrate von 1,2%. Bereits bei seiner Anmel-
dung zum 22. KEF-Bericht hat das ZDF bei den Gehältern eine Steigerungsrate zugrunde gelegt, 
die unterhalb der Tarifsteigerungen liegt, die es im öffentlichen Dienst gab. 

Vor dem geschilderten Hintergrund gilt es aus Sicht des ZDF zu betonen, dass bereits die antrags-
gemäße Umsetzung der KEF-Empfehlung mit deutlichen Einsparauflagen und Einschnitten verbun-
den sein wird. Dies liegt ganz konkret auch darin begründet, dass die KEF insbesondere beim Pro-
grammaufwand sowie auch bei den Investitionen deutliche Kürzungen vorgenommen hat. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass die Planungen der Rundfunkanstalten sowie die Prüfungen 
der KEF die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie nicht vorhersehen konnten. Hier haben sich ei-
nerseits die Produktionsbedingungen deutlich erschwert und andererseits sind durch die Abschwä-
chung in•bestimmten Zweigen der Wirtschaft auch bei den Rundfunkanstalten Ertragsausfälle so-
wohl bei den Beiträgen als auch bei der Werbung zu erwarten. Dass dies die Finanzsituation der 
Rundfunkanstalten zusätzlich belasten wird, liegt auf der Hand. Das genaue Ausmaß der Belastung 
wird sich noch zeigen. 

Gleichzeitig hat die Nutzung der öffentlich-rechtlichen Fernsehprogramme in der COVID-19-Pande-
mie noch einmal deutlich zugenommen. Überdurchschnittlich ist dabei die Zunahme bei den jungen 
Menschen. Die Menschen in Thüringen haben 2019 im Durchschnitt pro Tag 59 Minuten die TV-
Programme von ARD und ZDF geschaut. Während der Hochphase der Pandemie ist der Wert auf 
69 Minuten pro Tag angestiegen. 

Der meistgesehene TV-Sender in Thüringen sowie im gesamten Bundesgebiet war 2019 das ZDF-
Hauptprogramm. Dies gilt auch für das aktuelle Jahr. Die Einschaltquote des ZDF-Hauptprogramms 
lag in Thüringen zwischen Januar und Ende Mai mit 13,6 % auf einem ähnlichen Niveau wie der 
ZDF-Bundesdurchschnitt. Auf Platz 2 liegt in Thüringen das Erste Programm der ARD. Dahinter 
kommen RTL und  MDR  Fernsehen. Diese Resonanz unserer Angebote beruht auch auf einem ho-
hen Vertrauen der Zuschauerinnen und Zuschauer in die öffentlich-rechtlichen Angebote (Details 
finden sich hierzu im Fragenkatalog). 

Anders als bei den Privatsendern werden unsere Programme in der Regel in Deutschland produziert. 
Das ZDF ist mit einem jährlichen Investitionsvolumen von zwischenzeitlich knapp 700 Mio. € der 
größte einzelne Auftraggeber der deutschen Produzentinnen und Produzenten. Der Verband der 
deutschen Produzenten hat berechnet, dass 2/3 der Umsätze der deutschen Produzentinnen und 
Produzenten von ARD und ZDF kommen. ARD und ZDF sichern mit ihren Investitionen eine kreative 
und vielfältige Produzentenlandschaft in Deutschland. Gerade in der aktuellen  Corona-Krise ist das 
Engagement des öffentlich-rechtlichen Ründfunks für diese Szene überlebensnotwendig. 

Das ZDF beteiligt sich seit Ausbruch der Pandemie hälftig an den finanziellen Risiken der Produ-
zenten aus Drehunterbrechungen bzw. Drehabbrüchen. Mit einem neugeschaffenen Liquiditäts-
fonds, aus dem den Produzenten Vorauszahlungen zur Verfügung gestellt werden können, versucht 
das ZDF, die Produzenten in der Krise zusätzlich zu unterstützen. Das ZDF beteiligt sich an den 
Mehrkosten des von der Produzentenallianz abgeschlossenen Kurzarbeitertarifvertrages mit ver.di 
und dem BFFS. Zudem werden seit Wiederaufnahme der Produktionen im Rahmen von neuen Be-
auftragungen die vorhersehbaren  Corona-bedingten Mehrkosten, beispielsweise aus Hygienemaß-
nahmen, zu 100% übernommen. In diesem Rahmen konnten die Dreharbeiten zu fast allen ZDF-
Auftrags- und Koproduktionen, die während des Lockdowns zum Erliegen gekommen waren, wieder 
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aufgenommen und teilweise abgeschlossen werden, Das betrifft auch ganz konkret Produktionen in 
Thüringen wie etwa Sportübertragungen und die Produktion der Finalshow „Dein Song 2020", die 
anders als ursprünglich geplant ohne Publikum, als Eigenproduktion mit technischer Unterstützung 
des KiKA in Erfurt unter  Corona-  Auflagen durchgeführt werden konnte. 

Die Beauftragung von Neuproduktionen wurde soweit als möglich verstärkt. Dazu gehören beispiels-
weise der neue Thüringenkrimi, die Musikreihe zdf@bauhaus, Dokumentationen und Kinderpro-
gramme. 

Getragen von dem gemeinsamen Verständnis der Länder und Sender, dass es erforderlich ist, die 
innovative und kreative TV-Produktionslandschaft in Deutschland zu erhalten, befinden wir uns mit 
den Ländern, Sendern und Produzenten im intensiven Austausch, wie dies für den weiteren Verlauf 
der Pandemie gelingen kann. Eine Reihe von Ländern werden daher einen von der Filmförderanstalt 
in Berlin zu verwaltenden Fernsehausfallfonds aufsetzen. Das ZDF hat gemeinsam mit den anderen 
beteiligten Sendern zugesagt, sich im Schadensfall ebenfalls mit substantiellen Zahlungen zu betei-
ligen. Der TV-Ausfallfonds für Fernsehproduktionen stellt einen wichtigen Schritt dar, um nicht ver-
sicherbare Risiken auf Seiten der Produzenten im Falle von Covid19-bedingten Drehunterbrechun-
gen bzw. Abbrüchen deutlich zu reduzieren und damit zur Unterstützung der unabhängigen Produ-
zenten in Deutschland beizutragen. 

Unabhängig hiervon setzt das ZDF sein Bemühen zu weiteren Sparanstrengungen fort. Dabei wer-
den die von der KEF festgehaltenen mittel- und langfristigen Wirtschaftlichkeitspotentiale (Ausfüh-
rungen hierzu finden sich ebenfalls im Fragenkatalog) Berücksichtigung finden. 

Lassen Sie mich zum Abschluss meines Schreibens betonen, dass das ZDF die Erhöhung des 
Rundfunkbeitrags benötigt, um weiterhin ein unabhängiges und nicht an kommerziellen Interessen 
orientiertes Programm bedarfsgerecht finanzieren zu können. Eine ausbleibende Beitragserhöhung 
könnte nur mit deutlichen Einschnitten im Programmangebot aufgefangen werden, durch die sicher-
lich auch die beschriebene Akzeptanz in weiten Teilen der Bevölkerung leiden würde. Eine ausblei-
bende Erhöhung hätte darüber hinaus auch negative Auswirkungen auf die deutsche Produzenten-
landschaft 

Gerne stehe ich Ihnen und dem Ausschuss für ein vertiefendes Gespräch zur Verfügung. Söllten 
Sie weitere Informationen benötigen, wenden Sie sich gerne auch an den Justitiar unseres Hauses, 

und an den Leiter unserer Abteilung Medienpolitik,  

Mit freundlichen Grüßen 

Anlage 
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Anlage 3 

Fragenkatalog 

zur schriftlichen Anhörung zu Drucksache 7/187 

ZDF-Antworten ' 

1. Ist Ihrer Meinung nach der 22. Bericht der Kommission zur Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (KEF) gesetzeskon-
form entstanden? 

Ja, alle notwendigen Verfahrensschritte wurden absolviert. Seitens des ZDF ist 
das Verfahren der KEF nicht zu beanstanden. 

2. Ist Ihrer Meinung nach der Vorschlag zur Beitragsanpassung auf Basis des 22. 
Berichts der KEF gesetzeskonform entstanden und hält dieser einer verfassungs-
rechtlichen Prüfung stand? 

Ja, die notwendigen Verfahrensschritte wurden eingehalten. Abweichungsgründe 
vorn KEF-Vorschlag liegen nicht vor. 

3. Sehen Sie eine der verfassungsrechtlichen Bedingungen zur Abweichung vom 
Vorschlag der KEF, also mangelnder Zugang zu Informationen oder eine unan-
gemessene Belastung der Beitragszahl*innen (vergl. BVerfGE 90, 60 [103  fl),  
als erfüllt an? 

Nein, entsprechende Bedingungen liegen nicht vor. Die vorgeschlagene Bei-
tragserhöhung von 86 Cent im Monat führt. nicht dazu, dass der Zugang zu unse-
ren Angeboten behindert würde. Auch eine unangemessene Belastung der Bei-
tragszahler selbst ist nach den Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts nicht 
fstzustellen. Dabei ist die allgemeine Lohn- und GehaltsentwiCklung seit der 
letzten Beitragserhöhung ebenso zu berücksichtigen, wie bspw. die allgemeinen 
Teuerungsraten. Auf der anderen Seite existieren  midi  Ausnahmeregelungen 
bei der Erhebung des Rundfunkbeitrags im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag, die 
eine Befreiung von der Beitragspflicht in bestimmten Härtefällen vorsehen. . 

Die Löhne in Thüringen sind im Zeitraum 2010-2019 bezogen auf die Basis 2009 
nominal um über 36 °A gestiegen, während der pro Haushalt zu entrichtende 
Rundfunkbeitrag seit dem 01.04.2015 um 2,7% (von 1798€ auf 17,50€ im Mo-
nat) abgesenkt werden konnte. Bis zum Ende der nächsten Beitragsperiode ni 
Jahre 2024 werden die Löhne in Thüringen gegenüber 2009 gemäß den Progno-
sen um über 50 % gestiegen sein, der Rundfunkbeitrag dagegen lediglich  urn  
2,1 % (von 17,98 € auf 18,36 € im Monat). Eine unangemessene Belastung der 
Beitragszahler durch die Anpassung des Rundfunkbeitrags ist daher für uns nicht 
erkennbar. 

4. Sehen Sie eine Gefahr für die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in 
der Bevölkerung, wenn der Beitrag angehoben wird? 

Aus der von der KEF vorgeschlagenen Beitragsanpassung ergibt sich nach 
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Auffassung des ZDF keine Gefahr für die Akzeptanfdes öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks in der Bevölkerung. Sowohl die Menschen in Thüringen als auch alle 
anderen Bundesbürgerinnen und Bundesbürger nutzen die öffentlich-rechtlichen 
Angebote nicht nur intensiv, sie vertrauen den Angeboten auch in hohem Maß. 
Eine umfassende Befragung im gesamten Bundesgebiet im Auftrag des ZDF 
ergab, dass 83 % der Deutschen der Auffassung sind, dass der öffentlich-rechtii-
che Rundfunk gerade auch in. der  Corona-Krise — vertrauenswürdig und seriös 
berichtet. 73 % empfinden den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als verlässlichen 
Begleiter durch die Krise. Hierbei wird ausdrücklich die inhaltliche Vielfalt unserer 
Angebote begrüßt, von KIKA, über unsere Nachrichten und Wissenssendungen — 
wie Leschs Kosmos oder  Terra  X — bis hin zu Serien, Fernsehfilmen und an-
spruchsvoller Unterhaltung. Die Menschen schätzen•am öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk eine ausgewogene Mischung aus  Informations-,  Bildungs-, Kultur- und 
Unterhaltungsinhalten. 

Die Befragungen machen deutlich: Für die Akzeptanz unserer Angebote ist es: 
von großer Bedeutung, dass.wir auch in Zukunft die gesamte Bandbreite ah In-
halten anbieten können. 

5. In welche Richtung bzw. wie sollte die Auftragsdefinition des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks in den nächsten Jahren fortentwickelt werden? Ist es richtig, 
wenn nicht zuerst ein klarer Auftrag für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk defi-
niert wird und erst dann die Form und die Höhe der Finanzierung festgelegt wird? 
Wie sinnvoll ist eine Reduzierung des Umfangs des öffentlich-rechtlichen Ange-
bots und welche Bereiche kämen dafür in Betracht? 

Die Auftragsdefinition folgt dem verfassungsrechtlich vorgegebenen Funktions-
auftrag des Rundfunks. Innerhalb dieses Rahmens und unter Beachtung der 
Grundsätze der Vielfaltssicherung legt der Gesetzgeber den Umfang der Ange-
bote fest. Dabei ist neben der Bestands- und Entwicklungsgarantie zu beachten, 
dass den Rundfunkanstalten von Verfassung wegen die Entscheidung über die 
zur Erfüllung des Funktionsauftrags als nötig angesehenen einzelnen Inhalte und 
Formen des Programms zusteht. Gerade die laufende Pandemie hat gezeigt, 
dass mit dieser Auftragsdefinition die Bevölkerung angemessen versorgt werden 
kann. Der.Finanzbedarf folgt wiederum der Beauftragung. Das Programm soll 
nicht über die Finanzierung, sondern anhand journalistisch-redaktioneller Krite-
rien gestaltet werden. Demnach  sett  ein unabhängiger Rundfunk voraus, dass 
die konkrete Finanzierungshöhe von, der KEF danach bemessen wird, was für die 
Auftragserfüllung 'notwendig ist. Die Ermittlung der konkreten Beitragshöhe muss 
daher auch nach den Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts losgelöst 
von medienpolitischen Zwecksetzungen erfolgen. 

6. Wie sollte die Anpassung der Auftragsbeschreibung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks an die heutigen Medienbedürfnisse und Mediennutzung der Bevölke-
rung ausgestaltet sein? 

Ein wichtiger Schritt der Modernisierung der Auftragsbeschreibung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks war die Anpassung des Telemedienauftrags im neuen 
Medienstaatsvertrag. Die Notwendigkeit dieser Auftragsanpassung wurde berbits 
im Jahr 2016 in dem sog.  „Cloud-TV-Gutachten" von den Professoren Holznagel,  
Picot  und Dörr im Auftrag des ZDF nachgewiesen, Auch das Bundesver- 
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fassungsgericht hat in seinem sog. Zweitwohnungs-Urteil im Jahr 2018 betont, 
dass ein konkurrenzfähiges Angebot des öffentlich-rechtlichen Rundfunks umso 
wichtiger ist, als derzeit zunehmend Angebote ohne journalistische Zwischenauf-
bereitung und Verantwortung für Quellen und Fakten das Internet dominieren, 
Die Auftragsanpassung im Medienstaatsvertrag wurde gerade jüngst im ZDF 
durch den Abschluss des Drei-Stufen-Testverfahrens konkretisiert. Dabei wurde 
erneut deutlich, dass die Auftragsbeschreibung zwingend mit der technischen 
'Entwicklung verbunden ist. Es ist vörstellbar, dass Flexibilisierungen In der Be-
auftragung in Zukunft helfen, auf technische Entwicklungen schneller reagieren 
zu können. Gerade im Hinblick auf die Darreichungsform und die technischen 
Verbreitungswege könnte dies zukünftig zusätzliche Bedeutung erlangen, auch 
•bspw. in Verbindung mit zielgruppenspezifischen Angeboten. Auf der anderen 
Seite werden Angebote, die breiten Zuspruch erfahren, weiterhin besondere Be-
deutung haben, da diese einen entscheidenden Teil der Aufgabenerfüllung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks darstellen. Wichtig dabei ist jedoch, dass die Be-
auftragung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks stets aus sich heraus gestaltet 
Wird. Eine durchgehende Abgrenzung des Angebots allein über einen Vergleich 
zu (kommerziellen) Drittanbietern, bspw. anhand marktlicher Kriterien, würde. 
dem Grundversorgungsauftrag nicht gerecht und dem Prinzip des publizistischen 
Wettbewerbs widersprechen. 

7. Inwiefern könnte eine Auftragsflexibilisierung dazu beitragen, die Kosten und da-
mit den Rundfunkbeitrag stabil zu halten? 

Eine Auftragsflexibilisierung könnte insofern einen Wirtschaftlichkeitsbeitrag leis-
ten, als dadurch auf aktuelle technische Entwicklungen schneller reagiert werden 
könnte (siehe hierzu auch Frage 6). Ggf. entstehende Kosteneffekte wären dabei 
im Rahmen des regelmäßigen KEF-Verfahrens zu überprüfen. 

8. Wie ist der Reformwille der Anstalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks be-
züglich der Debatte über schlankere Strukturen und den Abbau von Doppelstruk-
turen, mehr Kooperationen, eine Erweiterung der Gemeinschaftsaufgaben und 
deutliche Einsparmaßnahmen einzuschätzen? 

Das ZDF bekennt sich zu weiteren Sparanstrengungen. Die KEF hat in ihrem 22. 
Bericht weitere mittel- und langfristige Wirtschaftlichkeitspotentiale festgehalten, 
die die von den-  Anstalten bereits getroffenen Maßnahmen ergänzen. Wir werden 
diesen Weg weiter konsequent beschreiten und unter Beachtung der staatsver-
traglichen Vorgaben sowie bereits umgesetzter Maßnahmen daraus resultie-
rende Wirtschaftlichkeitspotentiale in Abstimmung mit den zuständigen Gremien. 
nutzen. Dies haben ARD, ZDF und Deutschlandradio auch gegenüber den Re-
gierungschefinnen und Regierungschefs der Länder erklärt. 

9. Führt das derzeitige Finanzierungsprinzip des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
„Finanzmittel nach Bedarf" tatsächlich zu Einsparungen? Oder müsste dieses 
Prinzip nicht geändert werden? Welches Prinzip sollte gelten? 

Das Prinzip der bedarfsgerechten Finanzierung  soli  primär dazu führen, dass der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk seinen Auftrag erfüllen und damit zur Meinungs-
vielfalt beitragen kann. Dabei ist jedoch hervorzuheben, dass der so verstandene 
Bedarf nur das erfasst, was tatsächlich zu Auftragserfüllung notwendig ist. 
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Dieses Prinzip wird über das Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag festgelegte 
KEF-Verfahren gewährleistet. Dieses Verfahren wird zum einen von dem verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz auf beclarfsgerechte Finanzierung sowie von dem 
europäischen Verbot der Überfinanzierung getrieben. In diesem Rahmen hat • 
auch das Verfahren zum 22. KEF Bericht gezeigt, dass Einsparungen realisiert 
werden können. 

Vor dem geschilderten Hintergrund gilt es aus Sicht des ZDF zu betonen, dass 
bereits die antragsgemäße Umsetzung der KEF-Empfehlung mit deutlichen Ein-
sparauflagen und Einschnitten verbunden sein wird. Dies liegt konkret auch darin 
begründet, dass die KEF insbesondere beim Programmaufwand sowie auch bei 
den Investitionen deutliche Kürzungen vorgenommen hat. Ferner bleibt abzuwar-
'ten, ob die von der Kommission erwarteten Beitragserträge erzielt werden kön-
nen. 

10.Sollte der bislang eingeschränkte Prüfrahmen der KEF, der sich lediglich darauf 
erstreckt, ob sich die Programmentscheidungen der Anstalten im Rahmen des 
Rundfunkauftrags halten und den Finanzbedarf nach den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zutreffend ermittelt wurde, erweitert werden? Wie 
sollte dieser Prüfrahmen erweitert werden? Wie bewerten Sie die fehlenden Ein-
sichtsmöglichkeiten der KEF in Verträge der Rundfunkanstalten (bspw. Kabel-
netzbetreiber, Sportübertragungsrechte) im Hinblick auf den Prüfauftrag der 
KEF? 

Die KEF hat die Aufgabe als unabhängige Expertenkommission, die Finanzprü-
fung und -ermittlung vorzunehmen, die verfassungsrechtlich dem Staat entzogen 
ist. Hierbei findet die Kompetenz der KEF allerdings auch ihre Grenze in der Pro-
granirnautonomie der Rundfunkanstalten. Die KEF kann ihre Aufgabe nur bei 
Vorliegen valider Prüfkriterien erfüllen. Mach Ansicht des.ZDF ist dies aktuell der 
Fall. Diese Kriterien werden im Detail von der KEF ständig — auch in Zusammen-
arbeit mit den Rundfunkanstalten —. fortentwickelt. Dabei setzt die Arbeit der KEF 
gerade nicht die Bewertung einzelner Verträge voraus. Die KEF hat das Recht, 
unter Beachtung der wettbewerbsrechtlichen Vorgaben notWendige finanzielle 
Angaben zu erhalten, um die Beachtung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit prüfen zu können. Darüber hinaus ist es nicht Sache der KEF, 
einzelne Programmentscheidungen zu bewerten. 

11.Wie ist die hohe Anzahl (186) von Beteiligungen der Rundfunkanstalten zu be-
werten? Sollten die Rundfunkanstalten ihre Beteiligungen sukzessive vermin-
dern, um so mehr Transparenz und Einsparungen zu erreichen? 

Das ZDF hat vier kommerzielle Tochterunternehmen, die direkt dem ZDF unter-
stehen: die Vermarktungstochter ZDF-Werbung, die Vertriebs- und Produktions-
tochter ZDF-Enterprises,  die Sportrechteagentur SportA, über die das ZDF zu-
sammen mit der ARD Sportrechte erwirbt und eine 25,1%-Beteiligung an der 
Bavaria Studios &  Production  Services GmbH. Die Beteiligungen werden im 
Jahrbuch des ZDF online veröffentlicht: https://www.zdf.de/zdfunterneh-
men/2019-jahrbuch-dokumentation-128.html  
ZDF-Enterprises  hat seinerseits Beteiligungen an verschiedenen Produktionsun-
ternehmen. Die Beteiligungen sind auf den Unternehmensseiten des ZDF und 



5 

von ZDF-Enterprises  online einsehbar: 
https://www.zdf.de/zdfunternehmen/zdf-beteiligunoen-und-koeperationen-
100.html   
https://zdf-enterprises.de/unternehmen/beteiligungen   

Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben müssen sich sämtliche Tochterunter-
nehmen über den Markt refinanzieren. Die Unternehmen erhalten keine Beitrags-
mittel. Mit ihren Überschüssen, die sie ans Mutterhaus abführen, sorgen sie für 
eine Reduktion des Finanzbedads des ZDF. Die KEF prüft dabei auch, ob die Er-
iöspotentiale z. B. aus dem Verkauf von Werbung und dem Vertrieb von Rechten 
ausgeschöpft worden sind. Die Einhaltung der sogenannten Marktkonformitätsre-
geln bei den kommerziellen Beteiligungsunternehmen wird durch die Wirtschafts-
prüfer auf Grundlage eines Fragenkatalogs der Landesrechnungshöfe jährlich 
geprüft. Das ZDF sieht vor diesem Hintergrund keine Einsparpotentiale durch 
eine Reduktion der Zahl an Beteiligungen. 

Der Verwaltungsrat des ZDF erhält jedes Jahr einen Beteiligungsbericht, der die 
wirtschaftliche Lage der ZDF-Tochterunternehmen darstellt. Auch angesichts der 
oben zitierten Informationen auf den Unternehmensseiten ist das ZDF nicht der 
Ansicht, dass es an Transparenz fehlen würde. 

Den Kern der Minderheitsbeteiligungen bildet das gesetzlich erwünschte Enga-
gement des ZDF bei zahlreichen Filmfonds und MedienförderinStituten der Län-
der. 

Jenseits hiervon haben die Rundfunkanstalten jüngst gegenüber den Ländern er-
klärt, ihr Bemühen fortzusetzen, Strukturen im administrativen wie programmli-
chen Bereich  welter  zur verschlanken. Hierfür werden sie sowohl weitere Koope-
rationen als auch externe Beschaffungsmöglichkeiten prüfen. 

12.Welche Einsparpotenziale sehen Sie beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der 
bisher von der KEF noch nicht berücksichtigt wurde? 

Die KEF ist ihrem Auftrag, die Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des ZDF.si-
cherZustellen, in den letzten Jahren gewissenhaft nachgekommen. Das ZDF 
kann deshalb keine Einsparpotentiale. über die Auflagen der KEF hinaus erken-
nen. 

Dabei sieht es das ZDF für sich als selbstverständliche Verpflichtung und Verant-
wortung an, mit den ihm anvertrauten Mitteln so sparsam, wirtschaftlich und effi-
zient wie möglich umzugehen. 

13.Welche konkreten Einsparungen in welcher Höhe sind seitens der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten in den letzten zehn Jahren erfolgt? Welche kon-
kreten Erfolge konnten in den Bereichen Personal und Pensionslasten erzielt 
werden? 

Das ZDF hat in den letzten 10 Jahren 562 Vollzeitstellen abgebaut. Dies ent-
spricht rund 10% des Personals. Da vom Abbau auch viele Teilzeitstellen betrof-
fen waren, liegt die Zahl an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die nicht mehr für 
das ZDF tätig sind, deutlich über der Zahl von 562. Zudem hat das ZDF 
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zahlreiche personalwirtschaftliche Maßnahmen, wie zum Beispiel befristete Wie-
derbesetzungSsperren, ergriffen, um die mit der KEF vereinbarten finanziellen 
Einsparziele beim Personaietat zu erreichen. Um die Personaleinsparungen er-
zielen zu können, hat das ZDF eine komplette Direktion abgebaut und soge-
nannte Plattformredaktionen eingeführt. Sie planen, produzieren und verantwor-
ten die Formate für einen ganzen Inhaltebereich, wie z. B: die Kultursendungen 
und -beiträge aus Berlin für sämtliche Programme und Formate des ZDF sowie 
der Partherprogramme wie z.B. 3sat inklusive der dazugehörigen Online-Ange-
bote. 

Bei den Pensionslasten konnte durch die Neuregelung der Altersversorgung ins-
besondere eine Begrenzung der laufenden Steigerungen bei den Rentenzahlun-
gen erreicht werden. Darüber hinaus tragen die Rundfunkanstalten nach dem 
neuen Versorgungstarifvertrag nicht mehr die Risiken, die sich aus der Zinsent-
wicklung oder veränderten biometrischen Daten ergeben. 

14.Wie bewerten Sie. die Gehaltsstrukturen in den Sendeanstalten? Sollten die 
Rundfunkanstalten sich am Tarif des öffentlichen Dienstes orientieren? 

Die KEF hat bei der Beratungsgesellschaft Kienbaum  Consultants  International 
GmbH ein Gutachten über die Vergütungsstrukturen des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks beauftragt. Im 22. Bericht hält die KEF als Ergebnis des Gutachtens 
fest, dass die Vergütungen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk im Wesentlichen 
den Gehältern in der allgemeinen Wirtschaft entsprechen. Die KEF legt für die 
Bemessung der Personalkosten die Gehaltsentwicklung Uri öffentlichen Dienst 
der Länder zugrunde. Die Tarifabschlüsse des ZDF liegen seit etlichen Jahren 
unterhalb der Abschlüsse des öfferitlichen Dienstes. Das ZDF wird bei anstehen-
den Vergütungstarifverhandlungen weiterhin moderate Tarifabschlüsse anstre-
ben. 

15.Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Beitragshöhe) für den Rundfunknut-
zer ist zu rechnen, wenn ein Ausgleich für den im Zusammenhang mit den ge-
setzlich vereinbarten Rundfunkbefreiungstatbeständen geleistet würde? 

Der sich aus den gesetzlich vorgesehenen Befreiungen ergebende Finanzbedarf 
ist bereits im geltenden Verfahren der Ermittlung der erforderlichen Beitragshöhe 
durch die KEF enthalten. Dieser Ausgleich muss von den Beitragspflichtigen auf- 

' gebracht werden. Es ergäbe sich also umgekehrt eine Entlastung aller Beitrags-
zahler, wenn etwa der Rundfunkbeitrag im Rahmen der Hilfe zum Lebensunter-
halt von staatlicher Seite Berücksichtigung fände. Wenn die aus sozialen Grün-
den befreiten Privaten (Wohnungsinhaber) den vollen Beitrag leisten würden, 
hätte sich im 22. KEF-Bericht statt einer Erhöhung des monätlichen Beitrag'S um 
86 Cent (auf 18,36€) eine Senkung um rund 65 Cent ergeben. Würde der Aus-
gleich nicht über die Beitragspflichtigen, sondern in einem anderen Rahmen er-
folgen, würde dies zu einer entsprechenden Entlastung der Beitragspflichtigen 
führen. 

16.Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Höhe) für den Rundfunknutzer ist zu 
rechnen, wenn eine Reduzierung der Werbung vorgenommen würde? 

Die Ausfälle, die durch eine Reduzierung bzw. eine Abschaffung der TV- und 
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Radiowerbung  be  ARD und ZDF entstehen würden, müssten über eine Erhö-
hung des Beitrags ausgeglichen werden, um eine bedarfsgerechte Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sicherzustellen. Wie hoch die Lüdken im 
Einzelnen ausfallen würden, hängt vorn Ausmaß der Reduzierung ab. Die Effekte 
eines vollständigen Verzichts auf Werbung und Sponsoring in Hörfunk Und Fern-
sehen auf die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ergeben laut 20. 
KEF-Bericht (Seite 221) einen Kompensationsbetrag von 1,23 Euro für ARD und 
ZDF, bezogen auf den damals betrachteten Zeitraum 2013 bis 2016. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass sich die werbetreibende Wirtschaft 
für Werbemöglichkeiten bei ARP und ZDF ausspricht.. Es ist auch nicht davon 
auszugehen, dass bei einem Ausschluss  yen  Werbemöglichkeiten im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk Werbegelder direkt zu den kommerziellen TV- und Radio-
sendern aus Deutschland übergehen würden. Stattdessen ist es sehr wahr-
scheinlich, dass die Werbegelder in Online-Werbung bei den großen US-Anbie-
tem investiert würden. Zudem akzeptiert eine große Mehrheit der Bevölkerung 
Werbung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, wenn dadurch zur Stabilität des 
Rundfunkbeitrags beigetragen werden kann. 

17. Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Höhe) für den Rundfunknutzer ist zu 
rechnen, um eine Erhöhung des Finanzanteils der Landesmedienanstalten auf 
mindestens 3 Prozent wieder auszugleichen? 

Die Landesmedienanstalten sind sehr unterschiedlich finanziell ausgestattet. 
Während einige über hohe Rücklagen verfügen, weil ihnen mehr finanzielle Mittel 
zur Verfügung stehen, als sie für ihre Aufgaben benötigen, haben andere Lan-
desmedienanstalten —wie z. B. die Thüringer Landesmedienanstalt — das Prob-
lem, dass sie ihre Aufgaben kaum mit den zur Verfügung stehenden Mitteln erle-
digen können. Alternativ Wäre denkbar — wie von der KEF bereits mehrfach ge-
fordert —, dass die LMA in Zukunft ihren Bedarf genauso wie ARD, ZDF und 
Deutschlandradio bei der KEF anmelden müssten und sie nicht mehr über eine 
einfache prozentuale Beteiligung am Rundfunkbeitrag partizipieren. Wenn die 
prozentuale Beteiligung im aktuellen System erhöht würde, würde damit zwangs-
läufig der Finanzierungsbedarf und die Beitragshöhe pro Haushalt steigen. Aller-
dings ist dabei auch zu berücksichtigen, dass die Verwendung der von der jewei-
ligen Landesmedienanstalt nicht vollständig ausgeschöpften Beitragsmittel aktu-
ell von Land zu Land unterschiedlich geregelt ist. In der Regel werden diese in 
der Filmförderung eingesetzt. Dabei sind der Verwendung der Beitragsmittel 
enge verfassungs- und abgabenrechtliche Grenzen gesetzt, da der Rundfünkbei-
trag zweckbestimmt erhoben wird. 

Bereits im bestehenden System profitieren die Landesmedienanstalten nicht nur 
automatisch mit ihrem Anteil von 1,9 % von jeder Beitragserhöhung; ab 2021 
stünden ihnen beispielsweise statt 33,2 Cent 34,9 Cent von jedem monatlichen 
Teilnehmerbeitrag zu, 

18.Welche konkreten Auswirkungen hätte eine Beibehaltung der derzeitigen Höhe 
des Rundfunkbeitrags für den  MDR,  den KiKA sowie die Auftragslage der in Thü-
ringen ansässigen Produzenten bzw. Medienunternehmen und Kreativwirtschaft? 
Welche konkreten Produktionen, die auch in Thüringen hergestellt werden, 



8  

würden entfallen? Welche Unternehmen, Produzenten und Freiberufler/Kreativen 
wären konkret betroffen? Wie hoch wäre der finanzielle Ausfall der in Thüringen 
ansässigen Unternehmen und Freiberufler/Kreativen bei einem Auftragsverlust? 

Sollte es zu keiner Beitragsanpassung kommen, würden sich Finanzierungslü-
cken ergeben, von denen alle Bereiche des ZDF und seiner Partnersender be-
troffen wären. Prograrnmliche Kürzungen, beispielsweise auch im Bereich des 
Kinderprögramms, wären die Folge, was Auswirkungen auch auf den KiKA und 
die Auftragnehmer des KiKA hätte. 

19.Wie bewerten Sie die unterschiedliche Kategorisierung der Sendformate bei ARD 
und ZDF im Hinblick auf deren Vergleichbarkeit? s  

Im Rundfunkstaatsvertrag ist ein Qualitätswettbewerb zwischen den Angeboten 
der ARD und des ZDF im Interesse der medialen Vielfalt und der Zuschauerin-
nen und Zuschauer gezielt angelegt. Das ZDF hält den publizistischen Wettbe-
werb zwischen den öffentlich-rechtlichen Anbietern für richtig und notwendig. Die 
KEF nimmt regelmäßig rechnerische Vergleiche von Programmvorhaben vor und 
setzt diese gegeneinander ins Verhältnis. Unter Wahrung der Programmautono-
mie werden dadurch Maßstäbe für die Bewertung von Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit entwickelt. 

20.Wie bewerten Sie die Personalverteilung der Sendeanstalten im Bundesver-
gleich? 

Das ZDF ist eine Anstalt der Länder mit Sitz in Mainz. Es unterhält in allen Län-
dern ein Landesstudio. 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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, 

 ,..k .. 1E2. („1.11/4j' t-ICAr A 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Po tleitzahl, Ort A (,11--( .3 ri  can  4 H 

' 
Haben Sie.sich,als nAtitriiche Person geäußert, d• h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. i Nr. 1,2 ThüiBcteildok,G) 

Name Vorname 

C Geschäfts- oder Dienstadresse CI Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

' 

Postleitzahl, Ort 

, 

1 



. . . ' 
Was Ist denehwerptinitt Ihter inheltlIblien..Odar..barüflicheo •i titiglteit?.' 

(§ 5 Abs. 1 Ni. 3 ThOrNeteild6k0) 

Der Bundesverband Lokal TV (BM) e.V. Ist die Interessenvertretung der privaten Anbieter von ' 

lokalen und regionalen Fernsehprogrammen und Telemedien in Deutschland. BLIV steht Im 
Austausch  ink  der Bundes- und Landespolitik sowie Partnern der Wirtschaft und Medientechnologie. 

, 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

0 befüiwortet, 

2 abgelehnt, • . 

''• ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? , 

• 
Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 

Gesetzgebungsverfahren zusammen! 

(,§ 5 Abs. 1 Ni. 4 ThürBeteildokG) . 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk sollte sich primär auf seine Kernaufgaben/Kernkompetenzen 
konzentrieren. Information und Kultur sOliten dabei im Vordergrund stehen. Dafür sollte die Nutzung 

gemeinsamer Ressourcen noch stärker ausgebaut werden. Das gilt für den Programmbereich und vor 

allem für die Verwaltung. Zudem muss die KEF einen kompletten Zugang zu allen Verträgen der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten erhalten. Gerade In Bezug auf privatwirtschaftliche 
Beteiligungen der' Sender.  

I 

I 
I 

... 

i— 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum C'esetzgebu 9svorhaben 

einzureichen? „ 
(§ 5 Abs, 1 Ni. 5 ThürBeteltdok0) 

_ Ja (Hiriweis.  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Fiage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

• 

• 
In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

D per E-Mail 

EJ per Brief 

. 
Haben Sie sich als Anwaltshaii,lei im. Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Belträgen 

_..., ,,,.. , • - .... 
arn Gesetzgebungsverfahren buteiiigt7: '. 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 TitUrBeiellcfoli() . 

• 
n ja nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

1 . 



gereen Sie einer Verpffenpich4pg 1.11r.e.s schriftlichen eelirageeln,Oer.  

BeteiligtentrMspiepiCkilsürnenetioli zu? ;' • • • 
(§ 5 Abs, 1 Se 2 ThütneteildokG) • 

ja 0 nein 

7. 

Ort Datum  

Aa .A4 2 (920 

Unterschrift 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben, 

Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss 
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Sehr geehrte Damen und Herren,
im Anhang finden Sie unseren Beitrag/ unsere Auffassung zum Thüringer Gesetzentwurf des
Ersten Medienänderungsstaatsvertrags. .

Besten Dank und viele Grüße,

THÜR, LANDTAG P08T
12,11 ,2020 10;52

^^35'/ZoZo

Referentin der Geschäftsleitung

Bundesverband Lokal TV (BLTV) e.V,
Geschäfts- und Pressestelle
Platz der Einheit 14
14467 Potsdam .

Den Mitgliedern des

,..../••'"

Thüringer. Landtag
Zu s~c h r i

7/708 . ;:
^ D^. ?/<?^



Antworten, Fragenkatalog zur schriftlichen Anhörung zu Drucksache 7/1587:

l. Es sieht zumindest so aus. Abschließend müsste das aber von Juristen bewertet werden.

2. Zumindest wurde wurde bislang kein wirklich juristischer Erfolg dagegen erzielt. '

3. Nein. Der Sachverhatt sollte nochmals rechtlich überprüft werden.

4. Ja. Eine Beitragserhöhung in einer Pandemie, die erhebliche wirtschaftliche Folgen und Job-
Verlusten weltweit, somit auch In Deutschland zufolge hat, ist nicht zu vermitteln.

5. Ja. Eine Reduzierung auf Kernkömpetenzen im Programm wäre sehr sinnvoll. Der

Programmauftrag muss noch klarer definiert werden.

6. . Der öffentlich-rechtliche Rundfunk sollte sich primär auf seine Kerhaufgaben/Kernkömpetenzen
konzentrieren. Information und.Kultur sollten dabei im Vordergrund stehen. Eine Kopie von diversen

Unterhaltungs- und/oder Spörtfprmaten der Privatsender, sollte stark zurückgefahren bzw. eingeschränkt

oder abgebaut werden.

7. Die Nutzung gemeinsamer Ressourcen der öffentlich-rechtlichen Sendearistalten sollte noch

stärker, ausgebaut werden. Das gilt für den Programmbereich und vor allem für die Verwaltung.

8. Zumindest in den finanziell schwächer aufgestellten Anstalten, wie dem RBB, ist der tendenzielle

Wille erkennbar. Die Anstrengungen reichen insgesamt aber noch nicht aus.

9. Eine deutlichere Feststellung der Aufgäben und Ausgaben vorab wäre mit. Sicherheit hilfreich.

10. Die KEF muss einen kompletten Zugang zu allen Verträgen der öffentlich-rechtlichen'

Rundfunkanstalten erhalten. Gerade in Bezug auf privatwirtschaftliche Beteiligungen der Sender.

11. Ja. . . .

.12. Vor allem bei Dopplungen von Programmangeboten im Fernsehen und Radio. Mehrere Pop-

Wellen aus der selben Anstalt bzw. benachbarten Anstalten, die sich vor allem gegen die

privatwirtschaftlichen Radipsender richten, sollten eingestellt werden. Gleiches gilt für den
Fernsehbereich. Dort ist besonders auffällig, dass u.a. viele Quiz-Formate von ARD (DasErste), ZDF und

den dritten Programmen der ARD oder Spartensendern gewissermaßen vom Privatfernsehen kopiert

werden. .

13. Es ist zwar In den letzten Jahren ein Abbau des Personals erfolgt, dennoch ist das Personaltableau.

der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kaum vergleichbar mit dem der privaten Fernseh- und
Radioveranstalter. Die Zusammenlegung von Programmdlrektionen und Chefredaktionen sowie

Programmbereichen bei Fernsehen und Radio sowie Online, wäre bzw. ist in einigen Häusern ein erster .

Schritt. , . .

14. Ja. Erwiesen ist, dass die KEF bereits .die Gehaltsstrukturen von BR, HR, SR, WDR und ZDF

bemängelte. Diese liegen über den Tarifen des öffentlichen Dienstes.

5. Aufgrund der aktuellen, Corona-Pande.mie und den zu erwartenden wirtschaftlichen Folgen,

nsbesondere auf dem Arbeitsmarkt, kann die Frage momentan nur schwer beantwortet werden.
H ,B,^r»^——---.—. ——-..- ^.—- -------- ---^- . - , u .

16. Die Werbetochter des ZDF hat vor einiger Zeit berechnet, dass der Rundfunkbeitrag dann um

1,25 Euro steigen müs?te. Das wäre zu klären, auch in Hinblick auf aktuelle und weitere Sparvorschläge

der öffentlich-rechtlichen Ründfunkanstalten.



17. Das muss von der KEF und weiteren Experten sorgfältig geprüft werden.

18. Da viele Aufträge an Produktionsfirmen gehen, an denen der MDR, der zudem für den KIKA von
ARD und ZDF verantwortlich zeichnet, selbst beteiligt oder deren Besitzer ist, muss das im
Zusammenhang gesehen werden. Eine Reduktiön von Geldmitteln hätte vermutlich Auswirkungen auf
Firmen und Freiberufler/Kreative. Hi^r müsste ebenfalls geprüft werden, an welcher Stelle in den

Anstalten (Verwaltung) gespart werden kann.

19. Es sollte eine klare Positionierung und Zuordnung bei ARD und ZDF geben. Nicht alle

Sendeformate sind momentan in der Kategorisierüng sofort erkennbar.

20. Diese ist sehr ungleich verteilt.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formbiatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgeb.ung s verfahre n beteiligt hat, ist nach dem ' Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteiidokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben ~ soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in Jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der BeteUigtentransparenzdokumentatSon
veröffentijcht. Ihr inhaltiicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut Seserl'ich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu,welchem Gesetzentwurf haben Sie sich 8chriftliGh^eäLißert;(TEtel^es Gesetzentwurfs)? : . :

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregierung
-Drucksache 7/1587-

'T.'^'l

2: :'..{

H^ben'Siesich^als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h, als Vertreter eih^
Vereinigung natürlicher Personen oderSachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene : '

Genossenschaft: oder öffentliche^ Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
'öffentlichen.'Rochts)?- •'".;:. ; :'•.:.. ••:. '. -.:.':-' \':'":... •11,:;;;' .•.:,::j ..; ,.:'-;1.-1;- ^'^ .. ";.; ^ '.: •.;1/.1:.' :,'

{§5 Abs. ,1, Nr,. 1, ,2 ThürBeteiidokG; Hinwe!s:.Wenn nein, dann weiter mit Frage 2, Wenn }a, dann weiler mit Frage 3.) . :

Name

Verband Privater Medien -VAUNET

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Eingetragener Verein

Stromstr. 1

10555 Berlin

Haben Sie sich als natürliche^Person geäußert, d. :h. als Privatperson? / : : : -:: :
.(^5Abs.'1^r;''1,.2:ThürBeteildol<G).' :••— ,."••.;: '. -" :•.,•' -' : • . „ , '•.1 , ,.:'.:.. .... .:'•;:'. ';'. • •

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dierisfadresse D Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnacfresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentlicht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort ,

3,
Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltiichep oder b^r.uflichQn Tätigkeit?
(§5Abs,1Nr:3ThürBeteildokG) :: -

1



4.

5. "

ß,'v;;

interessenvertretung für über 140 Unternehmen des privaten Rundfunks

Raben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die tentworfenen Regelungen insgesamt eher

D befürwortet,
a abgelehnt,
X ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebu n gs verfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr, 4 ThürBetelldokG)

Der Umfang der von den Rundfunkänstalten benötigten Finanzmittel hängt maßgeblich vom
Umfang des Programmauftrages der Rundfunkanstalten ab. Der VAUNET spricht sich dafür aus,
die von den Ländern angekündigte Neudefinition des Auftrages von ARD, ZDF und
Deutschlandradio schnellstmögtich in Angriff zu nehmen und dabei eine Konkretisierung und
Fokussierung zu vollziehen. Zudem sollen die RundfunRanstaiten ihre Sparanstrengungen
intensivieren. •

Wurden Sie:vöm:Lanätag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben :
einzureichen? . •••.;•• '",:;'.'.'. :;,1;1. .:: <..:.'•. '::1:' •':''"';:'. 1 ••.,. •",'...":.." .,- 1:.:<-^ •"",' . • .'.'• '; ,:,

(§5Abs;1Nr;5ThürBeteildokG) : ; 1.'.11 :•:.',•.. . , :•.. .'.' \ ':. ,. •'';'.' •": .. •'•':•.:.".... ..:'..,, ', '•

X Ja (Hinweis; weiter mit Frage 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus welchem Ahlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

X per E-Mail

D per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit Qchriftiichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? ;: : ; !: . : ; ''':. :
(§5Äbs..1.Nr.6ThÜrBetei|doRG) , •• ,:^ ..-'/^•"1.; '• .•1; .:"::1;:';. '.• ..,."•',/.':;:•. 1:- • : • .:1.! :1..1,1.:1 ,.

a ja . X nein (weiter m!t Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7. !
Stimmen Sie einer Veröffentlichung :lhres schriftlichen Beitrages in der • : :
Beteiiigtentranspärenzdokumentationzu?, : : : : J: ,:\ / : :
(§5Abs.1^atz2ThürBeteHdoi<G)',',':: ..•.•,.•,;;—. -'-,, ''.,."•'••"••::'••• ' ' :: '• .. ••••..• . - ...:; :

X ja a nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
G esetzgebungs Verfahrens mitteilen.

Ort, Datum . ' |

Berlin, den 13. November 2020

Unterschrift '

��Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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POSITIONSPAPIER NeU N ET 
Verband Privater Medien' 

Schriftliche Anhörung des Ausschusses für Europa, Kultur und Medien 

des Thüringer Landtags 

zum Ersten hedienänderungsstaatsvertrag - Drucksache 7/1587 

Datum 13. November 2020 

2020_11_13_VAUNET_Positionspapien2Erster_Medienänderurrgsstaatsvertrag_Thü_LT_7_1587_E01.docx 

Der VAUNET - Verband Privater Medien e.V. bedankt sich für die Gelegenheit, vom 

Ausschuss für Europa, Kultur und Medien des Thüringer Landtages zum Ersten 

Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Thüringer Gesetz zum Ersten 

Medienänderungsstaatsvertrag, Drucksache 7/1587)angehört zu werden. Der VAUNET 

beschränkt sich in seiner Stellungnahme auf eine grundsätzliche Anmerkung zum 

vorgelegten Ratifizierungsentwurf. 

Der VAUNET vertritt über 140 Unternehmen, die privatwirtschaftlich journalistisch-

redaktionell gestaltete Radio-, Fernseh- und Telemedien veranstalten. Sie tragen mit ihren 

zahlreichen Angeboten in hohem Maße zur Medienvielfalt Deutschlands bei. Das Land 

Thüringen ist für einige unserer Mitglieder Standort ihrer unternehmerischen Aktivitäten. 

In der Debatte zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks haben sich die Forderungen 

des VAUNET nach einer Konkretisierung des Auftrags, der Reduzierung von Werbung und 

Sponsoring und einer Verbesserung der Strukturen nicht geändert. Nach wie vor setzt sich 

der VAUNET für ein ausbalanciertes duales Mediensystem ein. Durch die aktuelle Pandemie 

und deren negativen wirtschaftlichen Auswirkungen auf die privaten Medien drohen sich die 

Gewichte noch stärker zugunsten der Rundfunkanstalten zu verschieben. Ohne 

existenzsichernde Maßnahmen droht das duale System endgültig aus dem Gleichgewicht zu 

geraten, dessen Stabilisierung der VAUNET seit langem fordert. Die erforderliche 

Innovationsfähigkeit im Wettbewerb zu den haushaltsabgabenfinanzierten öffentlich-

rechtlichen Angeboten würde auf lange Zeit gehemmt. 

Die privaten Sender versuchen, die Herausforderungen der  Corona-Krise bestmöglich zu 

meistern. Ihre Radio-, TV- und Onlineangebote informieren, berichten und unterhalten 

weiterhin rund um den Tag glaubwürdig und werden dabei teilweise deutlich mehr genutzt 

als vor der Krise. Gleichzeitig verbuchen sie zum Teil aber noch und wieder erhebliche 

Umsatzeinbußen durch den Wegfall von Werbeeinahmen und Auswirkungen auf ihr direktes 

Endkundengeschäft. Für viele Veranstalter bedeutet das unverändert eine 

existenzbedrohende Situation, das gilt insbesondere für kleinere (lokale)Sender sowie 

Zielgruppenangebote. 
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POSITIO SPAPIER Ng-W[9E 
Verband Privater Medien 

Der VAUNET bedauert angesichts dieser Situation, dass die Länder weitere Schritte zur 

Reform der Rundfunkanstalten vorerst bis 2022 vertagt haben. Er schließt sich der 

Einschätzung der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 

(KEF)an, dass es tiefgreifende Reformen im öffentlich-rechtlichen Rundfunk braucht. In 

Krisenzeiten sind alle gefordert, zu sparen. Neben einem Auftragsschwerpunkt auf 

Information, Kultur und Bildung müsste diesem Auftra'g die Finanzierung folgen. Sofern der 

Auftrag klar und auf Schwerpunkte fokussiert definiert wird, muss auch nicht vom 

derzeitigen Prinzip der Beitragsfinanzierung („Beitrag nach Bedarf") abgerückt werden. Je 

weiter und unbestimmter die Auftragsdefinition aber ist, so eher besteht aus VAUNET-Sicht 

die Gefahr, dass die Rundfunkanstalten über Bedarf Finanzmittel bei der KEF anmelden. 

Die Definition des Auftrages muss durch die Legislative und im Medienstaatsvertrag 

erfolgen. Eine Auftragsflexibilisierung, bei der die Rundfunkanstalten selbst die Grenzen 

ihres Auftrages festlegen, ist abzulehnen. Ansonsten entsteht das Risiko einer 

Auftragserweiterung und zusätzlichen Expansion in den privaten Medienmarkt. 

Mit Sorge nimmt der VAUNET wahr, dass die Rundfunkanstalten das in Aussicht stehende 

Beitragsmehrauf kommen z. B. in zusätzliche Sportrechte statt in Kultur- oder 

Bildungsinhalte investieren. Bei der jüngsten Neuvergabe von Medienrechten der Deutschen 

Fußballliga (DFL) haben die Rundfunkanstalten neben den von ihnen bereits.gehaltenen 

Rechtepaketen weitere Medienrechte an der 1. und 2. Fußballbundesliga erworben, darunter 

auch Rechte, die derzeit noch die private Seite inne hat. 

Werbung und Sponsoring sollten bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in ihren 

TV-Angeboten vollständig unzulässig sein und im Radio entsprechend des NDR-Modells auf 

60 Minuten täglich und ein werbeführendes Programm pro Anstalt beschränkt werden. Auch 

sollte einem Ausbau der Cross-Promotion und Cross-Programmierung zwischen ARD-

Fernsehprogrammen und ARD-Audioangeboten (z. B. in Form des Radio-„Tatortes" oder der 

„Sendung mit der Maus"-Radiosendung)enge Grenzen gesetzt werden 

Der VAUNET verweist abschließend auf die KEF, die bei der Präsentation ihres 22. Berichtes 

erklärt hat, dass in der vergangenen und der aktuellen Beitragsperiode keine 

Unterfinanzierung der Rundfunkanstalten vorgelegen habe. Auf Grund der seit 2014 

gebildeten Rücklagen konnten die Rundfunkanstalten umfassend finanziert werden. Auch 

hat die KEF in ihren Berichten sowie bei ihrer Bewertung der Berichte der 

Rundfunkanstalten zu „Auftrag und Strukturoptimierung des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks im digitalen Zeitalter" auf weitere Einsparpotentiale, insbesondere im Bereich 

der Produktionsbetriebe, deutlich hingewiesen. Zudem sei an die regelmäßige Kritik 

verschiedener Landesrechnungshöfe an den weit verzweigten Beteiligungen der 

Rundfunkanstalten erinnert. 

2 



PO SI T S  PA  P I ER NeU N ET 
Verband Privater Medien 

Sofern die Abgeordneten den zur Abstimmung stehenden 1. Medienänderungsstaatsvertrag 

ratifizieren, sollten sie im Zuge der Umsetzung des Medienstaatsvertrages von den 

Rundfunkanstalten eine auftragskonforme Beitragsverwendung sowie weitere 

Sparbemühungen einfordern. Wir bitten die Abgeordneten des Thüringer Landtages, ihre 

Landesregierung aufzufordern, die Lösung der genannten Kritikpunkte unmittelbar 

anzugehen und nicht unnötig Zeit bei der Reform des öffentlichen-rechtlichen Rundfunks 

verstreichen zu.  lassen. 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 6 Abs. 1 des Thüringer Betefligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede na.tQriiche oder Juristische Person, die sich mit ejnem schriftiichen Beitrag aq eihem
Gesetzgebung'sverfahren beteiligt hat, ist . ngch . dem Thüringer
Beteiligtentransparenzctokumentationsgesetz (ThürBete'ildokG) , verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben ~ soweit für sie zutreffend - zu machen. .

Die Informationen der folgenden Felder 1. bis 6 werden in Jedem Fall ajs verpflichtende
Mindßstinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBetelldokG in der BeteiSigtentransparenzciokumentation
veröffentlicht, Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf c(en Snternetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlich QUsfüHen und zusammen mit der SteHungnahme sendön! ~ .

^i^icMpii^i^riii^i^^
^^^^^^^^^^^^'•^'^•^i ;t^!S'ffS3ii'^ ^^^^y^1})^'^'^^'''

Thüringer Gesetz zu dem Ersten R/ledienänderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf dör Landesregierung
-Drucksabhe7/1587--

^'7l^££

B;Mi^
'.^...l.. ^'^'

L'^^-l''1!'^

^"^1^1

/i^k^c/c^hc.^r W,^ -
a Mc/ ?:cvu sc-^iü^ö^ü ?H^

. ^.,K

t-^^̂ <

Geschäfts- oder Dienstadresse ^r. ^U- 3m ^ - J^- 7

[^tt^il Straße, Häusnunnmer (oder Postfach) h FFtf 'e. U; Cb^ci >w ^ ^^-^

^';tr^.l^

Postleltzghl, Ort '??09^ ^-^^
^,fl;,^i';

A' ^'•"^:,
H-'' ^.::.'

8S£
SSt
^®^
•"^'T^'^^'

•.t^r^ •"<••

'^ >;,'": f.. l

Name Vorname

a Geschäfts" oder Dienstadresse n Wohnadresse

(Hinweis; Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse

wird In Reinem Fall veröffentlicht.) . ...

Straße, Hausnummer

ie^€^
:^i§
; ,'^"^.,

Postleitzahl, Ort



:3;::;.^
•••';f Y-'.

Wsis^]^fMie^chj^rpunkf1MTer^
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Ki D befürwortet,
a abgelehnt, . ' .

G ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kemaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgeb u n gs verfahren zusammen! , ' '

(§ 5 Abs. 1 .Nr. 4 ThürBeteil'cfokO)
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ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) nein

Wenn Sie die Frage 5. verneint haben; Aus welchem Anlass hgben äie sich geäußert?

'.^-

In welcher Form haben Sie sich geäußert? .

^ perE-Mail

D per Brief ',

G.^'^
.schriftlichen Beiträgen

a •• 'ja

^[ \M

nein (weiter mit Frage 7)'

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftrag ge berl



Mit meiner Unterschrift 'versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und. unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

^^M^^I'^WWSSWSW^S
^^y, AZ'J/!~Jo2/a

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Stellungnahme des Intendanten des Westdeutschen Rundfunks Köln (WDR) und

Vorsitzenden derArbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der

Bundesrepublik Deutschland (ARD)

zur schriftlichen Anhörung des Ausschusses für Europa^ Kultur und Medien gemäß

§79 der Geschaftsordnung des Thüringer Landtags

zum

Thüringer Gesetz zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag, Cesetzesentwuff der

Landesregiefung - Drucksache 7/1587 -

Vorbem erkung

Der Ausschuss für Europa, Kultur und Medien des Thüringer Landtag hat mich als

Intendanten des Westdeutschen Rundfunks aufgefordert, die Gründe darzulegen,
weshalb wir die Erhöhung des Rundfunkbeitrags um 86 Cent für erforderlich halten. Als

Vorsitzender der ARD möchte ich mich zu diesem Anlass bei den Abgeordneten für Ihre

Fragen bedanken. Die ARD erkennt die große Bedeutung des parlamentarischen Prozesses

für die Sicherung der Akzeptanz des Rundfunkbeitrags ausdrücklich an, Mit unserer

Stellungnahme möchten wir die Aufgabe der Landtagsabgeordneten daher unterstützen.

DieStetlungnahme ist in enger Abstimmung mit dem MDR entstanden, södass Fragen, die

die ARD als Ganzes betreffen, auch weitgehend identisch beantwortet werden.

Die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) hat am
20. Februar 2020 derRundfunkkommission der Länder ihren 22; B.ericht vorgelegt und den

Ländern die Anhebung des Rundfunkbeltrags für die nächste Beitragsperiode 2021-2024

um 86 Cent auf 18,36 € zur Finanzierung des ungedeckten Finanzbedarfs der ARD von

insgesamt 858 Mio. € empfohlen.

Die Regierungschefin'nen und Regierungschefs der Länder haben am 17. Juni 2020 in

Berlin den Ersten Medienänderungsstaatsvertrag unterzeichnet, welcher zum einen die

Erhöhung des Rundfunkbeitrags auf 18,36 Euro und zum.anderen die Anpassung des ARD-

Flnan^ausgieichs zugunsten von Saarländischem Rundfunk und Radio Bremen vorsieht.

Der Staatsvertrag sieht eine schrittweise Erhöhung der Finanzausgleichsmasse bei

geringfügigen Änderungen des Verteilungsschlüssels vor.

Der Thüringer Landtag ist nun aufgerufen, über den Staatsvertragsentw L) rf abzustimmen,

um ihn in Landesrecht umzusetzen. Die ARD hat den Länderparlamenten ihren Bericht zu

ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Läge gemäß
§ 5a RundfunkfinanzierungsstaatsvertragEmJuni bereitgestellt.

Die vom Ausschuss für Europa, Kultur und Medien gesteiiten Fragen möchte ich wie folgt

beantworten;

l. Ist Ihrer Meinung nach der 22. Bericht der Kommission zur Ermittlung des
Finanzbedarfs der öffentlich-rechtiichen Rundfunkanstaften (KEF)
gesetzeskonform entstanden?
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Die KEF hat nach dem RFEnStVaufGrundlagederBedarfsanmeidungenvonARD, ZDF und
Deutschiandradio den Finanzbedarf des öffentlich-rechtiichen Rundfunks umfassend

geprüft. Dabei hat sie den Rundfunkanstalten gemäß § 5 RFEnStV Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben. Die Prüfung erfolgte anhand der in § 3 RFinStV niedergelegten
Maßstäbe in Übereinstimmung mit der seit nunmehr vielen Jahren geübten und

gesetzeskonformen Praxis. Zwar hat die ARD insbesondere die Betrachtungen der KEF zur

Gehaitsstruktur im öffentlich-rechtiichen Rundfunk fachlich kritisiert. Kritisiert wurden
auch die teils sehr einschneidende Kürzung des angemeldeten Bedarfs und die aus

unserer Sicht zu- hoch angesetzten Prognosen hinsichtlich der Ertragserwartung für die

nächsten Jahre, Dies ändert aber nichts daran, dass der 22. KEF-Bericht in Verfahren, Form

und Inhalt den gesetzlichen Anforderungen entspricht,

2. Ist Ihrer Meinung nach der Vorschlag zur Beitragsanpassung auf Basis des
22. Berichts der KEF gesetzeskonform entstanden und hätt dieser einer
verfassungsrechtlichen Prüfung stand?

Der Vorschlag der KEF.zur Anhebung des Rundfunkbeitrags fußt auf der von der KEF in

ständiger Praxis entwickelten Methodik. Die KEF hat sich dabei ausweislich des Berichts
an den Bedarfen von ARD, ZDF und Deutschiandradio orientiert.

Die Anpassung des Beitrags auf 18,36 Euro ist trotz der Bemühung des öffentiich-
rechtlichen Rundfunks für effizienteres Wirtschaften, schlankere Strukturen und einen

sparsamen Einsatz von Mitteln nötig geworden. Seit 2013 ist die Rücklage aus der

Systemumstellungvon der Gebühr zum Beitrag Enflations-und preisentwicklungsbedingt

abgeschmofzen, mit der einen Erhöhung vermieden werden konnte.

Auch mit der Beitragsänpassung wird daher der Einsparungskurs weiter fortgesetzt

werden müssen, da angesichts gestiegener von den Rundfunkanstalten nicht zu

beeinflussender Kosten und der Inflgtion Ausgabensteigerungen nicht möglich sein

werden. Die moderate Beitragsanpassung wird es der ARD dennoch ermöglichen ihren

Funktionsauftrag umfassend zu erfüllen. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die

Prüfung und den Vorschlag der KEF bestehen daher nicht

3. Sehen Sie eine der veirfassungsrechtlichen Bedingungen zur.Abweichung vom
Vorschlag der KEF, also 'mangelnder Zugang zu Informationten oder eine
unangemessene Belastung der Beitragszahferinnen (vergl. BVerfGE 90, 60 [103 f.]
als erfüllt an?

Das Bundesverfassungsgericht hat die Möglichkeit der Länder für eine Abweichung vom
Vorschlag der KEF aufgrund des Prinzips der Staatsferne begrenzt. Neben offensichtlichen.
Fehlern in der Berechnung ~ die im 22. KEF-Bericht nicht ersichtlich sind - sind

Auswirkungen auf den informationszugang und die angemessene Belastung der

Beitragszahler<1nnen als taugliche Anknüpfungspunkte für eine Abweichung von der

Rechtsprechung angesprochen worden, Dabei hat das Bundesverfassungsgericht die

Anforderungen an eine Abweichungsbegründung insoweit hoch gesetzt, als dass die
Länder die ihrer Abweichungsentscheidung zugrundeliegenden Tatsachen und die daran

anknüpfenden Wartungen transparent und damit einer Prüfung zugänglich machen
müssen. Die Begründung der Länder muss vor der Rundfunkfreiheit bestand haben. Uns

sind hinsichtlich des Gesichtspunkts des Zugangs zu Informationen durch eine Erhöhung

des Rundfunkbeitrags um 86 Cent keine negativen Auswirkungen ersichtlich. Mit dem
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Rundfunkbeitrag werden gerade die Bereitstellung vielfältiger und hochwertiger frei
zugäng! Jeher Informatlo'nsangebote sichergestellt, sodass die Anpassung des Beitrags hier

einen positiven Effekt hat. Was die Angemessenheit der Belastung der Beitragszahier

angeht, ist mit Blick auf das Gebot derauftragsadaquaten Finanzierung zu beachten, dass
der Gesetzgeber auch in diesem Falle die Aufgabenerfüllung des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks sicherzustellen hat Der Gesetzgeber hat bei seiner Wertung auch die

Möglichkeit der Befreiung vom Rundfunkbeitrag zu berücksichtigen und darzulegen/dass
diese BefreEungsmÖgHchkeiten nicht ausreichen, um eine angemessene Beitragslast

sicherzustellen. Die Befreiungsmöglichkeiten werden in derjetzigen pandemie-bedingten

Wirtschaftsklage voraussichtlich in weiterem Umfang genutzt werden.

4. Sehen Sie eine Gefahr für die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in
der Bevölkerung, wenn der Beitrag angehoben wird?

Bei der Diskussion über die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks stehen nicht

nur Kosten im Mittelpunkt. Es wird - gerade auch in den Bundesländern - auch der Nutzen

gesehen: Ganz praktisch, etwas weit Arbeitsplätze geschaffen werden und weil die

regionale Berichterstattung bei den Landesrimdfunkanstatten der ARD eine besondere

Bedeutung erfährt. So ist der Öffentlich-rechtiiche Rundfunk auch identitätsstiftend für
das jeweilige Bundesland. Schon immer waren die Rundfunkanstalten und die Politik

gefordert, den Rundfunkbeitrag den Bürgerinnen und Bürgern zu erklären, ihre N'utzön

herauszustellen und die Bedeutung des öffentiich-rechttichen Rundfunks für die
Meinungsvielfait und Demokratie zu verdeutlichen. Dass diese Bedeutung kein Relikt

vergangener Zeiten ist, hat das Bundesverfassungsgencht wiederho!t unterstrichen,
zuletzt in seiner Entscheidung von 2018 über die Ausgestaltung des Rundfunkbeitrags.

Die Nutzungszahlen und Einschaltquoten derARD-Angebote inCorona-Pandemie zeigen

es auch in derRealitätwiedereindrücklich: Die Menschen schätzen und vertrauen unseren

Inhalten mehr als allen anderen Informationsangeboten. Dieses Vertrauen ist Ergebnis

unserer Glaubwürdigkeit und verlässlicher journalistischer Arbeit und (selbst-)kritischer

Auseinandersetzung mit den Themen, die unsere Weit, unser Land und unsere Regionen
bewegen, ohne dabei kommerzielle Interessen im Auge zu haben. Wir erfüllen für die

Gesellschaft einen Auftrag und die weit überwiegende Mehrheit der Menschen erkennt

dies auch an. Das heißt nicht, dass wir nichts verbessern können und wir tun dies, gerade

was die Stärkung der Präsenz Von Themen aus den Regionen im Programm von „Das Erste

angeht. Die Verlängerung der „tagesthemen" für eine vertiefte

Regionalberichterstattung, aber auch die Schaffung eines Kulturangebots der ARD,

angedockt beim MDR, sind Ausdruck unserer Bemühungen. Aber unseren Auftrag können

wir nur mit einer Finanzierung erfüllen, die unabhängig von Quoten,
Wirtschaftskonjunktur und frei von politischem Kalkü! ist, gerade in schwierigen Zeiten,

in denen private Medien und infonnation'skanäle unter besonderem Druck stehen. Dafür

gibt es den Rundfunkbeitrag. Er ist derGarant dafür, (Jass die ARD ohne Rentabiiitätsdruck

und politisch unabhängig den Menschen eine zuverlässige Quelle für Information und
eine Stütze in ihrem Alltag bieten kann. Dafür muss dieser auch an die PreEsentwickiung

Em Mediensektor und die Inffationangepasst werden. Und dies'müssen wir und die für die

Finanzierung des Öffentlich-rechtiichen Rundfunks zuständigen Länder den Bürgerinnen

und Bürgern erklären, Dann sehen wir für die Akzeptanz des öffentljch-rechtlichen

Rundfunks keine Gefahr.
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5. In welche Richtung bzw. wie sollte die AuftragsdefinJtion des öffentiich-
rechtlichen Rundfunks in den nächsten Jahren fortentwickelt werden? Ist es
richtig, wenn nicht zuerst ein klarer Auftrag für den Öffentlich-rechtlichen
Rundfunk definiert wird und erst dann die Form und die Höhe der Finanzierung
festgelegt wird? Wie sinnvoll ist eine Reduzierung des Umfangs des öffentlich-
rechtlichen Angebots und welche Bereiche kamen dafür in Betracht?

Die Anpassurig des Beitrags für die Jahre 2021 bis 2024 soli die Finanzierbärkelt des
gegenwärtig bestehenden Rundfunkauftrags sicherstellen. Das Bundesverfassungs-

gericht hat deutlich gemacht, dass der Funktionsauftrag des öffenttich-rechtlichen

Rundfunks in der .dualen Rundfunkordnung, welcher Information, Kultur und

Unterhaltung umfasst, sicherzustellen ist durch eine funktionsadaquate Finanzierung.

Das heißt nicht, dass sich der Auftrag nicht wejterentwickeln könnte, Der öffentlich-

rechtliche Rundfunk hat eine verfassungsrechtliche Entwlckiungsgarantie, aus der eine

ständige Pflicht zur Fortentwicklung des Auftrags innerhalb der sich wandelnden
mediaien und informationstechnischen Bedingungen ergibt. Neue Formen des Ausdrucks

und der Informationsvermittlung überiagern alte Formen, lineare Angebote verlieren

gegenüber non-linearen an Bedeutung und g!eichzeitig muss der öffentfich-rechtNche

Rundfunk alle (A!ters-)Gruppen der Gesellschaft erreichen. Dies bedeutet große

Herausforderungen: Wir müssen Neues, erschließen und Altes aufrechterhalten. Wie.dies

bewerkstelligt werden kann, darüber sind wir mit den Ländern im Gespräch. Ob etwa

lineare Angebote verschlankt oder Oniihe-Angebote ausgebaut werden müssen, ist nicht

nur eine Frage unserer Programmautonomie, sondern auch eine des politischen Willens

zur Gestaltung. Denn wir können nicht von uns aus Sender einfach so abschalten, die

unserem gesetzlichen Auftrag entsprechen. Wir Rönnen umgekehrt bei begrenzten

finanziellen Mitteln nicht dort innovative neue Angebote gusbguen, wo wir sie nicht

finanzieren können. Ideen wie eine. FlexEbiiisierung .des linearen Auftrags und eine

Budgetjerung der Mittelverwendung können hier mögliche Ansätze sein.

All dies ändert aber nichts daran, dass der Auftrag in seinem jetzigen Stand finanziert

werden muss. Es gibt bereits einen klaren Auftrag, der sich aus . dem

Rundfunkstaatsvertrag und den jeweiligen Landesgesetzen ergibt Bei einer

Forteptwicklung dieses Auftrags ist auch eine Anpassung der Finanzierung denkbar, auch

innerhalb der nächsten Beitragsperiode. Hier ist der Gesetzgeber dann gefragt. Er müsste
bei Reduzierung der Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gleichwohl

sicherstellen, dass der verfassungsrechtliche Funktionsauffcrag weiter erfüitt werden

kann. Zudem muss der Gesetzgeber komplexe Entscheidungen für die Reduzierung von

Angeboten treffen, die - wir sprechen aus Erfahrung - immer auch Menschen betreffen,
die diese Angebote schätzen und nichtdarauf verzichten wollen.

&. Wie sollte die Anpassung der Auftragsbeschreibung des öffentlich-rechtHchen
Rundfunks an die heutigen Medienbedürfhisse und Medlennutzung der
Bevölkerung ausgestaltet sein?

Mediennutzung und Medienbedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger wandein sich

ständig, gerade im digitalen Raum, Neue Formate und Plattformen haben diesen Raum

erobert. Player, von denen man vor zehn Jahre noch nichts gehört hat, sind nunmehr

unumgänglich geworden. Der Öffentiich-rechtfiche Rundfunk muss gemäß seinem

Auftrag für die öffentliche Meinungsbiidung hier hineinwirken. Das bedingt, dass wir ein
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großes Maß an Flexibilität brauchen, um uns an neue Entwicklungen anzupassen, ja selbst

zu Initiatoren solcher Trends zu werden. Die gegenwärtige Ausgestaltung des Auftrags

hinsichtlich Telemedien ist dabei nicht immer innovationsfördernd. Zu lange noch dauert

es etwa, Telemedienkonzepte anzupassen und damit neue Angebote zu iegalisjereh. Zu

sehr ist die Unterscheidung zwischen linearen Fernseh" und Hörfunkangeboten und non-

linearen Angeboten noch in unseren Gesetzen und internen Strukturen verankert, obwohl

wir im Rahmen der Möglichkeiten hier Anpassungen vorgenommen haben. Immer

weniger Journalistinnen und Journalisten in unseren Häusern arbeiten nur
eindimensional für ein Medium. Crossmediale Redaktionen werden nunmehr in allen

Anstalten der ARD auf- und ausgebaut. Doch die dahinterliegenden rechtlichen

Rahmenbedingungen sind noch nicht so weit.'Wichtig ist, dass wirfinanzieUe Mittel nicht
mehr nur nach Mediengsnres aufteilen, sondern flexibel während der Beitragsperiode

einsetzen können, um aufaktuelle.Entwicklungen beweglich zu reagieren.

7. Inwiefern könnte eine Auftragsflexibilisierung dazu beitragen, die Kosten und
damit den Rundfunkbeitrag stabil zu halten?

Eine Auftragsflexibiiisierung gäbe uns in größerem Umfang die Möglichkeit, Mittel
umzuverteilen. Gerade wenn aufgrund der publjzistischen Erfordernisse im Online-

Bereich neue Angebote erstellt werden rhüssen, wäre es eine sowohl zeitgemäße als auch

kosteneffiziente Möglichkeit, alte Angebote zurückfahren zu können. Dadurch wird auch

die Autonomie der Anstalten gestärkt Denn Einsparungen im Bereich des Fernsehens

würden von der KEF bislang ais bedarfsmindernd anerkannt, Umverteilungen in den

Online-BereJch hingegen nur bedingt als Mehrbedarf. Der Ausbau von Telemedien ist aber

mit 8!ick auf das sich wandelnde Mediennutzungsverhalten der Beitragszahlerinnen und

-zahlerTei! des Auftrags. Nur wenn wir mit größerer Flexibilität neue Schwerpunkt setzen

können, können wir langfristig bei relativ stabilem Bedarf auch Ennovativ neue Produkte

erstellen, D.abei ist aber nicht zu missachten, dass auch der Ausbau des Digitalen mit

hohen Kosten verbunden ist, die -mit steigendem Erfolg unserer Angebote wegen

zunehmend genutzter Server- und Leitungskapazjtäten sogar ständig ansteigen.

Auftr^gsflexibiiisierung wird also nur neben einer konsequent an Wirtschaftlichkeit und

Sparsgmkeit ausgerichteten Haushaitspolitik die Beitragsstabilität fördern können.
Externe Faktoren wie Inflation und Koste nste i gerungen im Markt kann sie nicht abfedern,

8. Wie ist der Reformwilie der Anstalten des öffentlich-rechtiichen Rundfunks
bezüglich der Debatte über schlankere Strukturen und den Abbau von
Doppelstrukturen, mehr Kooperationen, eine Erweiterung - der
Gemeinschaftsaufgaben und deutliche Einsparmaßnahmen einzuschätzen?

Die ARD hat seit einigen Jahren einen intensiven Strukturoptjmierungsprozeäs in Gang

gesetzt, der die stärkere Vernetzung der Anstalten, die Verschlankung von Strukturen und
die intensivere Kooperation zum Ziel hat. Konkrete Projekte der ARD-Strukturreform sind

beispielsweise: eine gemeinsame ArchEvinfrastruktur, gemeinsame Aus- und

Fortbifdungsangebote, gemeinsamer Einkauf, Kooperation im Verkehrsfunk, die

Harmonisierung von Produktions- und Verwaltungsprozessen, eine gemeinsame !T-

Strategie. Das Einsparvolumen der ARD-Strukturreform.wird bis 2028 auf 588 Mio Euro

geschätzt, wovon allein 311 Mio Euro gut die nächste Beitragspenode entfallen. Zudem

unterzieht die ARD ihre Gemeinschaftseinrichtungen einer intensiven Zweckmäßigkelts-

und Wirtschaftljchkeitsprüfung. Die unbedingte Entschlossenheit der ARD zur
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Fortsetzung unserer Sparbemühungen und zur Berücksichtigung der von der KEF für die

weitere Zukunft aufgezeigten Einsparpotentiale haben wir in einer gemeinsamen

Erklärung mit dem ZDF und dem Deutschlandradio gegenüber den Ländern bekräftigt.

Der struktureflen Verschiankung der ARD sind aber Grenzen gesetzt. Doppelstrukturen

lassen sich In einem Upternehmensverbund wie der ARD nicht ganz vermeiden, da sie -

wie in den Ländern auch - Ergebnis cterfäderaten Struktur unserer Arbeitsgemeinschaft

sind. Zudem erfüllen die Rundfunkanstaiten neben ihren Aufgaben innerhalb der ARD

. auch spezifische eigene gesetzliche Aufgaben in ihren Sendegebjeten, für die sie eigene

Infrastruktur und Personal benötigen, etwa im Bereich des Hörfunks, der Dritten

Fernsehprogramme, aber auch im regionalen Ku!tur!eben. Dort wo jedoch Aufgaben

effizient gemeinsam erfüllt werden können, etwa bei der Vergabe von Aufträgen oder der

gemeinsamen Produktion von Sendungen, kooperieren die Rundfunkanstaiten intensiv.

Freilich setzt das Kartellrechtd.er Kooperation der Rundfunkanstalten auch Grenzen; Denn

auch wenn die ARD durch einen gemeinsamen Beitrag finanziert wird und gesetzlich dazu

angehalten ist, zu kooperieren, betrachtet die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs

unsere Anstalten als voneinander unabhängige Unternehmen Im Wettbewerb und

erlaubt uns deshalb oft nicht, .unsere Stärken gemeinsam im Interesse der Beitragszahfer

kostensenkend auszuspielen.

9. Führt das derzeitige FinanzierungsprinzEp des öffentiich-rechtlichen Rundfunks
„Finanzmittel nach Bedarf tatsächlich zu Einsparungen? Oder müsste dieses
Prinzip nicht geändert werden? Welches Prinzip sollte gelten?

Die Finanzierung des Finanzbedarfs ist Ausfluss des verfassungsrechtllchen GrundsatzeSj
dass die wirtschaftlich auskömmiiche Finanzierung dem Funktionsauftrag zu folgen hat

(Auftragsakzessorietät der Finanzierung). Einsparungen sind nicht ^jel dieses

Finanzierungsprinzips. Vielmehr sollen dies die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und

Sparsamkeit garantieren. Dem Bedarf entspricht eben nur, was für den Auftrag bei

sparsamer und wirtschaftlicher Mittelverwendung auch erforderlich ist. Die KEF prüft
anhand dieser Grundsätze den Bedarf der Rundfunkanstalten. So hat die KEF die

Bedarfsanmeldung der ARD in großem Umfang gekürzt. Wir werden daher auch bei

Umsetzung der KEF-Empfehiung im Ergebnisweiter erhebliche Sparanstrengungen

entfalten müssen.

10. Sollte der bislang eingeschränkte Prüfrahmen.der KEF, der sich lediglich darauf
erstreckt, ob sich die Programmentscheldungen der Anstalten im Rahmen des
Rundfunkauftrags haiten und der Finanzbedarf nach den Grundsätzen der
Wirtschaftiichkeit und Sparsamkeit zutreffend ermittelt wurde, erweitert
werden? Wie sollte dieser Prüfrahmen erweitert werden? Wie bewerten Sie die
fehlenden EinsichtsmÖgiichkeiten der KEF in Verträge der Rundfunkanstalten
bspw. Kabelnetzbetreibör, Sportübertragungsrechte) im Hinblick auf den
PrüfauftragderKEF?

Wir sehen dies als eine Frage an, die in erster Linie die KEFzu beantworten hat Gleichwohl

möchten wir zur letzten Frage Stellung nehmen. Aus unserer Sicht unterliegt der

öffentHch-rechtlEche Rundfunk bereits einem sehr umfangreichen Aufsichtsregime,.das

neben der KEF auch die Verwaltungs- und Rundfunkrate, die Rechtsaufsicht,

Wirtschaftsprüfer und die RechnungshÖfe umfasst, Dass die KEF etwa nicht in alte
Verträge Einsicht erhält, bedeutet daher nicht, dass diese Verträge Jeder Kontrolle
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entzogen wären. Es ist aber zu berücksichtigen, dass Verträge, nicht nur die über
Sportrechte, empfindliche betriebliche und geschäftliche informationen enthalten, deren

Offenlegung in eiriem KEF-Bericht unangemessen wäre. Die Aufgabe der !<EF erfordert

diese Einsichtnahme nicht und würde einen erheblichen Eingriff in die AutonomJe der
Anstalten darstellen. Wir sind aber überzeugt, dass gerade unsere Gremien ihre

Kontrollaufgaben in diesem Bereich sehr ernst nehmen.

11. Wie ist die hohe Anzahl (186) von Beteiligungen der Rundfunkanstalten zu
bewerten? Sollten die Rundfunkanstalten ihre Beteiligungen sukzessive
vermindern, umso mehr Transparenz und Einsparungen zu erreichen?

Beteiligungen der Rundfunkanstalten haben einen praktischen Zweck. Etwa die

Beteiligungen bei Tochterunternehmen dienen neben der Erfüllung

rundfunkstaatsvertraglicher Pflichten zur Trennung kommerzieller und hoheitticher

Tätigkeiten eben der effizienten Aufgabenwahrnehmung, der Schaffung klarer
Haftungsregeln und der Sicherung hinreichender Kontrolle über für die Anstalten

relevante Unternehmen, zur Wahrung der Interessen der ARD und der Beitragszahler.

Dabei ist zu unterstreichen, dass alle BeteiHgungsuntemehmen sich zu

Marktbedingungen refinanzieren müssen und nicht durch BeitragsmEttel finanziert

werden. Die kommerziellen Tochterunternehmen erwirtschaften zudem Erträge, die als

Ausschüttungen an die ARD-Anstalten fließen und sich dämpfend auf den
Finanzierungsbedarf aus dem Rundfunkbeitrag auswirken. Dennoch hat die ARD eine

umfassende Prüfung der WirfcschaftiEchkeit ihrer gemeinsamen ~ zum Teil rechtsfähigen

- Einrichtungen (GSEA) eingeleitet, um sicherzusteiten, dass diese auch heute noch den

Bedürfnissen und Anforderungen der ARD und ihres Auftrags entsprechen. Eine bioße

Reduzierung von Beteiligungen führt nach unserer Ansicht demgegenüber nicht

zwingend zu Einsparungen, wenn Aufgaben, die innerhalb von BeteilEgungsgesellschaften

erbracht werden, dann an anderer Stelle zu erbringen sind.

12. Welche EinsparpotenzEaie sehen Sie beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk; der
bisher von der KEF noch nicht berücksichtigt wurde?

Die KEF ist gesetzlich dazu verpflichtet, bei ihrer Begutachtung Einsparpotentiaie
aufzuzeigen und bei der Bemessung der Höhe des Rundfunkbeitrags zu berücksichtigen.

Sie Ist, wie wir weiter oben (Frage 2) deutlich gemacht haben, unserer Auffassung nach
'ihrem gesetzlichen Auftrag auch in dieser Hinsicht umfassend und rechtlich einwandfrei

nachgekommen. Die KEF hat unserer Ansicht nach daher alle Einsparpotentiale,diesieim

Rahmen der gegenwärtigen Struktur des öffentiich-rechtlichen Rundfunks identifizieren
konnte, auch erkannt und bei ihrem Vorschlag einkaikuiiert.

13. Welche konkreten Einsparungen in weicher Höhe sind seitens der öffentlich"
rechtlichen Rundfunkanstalten in den letzten zehn Jahren erfolgt? Welche
konkreten Erfolge konnten in den Bereichen Personal und Pensionslasten erzielt
werden?

Die ARD-Landesrutidfunkanstalten ergreifen bereits seit Jahren vielfältige Maßnahmen,

um die gestiegenen Kosten auszugieichen und die Effizienz ~ auch dank neuer digitaler

Möglichkeiten - weiter zu steigern (s.o. Frage 8).

Dabei werden kontinuieriich Organisgtionsstrukturen angepasst, Produktionsabläufe

optimiert und Personal reduziert, So werden im Zeitraum 1993 bis 2020 rund 4,800 bzw.
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19 Prozent der Stellen im Bestand abgebaut sein. Im Zeitraum 2021 bis 2024 wird die

Anzahl der besetzten. Stellen nochmals um rund 390 bzw. 2 Prozent reduziert. Der

Steilenabbau erfordert eine weitere Optimierung der Abläufe. Dazu gehört an erster Stelle

die ARD-Strukturreform mit den zahlreichen und tiefgreifenden strukturelien

Gemeinschaft'sprojekten, die von 2017 bis 2024 einen Abbau um 355 besetzte Stellen

ermöglicht Darüber hinaus laufen beispielsweise in aiie.n ARD-Landesrundfunkanstalten

Pilotprojekte, um Teams zu verkleinern (Ein-Persohen-Teams, Mobiler Journalismus,

Einsatz von Kamerarucksäcken usw.).

Insbesondere in der Aitersversorgung ist ein großer Durchbruch gelungen, der die ARD
nicht nur bis 2024 um circa 1,2 Mrd. Euro entlasten wird, sondern auch langfristig die

Kosten reduziert. Für den bestehenden Versorgungstarifvertrag wurde mit den

Gewerkschaften eine Regelung erreicht, die eine Steigerung der Rentenzahlungen

dauerhaft begrenzt Der neue beitragsorientierte Tarifvertrag (BTVA) entlastet die ARD-
Lgndesrundfunkanstalten zudem weitgehend von den Kostenrisiken derZmsentwicklung

und einer verlängerten lebenserwartung;

Darüber hinaus wurden viele Vei-waltungsetats nicht erhöht (sog..„Nullrunden<(). Nicht

betriebsnotwendiges Vermögen wurde und wird veräußert Wirtschaftlich nicht mehr

sinnvolle BeteNigurijgen werden aufgegeben, andere neu geordnet

14. Wie bewerten Sie die Gehaltsstrukturen in den Sendeanstalten? Sollten die
Rundfunkansta!ten sichamTarif des öffentlichen Dienstes orientieren?

Die Gehaltsstrukturen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks .sind bei jeder

Rundfunkanstalt in anstaltsindividuellen Tarifverträgen (z.B. Mantel- und

Gehaltstarifverträge) geregelt. Die Tarifsteigerungen haben sich in den letzten

Jahrzenten,auch durch-Vorgaben derKEF, stets am Öffentlichen Dienst orientiert.

Bezogen auf die Gehaltsstrukturen ist der Öffentliche Sektor jedoch aus Sicht der
Rundfunkanstalten kein sinnvoller Vergleichsmaßstab. Die Anstalten unterscheiden sich
bezogen auf die zu erstellenden Leistungen, Aufgaben und Berufsbilder erheblich vom

öffentlichen Dienst (bspw. Müllabfuhr, Wasserwirtschaft etc.) und konkurrieren ais
Arbeitgeber auf dem Medienmarkt ausschließlich mit kommerziellen Unternehmen

(bspw. RTL-Group, ProSiebenSatl Media AG, kommerzielle Radios, Fiim- und

Fernsehproduktipnsfirmen und inzwischen auch globalen Contentanbietern wie Netflix

etc,). UrsprüngHch haben sich die Anstalten bei ihrer.Gründung sehr stark an Strukturen

des öffentlichen Dienstes orientiert, waren aber im Laufe der Jahre gezwungen, sich auf

diese Konkurrenzsituation elnzusteflen.

Dabei muss auch berücksichtigt werden, dass die Belegschaft der Rundfunkanstalten im

Schnitt älter ist als im Privatsektor und im öffentlichen Dienst, was aufgrund der

Steigerungsstufen . bei langjähriger Betriebszugehörigkeit zu einem höheren

durchschnittlichen Gehaltsniveau führt. Auch ist es so, dass es im .Öffentlichen Dienst

verschiedene Entgelttabellen gibt, die die jeweiligen berufsspezifischen Besonderheiten

regeln (zum Beispiel Pflege, Sparkassen, Entsorgung). Diese müssten für die Öffentlich"
rechtlichen Rundfunkanstalten neu erarbeitet/verhandeit werden. Ob dies dann zu

Verbesserungen führt, ist ungewjss.

Um zu nachhaltigen struktureilen Veränderungen zu kommen, müssten die
Rundfunkanstaften ai!e ihre in den letzten 50 Jahren entstandenen tarifvertraglichen
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Regelungen kündigen und versuchen, zu einheitlichen Rahmenbedingungen zu kommen.

Dies bedeutet einen erheblichen Aufwand und bedarf einer Abstimmung mit den in den
Rundfunkanstalten vertretenen Gewerkschaften, Die Gewerkschaften wären bestrebt, für

alle Rundfunkanstaiten ein gleiches tarifliches Niveau zu vereinbaren, das sich sicherlich

nicht am untersten tarifltchen Level bewegen wird. Dabei wäre den Rundfunkans-taiten

die Möglichkeit stark erschwert, die jeweils bestehenden strukturellen Unterschiede

(Größe, regionale Arbeltsmärkte, Wettbewerbssituation) zu berücksichtigen. Auch wäre
es so, ctass die alten tariflichen Regelungen zunächst einmal eine Nachwirkung hätten,

Überieltungs-Tarifverträge verhandelt werden müssten und eine mehrjährige unklare

Situation entstünde.

Die KEF hat in den letzten Jahren eine Steigerungsrate für Personalkosten anerkannt, die

zwar aus dem öffentlichen Dienst abgeleitet wurde, die faktisch aber unter den

Steigerungsraten im öffentlichen Dient lag. Die Tarifabschlüsse der letzten Jahre aller
Rundfunkanstalten lagen deshalb unterhalb des Niveaus des öffentiichen Dienstes. So

haben die Rundfunkanstaiten in harten Verhandlungen Jährliche Steigerungsraten von
maximal 2,25% abzüglich struktureller Komponenten, zugestanden. Die Tarifabschlüsse

der Rundfunkanstalten liegen damit deutlich unterhalb,des Abschlusses der Länder, der

bei der 7,8 % für 33 Monate liegt.

15. Mit welcher zusätzlichen Beltragsbelastung (Beiträgshöhe) für den
Rundfunknutzer ist zu rechnen, wenn ein Ausgleich für den im Zusammenhang
mit den gesetzlich vereinbarten Rundfunkbefreiungstatbeständen geieistet
würde?

Auch wenn die Frage nicht voiiständig ausformuliert worden ist, erscheinen uns zwei
Verständnisweisen möglich:

l) Welche Mehrbelastung träfe die Rundfunknutzerinnen und "nutzer, wenn sie die
Befreiungen vom Rundfunkbeitrag finanziell ausgleichen müssten?

Tatsächlich ist der Rundfunkbeitrag von der KEF seitjeher so bemessen, dass er auch unter

Berücksichtigung einer prognostizierten Zahl an Befreiungen für die Finanzierung des
Funktionsaufträgs der Rundfunkanstalten ausreichend ist. Damit zahlen die

Bejtragszahierinnen und-zahler schon jetzt die Befreiungen mit.

2) Welche Minderbelastung träfe die Rundfunknutzerinnen und -nutzer, wenn die
Befreiungen nicht von Ihnen, sondern aus Steuermitteln oder von anderen Trägern
ausgeglichen würden,

Für die Beantwortung dieser Frage kann nur eine überschlägige Antwort gegeben werden»

da hinsichtlich der kommenden Beitragsperiode keine gesicherten Zahlen zum Umfang
der Befreiungen und der tatsächlichen Erträge bestehen und das Verhältnis von

Befreiungen und Erträgen JnjedemJahrfluktuiert.

Die Isf-Zahlen des Jahres 2019 iilustrieren beispielhaft, dass mit einem Ausgleich der

Befreiungen eine nicht unerhebliche Entlastung der Beitragszahler verbunden wäre, die

den im l. Medienänderungsstaatsvertrag vorgesehenen Betrag von 86 Cent übersteigen
könnte. Die Erträge aus dem Rundfunkbeitrag beliefen sich für das Jahr 2019 auf rd.

8,0'68.118 T Euro. Der BeEtragsausfall betrug inklusive sämtlicher Ermäßlgungen und ohne

die Befreiung von Nebenwohnungen rd. 601.087 T Euro. in Thüringen betrug der Ausfall
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10729 T Euro. Würden alle Befreiungen durch andere Träger ausgeglichen, müssten die
Beitragszahlerinnen und -zahler zur Erreichung des gleichen Gesamtertrags überschiägig

7.467.031 T Euro aufbringen, was einer Minderbelastung von rund 7,4 % für 2019

entspräche. Diese Berechnung beruht aber, dies möchten wir ausdrücklich betonen, nur

auf den Daten für das Jahr 2019 und ist nicht deckungsgleich übertragbarauf die nächste
Beitragsperiode. ' . .

16. Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Höhe) für den Ryndfunknutzer ist zu
rechnen, wenn eine Reduzierung der Werbung vorgenommen würde?

Die Regierungschetinnen und Regierungschefs der Länder haben die KEF 2012 gebeten,
zeitgleich mit dem 19. KEF-Bericht einen Sonderbericht zu ersteilen, in dem untersucht

werden sollte, welche Auswirkungen ein Verzicht auf Werbung und Sponsoring in

Hörfunkund Fernsehen auf die Finanzierung des öffentlich-rechtiichen Rundfunks hätte.
insbesondere sollte die Auswirkung auf die Höhe des Rundfunkbeitrags dargestellt

werden.

Zum 20. KEF-Bericht hat die KEF diese Berechnungen aktualisiert und erneut den Betrag

ermltteit, der zur Kompensation eines vollständigen Entfalls von Werbung und

Sponsoring monatiich beitragswirksam werden würde, Sie hat dabei die fst-Erträge für

2013 und 2014 sowie die aktuaiisierten Pianwerte für 2015 und 2016 berücksichtigt,
Dabei ergab sich ein Kompensationsbetrag von 1,23 Euro für ARD und ZDF in Summe

(siehe nachstehende Tabelle aus dem 20, KEF-Bericht, S. 221), Die wirtschaftliche

Bedeutung der Erträge aus Werbung und Sponsoring im Vergleich zurjeweiligen Höhe der
Beitragserträge stellt sich bei den einzelnen Anstalten innerhalb der ARD unterschiedlich

dar... -

ARD

Werbung

Sppnsorlng

ZDF

Werbung

Sponsorlng ;

0,75

; • : 0,06 : ^

0,39

;;: 0,03

• Gesan

;: W

^^^ ^^

1,23

GrundsätzNch hängt die zusätzliche Beitragsbeiastung für den Bejtragszahler davon ab,
welche Einschränkungen konkret erfolgen, also wie stark Werbung und Sponsoring

reduziert werden sollen und inwieweit dies nur einzelne Bundesländer oder ganz

Deutschland betrifft. So hatte die KEF'sich bspw. im 21. und 22. KEF-Bericht mit der

Novellierung des WDR-Gesetzes und einer damit einhergehenden Einschränkung der

Werbezeiten im WDR-Sendegebiet beschäftigt, die aber nur z. T. umgesetzt wurden.

17, Mit weicher zusätzlichen 8eitragsbela$tung (Höhe) für den Rundfunknutzer ist zu
rechnen, um eine Erhöhung des Finanzanteils der Landesmedienanstalten auf
mindestens 3 Prozent wieder auszugleichen?

Bei einer Erhöhung des FEnanzanteils der Landesmedienanstalten auf

3 Prozent wäre mit einer zusätzlichen Beitragsbelastung für den Beitragszahler i. H. v.
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21 Cent zu rechnen. Der monatliche Beitrag würde sich somit von 18,36 Eure auf 18,57

Euro erhöhen.

Es ist Sache der Länder zu prüfen, ob die finanzielle Ausstatturig der
Landesmedienanstalten aufgabengerecht bemessen ist. Die Rechnungshofe des Bundes

und der Länder haben bereits 2017 in gemeinsamer Konferenz festgestellt, dass der feste

prozentuale Anteil am Rundfunkbeitragsaufkommen von derzeit 1,8989 Prozent zum Teil

zu einer erheblichen strukturellen Überfinanzierung der Landesmedienanstalten führt:.

Die Rechnungshöfe haben in versch'Eedenen Prüfverfahren festgestellt, dass durch diese

Finanzierungsform unwirtschaftllches Verhalten gefördert werde.

Die KEF hat deshalb seit dem 19. KEF-Bericht immer wieder darauf hingewiesen, dass der

Anteil der Landesmedienanstalten aus dem Beftragsaufkommen überprüft werden sollte.

Siehe hierzu beispielsweise Tz. 420 im 22. KEF-Bericht.

18. Welche konkreten Auswirkungen hätte eine Beibehaltung der derzeitigen Höhe
des Rundfunkbeitrages für den MDR, den KiKa sowie die Auftragslage der in
Thüringen ansässigen Produzenten bzw. Medienuntemehmen und
Kreativwirtschaft? Welche konkreten Produktionen, die auch in Thüringen
hergestellt werden, würden entfallen? Welche Unternehmen, Produzenten und
Freiberufier/Kreativen wären konkret betroffen? Wie hoch wäre der finanzielle
Ausfall der in Thüringen ansässigen Unternehmen und Freiberufler/Kreativen bei
Auftragsverlust?

Bei einem Beitrag von 17,50 Euro muss der MDR in der Beitragsperiode 2021 bis 2024

seinen Häüshait um ca. 165 Mio. Euro absenken. Damit verbunden sind drastische

Einschnitte im Programm, von denen auch der KEKA, Produzenten, Medienunternehmen
und Kreativwirtschaft in Thüringen betroffen sein werden. Welche konkreten Inhalte und

Maßnahmen davon betroffen sein werden» steht aktuell noch nicht fest

19. Wie bewerten Sie die unterschiedliche Kategorisierung der Sendeformate bei ARD
und ZDF im Hinblick auf deren Vergleichbarkeit?

Die Frage verstehen wir als Hinweis auf die auf den Seiten 54 bis 61 des 22. KEF-Berichts

vorgenommene Vergleichsbetrachtung hinsichtlich der Kosten für Erstsendeminuten. Die

„Kategorisierung der Sendeformate" bezieht sich danach auf die verschiedenen

Programmressorts. Das Erste etwa weist die Ressorts „Politik und Gesellschaft", „Kultur
und Wissenschaft", „Spori:",„Fernsehspiel"^,Spielfi!m", „Unterhaltung" und „Familie" auf.

Diese Ressorts weichen teiis von denen für das ZDF ab. Dabei ist aber anzumerken, dass

die Einordnung nicht auf einer genormten Betrachtung beruht. Jede Rundfun(;anstg!t ist

bei ihrer Programmorganisation und der Einteilung in verschiedene Ressorts im Grundsatz

frei. Das bedeutet aber nicht, das überhaupt keine Vergleichbarkelt zwischen den Dciten

bestünde. Gerade Im Sport, einem hinsichtlich des Kostenanteils erheblichen Posten,

besteht mit dem ZDF weitgehend Deckungsgleichheit. Eine durchgehende
Vergleichbarkejt wird hingegen nicht immer durchzuhalten sein, da die Einordnung von
Formaten in die genannten Kategorien nicht eindeutig gelingt.

20. Wie bewerten Sie die Personalverteilung der Sendeanstalten Em BundesvergteEch?

Nahezu die gesamten Aufwendungen der ARD dienen unmEtteibar der Erstellung und

Verbreitung der Fernseh-, Hörfunk- und Internet-Angebote.

Seite 11 von 12



Auch und insbesondere Personalkosten in der ARD dienen der Programmerstelfung,da die

Vielzahl der in den Landesrundfunkanstalten .beschäftigten Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter direkt mit der Programmersteilungbefasst sind, etwa die Redakteurinnen und

Redakteure, Ausiandskorrespondentinnen und- -korrespondenten, sowie viele

Rsgisseurinnen und Regisseure, Kgmerafrauen und "männer, Radiomoderstorinnen und -

moderatoren, Sodal-Media-Managerinnen und -Manager usw.

Bedingt durch die föderale Struktur des ARD-Verbundes müssen die anstaltsindividueiten

Gegebenheiten berücksichtigt werden. Die ARD-laridesrundfunkanstalten weisen

unterschiedliche Organisationsmodelle auf und nehmen unterschiedliche Aufgaben

wahr, so dass ein Vergieich untereinander nicht ohne Weiteres möglich ist

> Organisationseinhelten der ARD-Anstaiten sind z, T. gleich benannt, Jedoch
unterschiedlich ausgestaltet. Insofern ist die Zahl der Stellen nicht unmittelbar
vergleichbar.

> Die Organisation wird beeinflusst durch die Größe der Rundfuhkanstalten. Außerdem
gibt es Einland- wie auch Mehrländeranstalten, und aus Fusionen hervorgegangene
Anstalten.

> Die ProgrammerstellungbeiMehrländeranstaitenwie beispielsweise dem MDR erfolgt
insbesondere im Hinblick auf die regionale Berichterstattung in den jeweiligen
Landesfunkhäusern.

> Auch der Grad der FertEgungstiefe kann zwischen ARD-Anstalten abweichen, z. B.
aufgrund abweichender Standortbedingungen.

Bei einer geringen Fertigungstiefe verzichtet eine Rundfunkanstalt weitgehend auf

überwiegend selbsterstelite Produktionen und setzt stattdessen in erster Linie von Dritten

erstellte Produkte (z.B. Spielfilme, Auftragsproduktionen oder Sportübertragungen) im
Programm ein. Bei einer hohen Fertigungstiefe werden Programme überwiegend selbst

produziert. Die Frage „make or buy" wird mit ihren möglichen Varianten weitgehend im

EEnzelfall auch abhängig vom Programmspektrum und auf Grundlage der bestehenden

Verhältnisse entschieden. . -

Bei einem hohen Anteil an von Dritten bezogenen Produktionen (Fremdproduktionen)

fallen die Personaikosten bei den Zulieferern an. Der Personaikostenanteii einer
Rundfunkanstalt mit einem hohen Anteil an Fremdproduktionen 19! bezogen auf die

Gesamtkosten geringer als bei einer Rundfunkanstait mit einem hohen Anteil an

Eigenproduktjonen.

Der relative Anteil der Personalaufwendungen oder der Honoraraufwendungen allein
lässt in der Regel keine unmittelbaren Rückschiüsse insbesondere auf die

Wirtschaftiichkeit einer Rundfunkanstalt zu. Dies gilt auch für einen möglichen Vergleich

zwischen ARD, ZDF und Deutschlandradio.

Kö!n, den 13. November 2020

Seite 12 von 12

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formbfatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer BeteiHgtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede. natürliche oder Juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an eihem
Gesetzgebungsverfahren . beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Betelllgtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteiidokG) verpflichleti die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1. bis 6 werden in jedem Fall ais verpflichtende
Mindestlnformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThÜrBeteildokG in der Beteiilgtentransparenzdokumentatlon

-veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf .den Ihternetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie thre Zustimmung hierzu erteilen..

BHtQ gutleserlich ausfüllen und zusstmmen mit der Sieffungnahme sencfen!
•L-TT'^^'ll'T^T^'--'^.- ?'- ---..-'•.•^-'•."."^'•''^'^^-'.^'''-^

Zuwelc$eml1i|^^^?^CT^^^S?®ffiM^e&U^1^J8^^
Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medlenänderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregierung
-Drucksache7/1587-

^Fnj^ilB'-äsi."'^-'; i'T;K:';S';?''^i.-~s^;''-'.l~A-;a:S-?''!." -L-:^°li±u:ESI^^T@a-is%<:?-^^i.T?3B;iä ^SS'iaaT;^SS?S^^^i7i£i;s?i¥^^^^i^':¥ig%^^ji|i3TOP1B0KfÄe®^"nS^ia®^^
Name ' Organlsationsform

ARD-Geschäftsführung
Westdeutscher Rundfunk Köln

Körperschaft des Öffentlichen Rechts

Geschäfts" oder Dlenötadresse Appellhofplatz 1

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort 50667 Köln

^ .|^3€^|je^l(^^^ig|tli^t^^^
i§;5Abs^1|rC^$;%ü^lil%&^^^

Name Vorname

D Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erfordeffich, wenn kelna andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird In keinem Fall veröffenllichl.) . '

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



1'3." :W^y$i^e|^Jiw^^ijij^^yß.(^ iääääte^
'^^s^j^j^^^^^^sixy^sf/ff^^i^y^ssssKys

Intendant des Westdeutschen Rundfunks Köln

ARD-Vorsitzender

tiabeft:5iein^hrenTiisc^ftfc!^BI^®dieen^

1.4, ^ befürwortet,
0 abgelehnt,
D ergänzungs- bzw, änderungsbeciürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammenl
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteiidokG) . • '

Zustimmung zu dem Gesetz zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag

l^.'';-
i^^^^TOI^nä^^^eteHt. einen sphrij^iclhen^B^
^elche?^%Syi^^:^
?S^;?iK:%^?9l®i^:WS ^^^S^^MffS^^S^K^SViS^

Wurden
eiinizürelchen'?:
^5^?1;1(

[^ . ja {Hinweis; weiter mit Frage 6) nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Atilass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert? ,

(^ per E-Mail

a per Brief

10.

fciaben^ie^iGh'ä^Ariv^tsK^leiym^üf^
^m^eisetzpebtmgj^i^ti|Ter|"betBt^
<^,^^: ^?ß^hü|B^ii^|^^:^p
a • ja ^ nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!



Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkett und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgeburtgsverfahrens mitteilen.

Ort,:Daturn^^^^;.^;:TC^^^^^

Köln, 13.11.2020. .

^Ün^recBH^Äk^¥^^^^^

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



: A^G^C. ^

Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Bßteiltgtentransparenzdokumentationisgesetzes

Jede natürliche oder juristische P.erson, die sich mit einem schriftiichen Beitrag an eihem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, • . ist nach dem Thüringer
Beteiligtenträneparenzdokumentationsgesetz (ThürBetelldokG) . verpflichtet, die nachfolgend •
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen. . ' .

Die Informationen der folgenden Felder 1. bis 6 werden In Jedem Fall als verpflichtende
Msnd^stinformationen gemäß § 5 Abs. I ThürBeteildokG in der Beteiligtenfransparenzdokum.entation
veröffentlicht. Ihr inhattticher. Beitrag wird zusätzlich, nur dann auf den 'Internetseiten des

Thüringer Landtags vöröffentticht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen,

Bitte gut leserlich susfüHen und zusammGH mit der SteHungnahme senden!

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregierung
-Drucksache 7/1587'-

'•^f. ?y?l

Geschäfts" oder Dlenötadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

^^M
x3^./Q;

PostieitzahS, Ort

'ffS

Name Vorname

^ei^^/t If^^F
'^^^.^r Geschäfts" oder Dienstadresse . o Wohnadresse

}M9

^s'.S^lr.'

^::''.^.i:I

?.;^l^i?T

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erford&riich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentlicht,)

Straße, Hausnummer HoL-^tW^ß^ ^

Postleitzahl, Ort
n^^wiht^e^



ili^HS
X?F^
•;J^y i^bföss^r^ \f^fL-

^^isf^^\y^n^^^^

m

D . befürwortet,
,0 . abgelehnt, ' . . .

ergänzungs- bzw, änderungsbec|ürftig eingeschätzt?

^'ffi^l
/L ,' -1 t-r^Ir

l^^t,;.^

{Z'i??'^!

{•Sä^'^

;':;^^;?:

Bitte fassen Sie kurz diö wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammenl
(§ 5 Abs. 1 ,Nr. 4 ThürBeteil'dokG) - . ' , •

^s i^^cAf ^^^d t\.cM/ fU^^^e^rf- . :
i£s sMk. ^w U^-^^ncU^ ^ /^^^ fyß^y~\
l/^ZCf^t^ ^&€L ^/^/VA^ ^^t- ^(l^f/^^d0\

^ ^ 'fiü^y^ü^£i ^&^ ^kr^^/- w^c^

Ja (HinwelB: weiter mit Frage 6)

Wenn Sie .die Frage 5. verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

^w

SM In weicher Form haben Sie sich geäußert? .

^^{.;-;.''.('-i.*i?

P^ per E-Mail

a per Brief

0 ' Ja . ' JXt nein (weiter mit Frage 7}

'^•^^.ä

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



Mit meiner Unter'schrift •versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit: der,-Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich, unverzügiich und unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.

JHz^^f / MM !olü>

��Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



 ü^.1

 . • ^
:oi(mblatt zur Datenerhebung

nach§5Abs.1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes (H

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an ejne
Gesetzgebungsverfahren beteiligt ; hat, ist nach dem Thüringe

Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbeten
Angaben-soweit für sie zutreffend-zu machen. . , 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokume
veröffentlicht Ihr inhaltlicher Beitrag. wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten d
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzenhwurfs)?

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregierung
-Drnckssche 7/1587-

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h, als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein. GmbH, AG, eingetragene
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThÜrBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

(3/r /^c/<) / TU^r/^^^f

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Sund der Steuor^'^r-
Thüringen eV.,

L^V- ' Steiger&traföe 16 \
oft Erfl..irt'

,^f,;<Ut;f!t-'~s-

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1. ?. Thür0Btei!dokG) - . .

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffentlicht.}

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3.

4. :'.'

5.

6. :

Wa? ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen-oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3ThürBeteildokG)

&^ C/f iV'/A /-Z^1W ^f s / . T/u^'^ e^

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

D befürwortet,

Q- abgelehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz.dje wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteiidoKG)

- .f^^^rf/k ^ ü^j • lAr^^er^^f^-^ ^'

Q^-f^Jy.e.^ ^^ ^/^^^ ^^ \/^/A-^f /^/^/

^^ ^./r^^er/^^^/ ^^^ (/€^/

Wurden Sie vom Landtag gesbeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebüngsvorhaben
ejnzMreJchen? ' , . • :,. '•' .'. • , - , ' . -. ' , '

(§ 5 Abs. 1 Nn S ThürBeteildökG)

^ ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) a nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

^ per E-Mail-

a per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag ejne? Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? , ^ ,, \
(§5Abs,1Nr.6ThürBeteildokG) . : . :

a ja ^< nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



7.

<

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der
Beteiligtentransparenzdokumentation zu?
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteifdokG)

^•" ja H nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit uny Vollständigkeit der Angaben. Änderungen
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. '; ;

Ort, Datum

T̂
d,

'•7'-\

"50.. ^. 2öZü

i Vhjterschrtft

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Thüringer Gesetz zum Ersten Medie'nänderungsstaatsvertrag

Gesetzentwurf der Landesregierung

" Drucksache7/1587 -

Hier; Anhörungsverfahren;gemäß§ 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags

Sehr geehrte Damen und Herrn, . ' . '.

. Bereits in seiner PresseEnfo.rmation 07/2020 vom 28.04.2020 hat der BdSt Thüringen die Empfehlung der Rot-
Rot Grünen Landesregierung an das Parlament kritisiert, den Änderungen im iVtedjenstaatsvertrag zuzustimmen
- und damit auch einer Erhöhung der Rundfunkbeiträge von mohatlichl7.50 Euro auf 18,36 Euro pro Monat ab
2021. ' • . • .

In einem gesonderten Brief an die im Landtag vertretenen Fraktionsvorsitzenden aller Parteien haben wir •

gleichzeitig auf die Problematik hingewiesen und aufgefordert diesem Vertrag in der vorliegenden Form nicht
zuzustimmen, sondern sich stärker für Reformoptionen einzusetzen.

In der Sonderinformation l des Deutschen Steuerzahlerinstituts des BdSt e. V. zum Öffentlich "rechtlichen
Rundfunk Deutschlands wurden bereits 2013 umfassende Reformoptiönen dargelegt, die aus Sicht des
Steuerzahlerbundes bis heute ungenügend umgesetzt wurden. Das betrifft sowoh!Strukturänderungen als auch
eine effizientere Programmgestaltung durch die öffentlich rechtlichen Anstalten.
Bedingt durch die PandemEe ist zu be.fürchten, dass die Einkommen der Steuerzahler zurückgehen und die
Umsätze der Unternehmen weiter schwinden. Deshalb ist auch gerade jetzt ist die Beitragserhöhung
kontraproduktiv, ' .

Der BdSt Thüringen vertritt den Standpunkt, dem vorgelegten Gesetzentwurf in dieser Form abzulehnen.

Mit freundlichen Grüßen

Geschäftsführer

Bund der Steuer^ahter
Thüringört e.V.

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/734
zu Dra. 7/1587 .

Steigerstr. 16
99 rt •
Te
Fa

E r-thueringen.de . • ...

IN: www.steuerzahler-thueringen.de

Vorstand gern, §26 BG hrl (Vorsitzender) un el (Stv, Vorsitzende)'

ErfurtiVR 160587 . , , •

Der Bund der Steuerzshler Thüringen finanziert seine Arbeit ausschileßlich durch die Beiträge seiner Mitglieder und durch Spenden. Bitte unterstützen Sie
unsere Arbeit durch ihre Mitgliedschaft oder mittels einer Spende zugunsten elnes unserer regionalen Projekte.
Weitere Informationen finden Sie auf unserer o. g. Homepsge. Gern senden wir Ihnen auch entsprechende Informationen zu.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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,29-9. 69 A220 
Stellungnahme 

der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) 

im Rahmen der schriftlichen Anhörung 

des Ausschusses für Europa, Kultur und Medien des Thüringer Landtags 

zum Thüringer Gesetz zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, im schriftlichen Anhörungsverfahren zu dem Gesetzent-

wurf der Landesregierung Stellung zu nehmen. 

• Die wesentliche Aussage unseres 22. KEF-Berichts kennen Sie bereits: Die KEF hat 

den Ländern im Februar dieses Jahres empfohlen, den monatlichen Rundfunkbeitrag 

ab 2021 um 86 Cent auf 18,36€ anzuheben. Die 86 Cent entsprechen in der. Summe 

rund 1,5 Mrd. €. So hoch errechnet sich der ungedeckte Finanzbedarf von ARD, ZDF 

und Deutschlandradio in der Periode 2021 bis 2024. 

• Zur Erinnerung: Die Anstalten hatten eine Anpassung von 1,74 € angemeldet. Nach 

der Prüfung hat die KEF 86 Cent anerkannt. Fast die Hälfte der Veränderung durch die 

KEF ergibt sich aus Zuschätzungen von Erträgen aus verschiedenen Bereichen; das 

Ist also keine Kürzung in dem Sinne, dass die Anstalten weniger Geld zur Verfügung 

• hätten. Das Geld bekommen oder haben sie ja und können es auch verwenden. 

• Insgesamt reden wir für die Periode von 2021 bis 2024, also für vier Jahre, über einen 

•Gesarntbedarf für alle Anstalten von 38,7 Mrd. €. Im Vergleich zur laufenden Periode 

(36,9 Mrd. €) sind das 1,8 Mrd. € mehr, was einer jährlichen Steigerung von 1,2% ent-

spricht. 

• Trotz der einschneidenden Entwicklung der  Corona-Pandemie in den letzten Monaten 

hält die KEF an dieser Empfehlung fest. Wir sind davon überzeugt, dass die Erhöhung 

von 86 Cent notwendig, aber auch ausreichend ist, damit die Sender ihren Auftrag 

erfüllen können. Wir wünschen uns sehr, dass alle Landesparlamente unserer Emp-

fehlung folgen und diese auch umsetzen. Denn nicht zuletzt die Nutzerzahlen in der  
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Corona-Krise haben gezeigt, dass ein unabhängiger öffentlich-rechtlicher Rundfunk für 

die Bevölkerung von großem Wert ist. 

• Der 23. Bericht steht schon an. Wir werden uns im nächsten Jahr mit eventuellen 

coronabedingten Mehrausgaben, aber auch mit Einsparungen und möglichen Ertrags-

ausfällen im laufenden Jahr und den Auswirkungen auf die nächsten vier Jahre befas-

sen und den Ländern berichten. 

• Das geltende dreistufige KEF-Verfahren aus Anmeldung, Bedarfsermittlung durch die 

KEF und Festsetzung des neuen Beitrags durch die Länder hat sich bewährt und führt 

zu guten Ergebnissen. Dabei ist immer zu bedenken, dass wir uns in einem komplizier-

ten rechtlichen Rahmen bewegen. Auf der einen Seite die EU-rechtlichen Vorgaben, 

die eine beihilferechtliche Überkompensation verbieten. Auf der anderen Seite die na-

tionalen verfassungsrechtlichen Prämissen, insbesondere aus der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts, die eine bedarfsgerechte Finanzierung fordern. 

• Oberster Maßstab der KEF ist Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Mitglieder der 

KEF nehmen ihre Aufgabe sehr ernst und prüfen kritisch. Das zeigen die KEF-Berichte 

der. vergangenen Jahre durchweg sehr deutlich. Regelmäßig erfolgen Veränderungen 

des angemeldeten Bedarfs von rund einer bis anderthalb Milliarden Euro, so auch im 

22. Bericht. 

• Sehr genau hat die KEF z.B. die Überschüsse aus der Umstellung von der Gebühr auf 

den Rundfunkbeitrag prognostiziert. Nur deshalb war es möglich, den Beitrag seit 2009 

nicht nur stabil zu halten, sondern sogar einmalig abzusenken. Es ist ein Wert an sich, 

dass der Rundfunkbeitrag stabil gehalten werden konnte und dennoch den Anstalten 

ausreichend Geld zur Verfügung stand. Zur Erinnerung: Damals —2009 — ist die Rund-

funkgebühr von 17,03€ um 95 Cent auf 17,98€ erhöht worden. Heute liegen wir durch 

die Absenkung bei 17,50€. 

• Das Besondere am Verfahren zum 22. Bericht war die parallel geführte Debatte um 

Auftrag und Struktur des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Seit 2016 haben wir eine 

lange Diskussion zu Auftrag und Struktur der Anstalten, die zu deutlichen Einsparun-

gen führen sollte. 
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• Aus dieser Diskussion bleiben drei Erkenntnisse zu nennen: 

1. Gerade das Ergebnis des 22. Berichts macht deutlich, wie notwendig auch in Zu-

kunft der Blick auf die aktuellen Entwicklungen für eine bedarfsgerechte Finanzie-

rung ist. Die Zahlen'widerlegen die Diskussion zur Indexierung. Denn das Ergebnis 

bedeutet eine moderate Steigerung um jährlich 1,2 % und liegt damit unterhalb der 

allgemeinen Preissteigerung. 

2. Die KEF benennt stets zusätzliche Wirtschaftlichkeits- und Einsparpotenziale und 

mahnt fortlaufend auch strukturelle Veränderungen an. Beispiele sind die Neure-

gelung der betrieblichen Altersversorgung, das Sondergutachten zur  IT  oder im 

22. Bericht der übergreifende Vergleich der Vergütungsstrukturen der Anstalten. 

Im letzten Fall hat das zu einer Kürzung des Aufwands um rund 60 Mio. € geführt. 

Damit erschließen wir erhebliche Einsparpotenziale und geben wichtige Impulse. 

3. Die Anstalten erbringen aus Strukturprojekten in der Periode 2021 bis 2024 Ein-

sparungen von 338,3 Mio €. Das sind umgerechnet monatlich rund 18,7 Cent. Man 

kann fragen, ob das ausreichend ist oder nicht. Klar ist aber auch: Ohne substan-

zielle Änderungen bei Auftrag und Struktur wird es keine größeren Einsparungen 

geben und diese würden auch nur langfristig wirksam sein. Alle Anstalten, alle öf-

fentlich-rechtlichen Programme, alle Telemedienangebote, alle Mediatheken und  

Apps  sind durch die Landesgesetzgeber oder in Staatsverträgen aller Länder ge-

setzlich vorgesehen. Das ist der Auftrag. Die KEF ist bei ihrer Prüfung an den Um-

fang des gesetzlichen Auftrags gebunden. Das bedeutet, Art und Anzahl der Pro-

gramme und Sender, linear wie online, sind für uns gesetzt. Auch die Strukturen, 

wie etwa die Zahl der Rundfunkanstalten, haben wir grundsätzlich hinzunehmen. 

Es ist die ureigenste Aufgabe der Medienpolitik, d.h. der Länder als Rundfunkge-

setzgeber, hier Veränderungen herbeizuführen. Wenn es diese Veränderungen 

nicht gibt, werden die Aufwendungen automatisch im Rahmen der allgemeinen 

Preissteigerung und der Tariferhöhungen weiter ansteigen! 

Vielen Dank. 
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Schriftliche Anhörung 

des Ausschusses für Europa, Kultur und Medien des Thüringer Landtags 

zum Thüringer Gesetz zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 

Beantwortung des Fragenkatalogs zur schriftlichen Anhörung 

zu Drucksache 7/1587 mit Bezug zur Arbeit der KEF 

Zu Frage 1 und 2: 

Die Arbeit der KEF beruht selbstverständlich auf Recht und Gesetz. Der 22. Bericht wurde dem 

in §§ 1 ff. RFinStV geregelten Verfahren entsprechend erarbeitet. Die darin abgegebene Emp-

fehlung wurde in Übereinstimmung mit den vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen 

Maßstäben formuliert. Aus Sicht der Kommission ist deren Umsetzung verfassungsrechtlich ge-

boten. 

Zu Frage 3: 

Es ist nicht ersichtlich, dass die empfohlene Beitragserhöhung um monatlich 86 Cent dazu füh-

ren könnte, dass der Informationszugang wesentlicher Teile der Bevölkerung erschwert wird 

oder eine unangemessene Belastung für die Beitragszahler*innen entsteht. Der Rundfunkbei-

tragsstaatsvertrag sieht umfassende Befreiungsmöglichkeiten von der Beitragspflicht aus sozi-

alen Gründen vor. Im Übrigen ist der Rundfunkbeitrag, der schon einmal bei 17,98 € lag, im 

Jahr 2015 auf 17,50€ abgesenkt worden. Auch die Auswirkungen der  Corona-Pandemie führen 

nicht zu einer anderen Bewertung. 

Zu Frage 5: 

Nach der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung und der darauf beruhenden gesetzlichen 

Ausgestaltung des Finanzierungsverfahrens folgt die Art und Höhe der Finanzierung dem zuvor 

festgelegten Auftrag und nicht umgekehrt. Ein hinreichend konkret definierter Auftrag ist der 

Ausgangspunkt für die Prüfung des Finanzbedarfs. Dementsprechend muss die Kommission 

ihre Empfehlungen stets auf den jeweils geltenden gesetzlich bestimmten Auftrag stützen. Eine 

etwaige Fortentwicklung des Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist Aufgabe der für 

die Rundfunkgesetzgebung zuständigen Länder. 
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Zu Frage 6: 

Die Fortentwicklung des Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist Aufgabe der für die 

Rundfunkgesetzgebung zuständigen Länder. 

Zu Frage 7: 

Auch bei einer etwaigen Flexibilisierung des Auftrags müsste in jedem Fall weiterhin eine Über-

prüfbarkeit des am Auftrag anknüpfenden Finanzbedarfs möglich und gewährleistet sein. Das 

gebietet zum einen das Europarecht mit dem beihilferechtlichen Verbot der Überkompensation. 

Auf der anderen Seite steht die Verfassung mit dem Anspruch der Rundfunkanstalten auf be-

darfsgerechte Finanzierung und dem Äquivalenzprinzip, das eine angemessene Belastung der 

Beitragszahlerinnen und Beitragszahler im Blick hat. 

Zu Frage 8: 

Hierzu wird auf Kapitel 9 „Bericht zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" des 22. KEF-Berichts 

verwiesen. Weitergehende.Einsparpotenziale, z.B. im Wege des Abbaus von Doppelstrukturen 

oder der Ausweitung von Kooperationen, sind durch die Definition des Auftrags oder anderwei-

tige gesetzliche Vorgaben zu erschließen. 

Zu Frage 9: 

Das gesetzlich geregelte Finanzbedarfsermittlungsverfahren hat sich grundsätzlich bewährt und 

führt zu guten Ergebnissen. Oberster Maßstab der KEF ist Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 

Die Mitglieder der KEF nehmen ihre Aufgabe sehr ernst und prüfen kritisch. Das zeigen die 

KEF-Berichte der vergangenen Jahre durchweg sehr deutlich. Regelmäßig erfolgen Verände-

rungen des angemeldeten Bedarfs von rund einer bis anderthalb Milliarden Euro, so auch im 

22. Bericht. Darüber hinaus benennt die Kommission in ihren Berichten stets zusätzliche Wirt-

Schaftlichkeits- und Einsparpotenziale und mahnt fortlaufend auch strukturelle Veränderungen 

an. Die Orientierung der Finanzierung am tatsächlichen Bedarf entspricht den verfassungs- und 

europarechtlichen Vorgaben. 

Zu Frage 10: 

Die KEF hat die Aufgabe, den Finanzbedarf der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zu er-

mitteln. Nur in diesem Rahmen nimmt sie eine fachliche Überprüfung des von den Anstalten 
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angemeldeten Bedarfs vor. Zu beachten hat die Kommission dabei die aus der Verfassung ab-

geleitete Programmautonomie und den gesetzlich definierten Auftrag der Anstalten. Darüber 

hinaus respektiert sie grundsätzlich die Entscheidungen der plural besetzten Anstaltsgremien. 

Dabei bleibt zu beachten, dass die Kommission in Relation zu dem zu prüfenden Finanzvolu-

men eine äußerst schlank aufgestellte Einrichtung ist. In den letzten Jahren sind jedoch die 

Anforderungen an die Arbeit der KEF und ihre Geschäftsstelle durch immer differenzierter wer-

dende Betrachtungen und deutlich vertiefte Untersuchungen bereits stark angestiegen und ha-

ben vor allem die Geschäftsstelle schon jetzt an ihre Kapazitätsgrenzen gebracht. Eine Erwei-

terung ihrer Aufgaben und eine nochmals größere Dichte und Tiefe der Prüfungen würde daher 

unweigerlich eine weitere personelle Verstärkung der KEF erfordern. 

Zu Frage 11: 

Hierzu wird auf Kapitel 12.2 „Beteiligungen und GSEA" des 22. KEF-Berichts verwiesen. 

Zu Frage 12: 

Hierzu wird auf Kapitel 9 „Bericht zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" des 22. KEF-Berichts 

verwiesen. 

Zu Frage 13: 

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind bei der Erfüllung ihres Auftrags an die Grund-

sätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gebunden. In bestimmten Bereichen erzielte Ein-

sparungen können sie grundsätzlich für andere Aufgaben bzw. Innovationen im Rahmen ihres 

Auftrags, wie beispielsweise den Ausbau der Mediatheken, verwenden. Andernfalls werden 

diese Mittel als anrechenbare Eigenmittel vom Finanzbedarf der Folgeperiode beitragsmindernd 

abgezogen. Im Einzelnen wird auf die KEF-Berichte 18 bis 22 verwiesen. Im Bereich Personal-

aufwand und Altersversorgung ist z.B. die Neuregelung der betrieblichen Altersversorgung (vgl. 

21. und 22. Bericht, jeweils Kap. 3.2 „Betriebliche Altersversorgung"), die jährliche Abbaurate 

von 0,5 % der besetzten Stellen bzw. der vereinbarte Stellen- und Personalabbau (vgl. 21. und 

22. Bericht, jeweils Kap. 3.1 „Personal ohne Altersversorgung") oder der übergreifende Ver-

gleich der Vergütungsstrukturen der Anstalten (vgl. 22. Bericht, Kap. 3.1 „Personal ohne Alters-

versorgung" sowie unten zu Frage 14 zu erwähnen. Im Programmbereich bleibt vor allem das 

Benchmarking der Produktionsbetriebe Hörfunk und Fernsehen hervorzuheben (vgl. 21. Be-

richt, Kap. 12.4 und 12.5). 
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Zu Frage 14: 

Die Rundfunkanstalten haben sich als Anstalten des öffentlichen Rechts an dem Tarifniveau 

des öffentlichen Dienstes zu orientieren. So dient auch der Kommission bei der Festlegung der 

allgemeinen Steigerungsrate des Personalaufwands regelmäßig die Entwicklung der Personal-

ausgaben der Länder je Beschäftigtem als Maßstab, ergänzt um qualitative Plausibilisierungen. 

Im 22. Bericht hat die Kommission darüber hinaus zum Gesamtvergütungsniveau der öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten Stellung genommen (vgl. 22. Bericht, Kap. 3.1 „Personal ohne 

Altersversorgung"). Ein hierfür in Auftrag gegebenes Gutachten hat gezeigt, dass das Vergü-

tungsniveau der Anstalten gegenüber dem öffentlichen Sektor erhöht ausfällt, im Vergleich zur 

kommerziellen Medienwirtschaft leicht überdurchschnittlich liegt und bezogen auf die allge-

meine Wirtschaft als vergleichbar einzuschätzen ist. Die Kommission sieht im öffentlichen Sek-

tor einen geeigneten Vergleichsmaßstab für die Anstalten, weil sie diesem selbst zuzuordnen 

sind. Sie kann keine Gründe erkennen, die die Vergütungsunterschiede der Höhe nach recht-

fertigen. Daher hat sie den Personalaufwand von ARD, ZDF und Deutschlandradio für die Jahre 

2021 bis 2024 in Summe um 60,3 Mio. € gekürzt und wird die von den Anstalten angekündigten 

Maßnahmen zur Reduzierung der Vergütungsunterschiede im 23. Bericht überprüfen. 

Zu Frage 16: 

Die Kommission hat im Auftrag der Länder zuletzt im Jahr 2014 einen Sonderbericht zu den 

Auswirkungen des Verzichts auf Werbung und Sponsoring in Hörfunk und Fernsehen erstellt. 

Für die Jahre 2009 bis 2012 hätte der Kompensationsbetrag demnach 1,25 € (Werbung 1,10 €, 

Sponsoring 0,15€) betragen. 

Zu Frage 17: 

Es ist Sache der Länder zu prüfen, ob die finanzielle Ausstattung der Landesmedienanstalten 

aufgabengerecht bemessen ist. Die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder haben bereits 

2017 in gemeinsamer Konferenz festgestellt, dass der feste prozentuale Anteil am Rundfunk-

beitragsaufkonnmen zum Teil zu einer erheblichen strukturellen Überfinanzierung der Landes-

medienanstalten führe. Die Rechnungshöfe haben in verschiedenen Prüfverfahren festgestellt, 

dass durch diese Finanzierungsform unwirtschaftliches Verhalten gefördert werde. Die Kom-

mission schließt sich diesen Feststellungen an und weist — konsistent mit ihren Hinweisen im 
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19. bis 21. Bericht — darauf hin, dass der Anteil der Landesmedienanstalten aus dem Beitrags-

aufkommen überprüft werden sollte (vgl. 22. Bericht, Kap. 7.1.3 „Rückflüsse (einschl. Vorabzu-

weisungen) aus dem Anteil der Landesmedienanstalten"). 

Zu Frage 20: 

Hierzu wird auf Kapitel 3.3 „Gesamtdarstellung Personal" des 22. KEF-Berichts, insbesondere 

die Tabellen 83.1 und 83.2, verwiesen. 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede• natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Geseizentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 7/1587 - 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer . . 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt Körperschaft des öffentlichen Rechts; Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 ThUrBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage Z Wenn ja, dann  welter  mit Frage 3.) 

Name 
• 

Organisationsform 

Mitteldeutscher Rundfunk Anstalt des Öffentlichen Rechts 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) • ' Kantstraße 71 - 73 

Postleitzahl, Ort 04275 Leipzig 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h, als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr, 1, 2 ThürBeteildokG) . :' • 

Name Vorname . 

Ei Geschäfts- oder Dienstadresse , El Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

• 

• Postleitzahl, Ort 

1 

                 

                 

            

            

            



3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThOrBeteildokG) 

Der Mitteldeutsche Rundfunk veranstaltet Rundfunk und Telemedien. 

4, 

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

5( befürwortet, 
• 0 abgelehnt, 

o ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

• Der Mitteldeutsche Rundfunk empfiehlt eine Anhebung des Rundfunkbeitrags 
auf 18,36 Euro entsprechend der Empfehlung der KEF in ihrem 22. Bericht. 

5. 
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben . 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) . 

IJK ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

•[5< per E-Mail 

0 per Brie! 

6 
Halden Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 6 ThürF3eteildokG) 

0 ja 1R nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



7. 
Stimmen Sie einer,  Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Betelligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

IX ja 0 nein• 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit Und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unte chrift • 

Leipzig, 07.12.2020 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Stellungnahme des MDR 

zur schriftlichen Anhörung des Ausschusses für Europa, Kultur und Medien gemäß §79 der 
Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

zum 

Thüringer Gesetz zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag, Gesetzesentwurf der 
Landesregierung - Drucksache 7/1587 - 

1. Ist Ihrer Meinung nach der 22. Bericht der Kommission zur Ermittlung des
Finanzbedarfs der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (KEF) gesetzeskonform
entstanden?

Die KEF hat nach dem Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag auf Grundlage der Bedarfsanmeldungen 
von ARD, ZDF und Deutschlandradio den Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
umfassend geprüft. Dabei hat sie den Rundfunkanstalten gemäß § 5 RFinStV Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. Die Prüfung erfolgte anhand der in § 3 RFinStV niedergelegten Maßstäbe 
in Übereinstimmung mit der seit nunmehr vielen Jahren geübten und gesetzeskonformen Praxis. 
Zwar hat die ARD insbesondere die Betrachtungen der KEF zur Gehaltsstruktur im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk fachlich kritisiert. Kritisiert wurde auch die teils sehr einschneidende Kürzung 
des angemeldeten Bedarfs und die unsererseits teils anders ausfallenden Prognosen hinsichtlich der 
Ertragserwartung für die nächsten Jahre. Dies ändert aber nichts daran, dass der 22. KEF-Bericht in 
Verfahren, Form und Inhalt den gesetzlichen Anforderungen entspricht. 

2. Ist Ihrer Meinung nach der Vorschlag zur Beitragsanpassung auf Basis des 22.
Berichts der KEF gesetzeskonform entstanden und hält dieser einer
verfassungsrechtlichen Prüfung stand?

Siehe Antwort zu Frage 1 und 3. 

3. Sehen Sie eine der verfassungsrechtlichen Bedingungen zur Abweichung vom
Vorschlag der KEF, also mangelnder Zugang zu Informationen oder eine
unangemessene Belastung der Beitragszahlerinnen (vergl. BVerfGE 90, 60 [103 f.]
als erfüllt an?

Nein. Die maßvolle Anhebung des Beitrags um monatlich 86 Cent führt weder dazu, dass den 
Bürgerinnen und Bürgern der Zugang zu Informationen verwehrt würde noch stellt dies eine 
unangemessene finanzielle Belastung der Betragszahlerinnen und Beitragszahler dar. Vielmehr wird 
mit der Anhebung des Beitrags gewährleistet, dass der MDR seinem Auftrag, die Bevölkerung mit 
Information, Bildung, Unterhaltung und Kultur zu versorgen, weiter nachkommen kann.  

Posteingang am 13.11.2020, 
19.37 Uhr
Schriftstück-Nr. 27771/2020
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Die in § 4 RBeitrStV vorgesehenen Regelungen zur Ermäßigung der Beitragspflicht sowie zur 
Befreiungen von der Beitragspflicht vermeiden eine unangemessene Belastung der 
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler.  

Das Bundesverfassungsgericht hat die Möglichkeit der Länder für eine Abweichung vom Vorschlag 
der KEF aufgrund des Prinzips der Staatsferne begrenzt. Neben offensichtlichen Fehlern – die im 22. 
KEF-Bericht nicht ersichtlich sind – sind Auswirkungen auf den Informationszugang und die 
angemessene Belastung der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler als taugliche 
Anknüpfungspunkte für eine Abweichung von der Rechtsprechung angesprochen worden. Dabei hat 
das Bundesverfassungsgericht die Anforderungen an eine Abweichungsbegründung insoweit hoch 
gesetzt, als dass die Länder die ihrer Abweichungsentscheidung zugrundeliegenden Tatsachen und 
die daran anknüpfenden Wertungen transparent und damit einer Prüfung zugänglich machen 
müssen. Die Begründung der Länder muss vor der Rundfunkfreiheit bestand haben. Uns sind 
hinsichtlich des Gesichtspunkts eines mangelnden Zugangs zu Informationen durch eine Erhöhung 
des Rundfunkbeitrags um 86 Cent keine erkennbaren Auswirkungen ersichtlich. Mit dem 
Rundfunkbeitrag werden gerade vielfältige und hochwertige frei zugängliche Informationsangebote 
sichergestellt, sodass die Anpassung des Beitrags hier eher einen positiven als nachteiligen Effekt 
hat. Was die Angemessenheit der Belastung der Beitragszahler angeht, ist mit Blick auf das Gebot 
der auftragsadäquaten Finanzierung zu beachten, dass der Gesetzgeber auch in diesem Falle die 
Aufgabenerfüllung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sicherzustellen hat. Der Gesetzgeber hat 
bei seiner Wertung auch die Möglichkeit der Befreiung vom Rundfunkbeitrag zu berücksichtigen 
und darzulegen, dass diese Befreiungsmöglichkeiten nicht ausreichen, um eine angemessene 
Beitragslast sicherzustellen. 

 

4. Sehen Sie eine Gefahr für die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der 
Bevölkerung, wenn der Beitrag angehoben wird? 

Die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird ganz maßgeblich durch die Erfüllung 
seines gesetzlichen Programmauftrags gewährleistet. Der MDR erreicht mit seinen Programmen 
und Telemedienangeboten 93 % der Bevölkerung im MDR-Sendegebiet als regelmäßige 
Nutzerinnen und Nutzer. Repräsentativen Umfragen zufolge sagen 70 % der Menschen aus 
Mitteldeutschland, dass der Rundfunkbeitrag ein unabhängiges und anspruchsvolles 
Medienangebot in Deutschland sichere. Zudem seien es die Angebote des MDR in Fernsehen, Radio 
und Online wert, dass man dafür Rundfunkbeitrag entrichte. Die Akzeptanz des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks steht und fällt mit seiner Verfügbarkeit, seinem Programmangebot und mit 
seinem gesellschaftlichen Wertbeitrag. Die Handelshochschule Leipzig und die Universität St. 
Gallen haben in ihrem „Gemeinwohlatlas“ repräsentative Ergebnisse über den Gemeinwohlbeitrag 
von 137 Institutionen zusammengestellt. Angeführt wird das Feld von der Feuerwehr, dem 
Technischen Hilfswerk und Sozialverbänden. Die ARD-Dritten rangieren auf Platz 16, gefolgt vom 
ARD-ERSTEN auf Platz Rang 18 und dem ZDF auf Platz 21.  
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5. In welche Richtung bzw. wie sollte die Auftragsdefinition des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks in den nächsten Jahren fortentwickelt werden? Ist es richtig, wenn nicht 
zuerst ein klarer Auftrag für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk definiert wird und erst 
dann die Form und die Höhe der Finanzierung festgelegt wird? Wie sinnvoll ist eine 
Reduzierung des Umfangs des öffentlich-rechtlichen Angebots und welche Bereiche 
kämen dafür in Betracht? 

Der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist in § 11 RStV sowie den Gesetzen und 
Staatsverträgen, mit denen die Länder ihre Landesrundfunkanstalten, das Deutschlandradio sowie 
das ZDF gegründet haben, niedergelegt. Darüber hinaus legen die Länder in § 11b RStV die Anzahl 
und den Inhalt der von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ausgestrahlten 
Fernsehprogramme fest. § 11 c RStV regelt die Anzahl und im Falle von Deutschlandradio auch die 
inhaltliche Ausrichtung der von den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten 
ausgestrahlten Hörfunkprogramme. Für die Beauftragung der öffentlich-rechtlichen 
Telemedienangebote setzten die Länder in § 11d bis 11g RStV den gesetzlichen Rahmen. Damit 
konkretisieren die Länder jeweils einfachgesetzlich die rundfunkverfassungsrechtlichen Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts zum Funktionsauftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Die 
Bedarfsanmeldung der Rundfunkanstalten gem. § 1 RFinStV bei der KEF basiert auf diesem Auftrag. 

Aus dem so beschriebenen gesetzlichen Programmauftrag leitet sich der Finanzbedarf der 
Rundfunkanstalten, die entsprechende Prüfung durch die KEF und die Festsetzung der Höhe des 
Rundfunkbeitrags ab: Die Finanzierung folgt dem gesetzlichen Auftrag im Rahmen der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben. 

Veränderungen beim Auftrag durch die dafür zuständigen Länder im Rahmen der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben hätten so perspektivisch auch Auswirkungen auf den Finanzbedarf 
und die Höhe des Beitrages. 

Die ARD hat sich bereits 2017 mit entsprechenden Anregungen zur weiteren Ausgestaltung des 
Auftrags, zur Strukturoptimierung und zur Weiterentwicklung des Verfahrens der 
Finanzbedarfsfestellung in Zeiten der Digitalisierung auf Bitten der Länder aktiv eingebracht. Der 
entsprechende Bericht ist beigefügt. 

 

6. Wie sollte die Anpassung der Auftragsbeschreibung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks an die heutigen Medienbedürfnisse und Mediennutzung der Bevölkerung 
ausgestaltet sein? 

Bayern, Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein, Hamburg, Sachsen und Thüringen haben im Jahr 
2018 im Länderkreis eine Neufassung der Beauftragung von ARD und ZDF vorgeschlagen. Dabei 
wurden sowohl Elemente der Flexibilisierung als auch der Budgetierung sowie eine Indexierung des 
Rundfunkbeitrages zur Diskussion gestellt. Der MDR hat diesen Vorschlag grundsätzlich 
befürwortet und es bedauert, dass die hierzu von den Ländern unter Beteiligung der KEF sowie von 
ARD und ZDF geführte Diskussion bisher zu keinem Ergebnis geführt hat.  
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Die Ministerpräsidentinnen und Präsidenten der Länder haben im Juni 2020 festgehalten, dass die 
moderate Anpassung des Rundfunkbeitrages zum 1. Januar 2021 eine unmittelbare Folge des 
Strukturreformprozesses, der von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten infolge des 
Beschlusses der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom Oktober 2016 
eingeleitet wurde, ist. Die Rundfunkkommission der Länder wurde zugleich gebeten, die Arbeiten 
zur Reform des Auftrages und zur Strukturoptimierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
fortzuführen und den Regierungschefinnen und -chefs der Länder bis zu ihrer Konferenz im Sommer 
2022 einen Reformvorschlag vorzulegen. Die ARD und der MDR werden sich an dieser Arbeit 
konstruktiv beteiligen. 

 

7. Inwiefern könnte eine Auftragsflexibilisierung dazu beitragen, die Kosten und damit 
den Rundfunkbeitrag stabil zu halten? 

Eine Auftragsflexibilisierung hätte den Vorteil, dass die Rundfunkanstalten schneller als bislang auf 
die Entwicklungen auf den hochdynamischen Medienmärkten und veränderte 
Nutzungsgewohnheiten des Publikums reagieren könnten. Die Rundfunkanstalten hätten damit die 
Möglichkeit, die ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel unter Einbindung ihrer 
Aufsichtsgremien möglichst effizient zur Versorgung der Bürgerinnen und Bürger mit Fernsehen, 
Radio und Telemedien einzusetzen. Eine statisch-starre Festlegung durch Landesrundfunkgesetze 
und Staatsverträge, die der Medienentwicklung zeitlich nachläuft, wäre in diesem Modell obsolet. Es 
läge so in der Verantwortung der Anstalten und deren Gremien, entsprechende Medienangebote 
unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben wie dies etwa bei den den Drei-Stufen-Tests unter 
Mitverantwortung der Gremien der Fall ist, zu entwickeln und gleichzeitig abzuwägen, was an 
anderer Stelle mit den zur Verfügung stehenden Mitteln unter Beachtung des Prinzips von 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ggf. nicht mehr realisiert werden kann. Die Rolle der KEF als 
Prüfinstanz für den Finanzbedarf bliebe dabei weiter bestehen.  

 

8. Wie ist der Reformwille der Anstalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks bezüglich 
der Debatte über schlankere Strukturen und den Abbau von Doppelstrukturen, mehr 
Kooperationen, eine Erweiterung der Gemeinschaftsaufgaben und deutliche 
Einsparmaßnahmen einzuschätzen? 

Die Landesrundfunkanstalten haben den Ländern 2017 zugesagt, ihre Zusammenarbeit  
insbesondere in Bereichen wie Technik und Verwaltung weiter zu intensivieren, um auf diese Weise 
ein Einsparvolumen von 588 Mio € bis zum Jahr 2028 zu heben. Davon sollen allein 311 Mio. Euro auf 
die nächste Beitragsperiode entfallen. Die KEF hat diese in der Anlage dargestellten Anstrengungen 
im Rahmen ihres 22. Berichts gewürdigt. Der MDR beispielsweise ist Prozessführer für umfangreiche 
Projekte wie die SAP-Prozessharmonisierung und IT-Strategie. 

Konkrete Projekte der ARD-Stukturreform in den Bereichen Verwaltung, Technik und Produktion 
sind beispielsweise: eine gemeinsame Archivinfrastruktur, gemeinsame Aus- und Fortbildung, 
gemeinsamer Einkauf, Kooperation im Verkehrsfunk, die Harmonisierung von Prozessen, eine 
gemeinsame IT-Strategie. Personalabbau kann aber nur im Rahmen des programmlich vertretbaren 
und arbeitsrechtlich zulässigen erfolgen. Die Erfüllung des Auftrags auch mit weniger Personal ist 
gerade aufgrund der Digitalisierung möglich geworden. Zudem unterzieht die ARD ihre 
Gemeinschaftseinrichtungen einer intensiven Wirtschaftlichkeitsprüfung. 

Der strukturellen Verschlankung der ARD sind aber rechtliche Grenzen gesetzt. Doppelstrukturen 
lassen sich in einem Unternehmensverbund wie der ARD nicht vermeiden, da sie – wie in den 
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Ländern auch – Ergebnis der von den Ländern gesetzlich mitgestalteten föderalen Struktur der 
ARD-Arbeitsgemeinschaft sind. Zudem erfüllen die Rundfunkanstalten neben ihren Aufgaben 
innerhalb der ARD auch spezifische eigene gesetzliche Aufgaben, für die sie eigene Infrastruktur und 
Personal benötigen, etwa im Bereich des Hörfunks oder der Dritten Fernsehprogramme. Dort, wo 
jedoch Aufgaben effizient gemeinsam erfüllt werden können, etwa bei der Vergabe von Aufträgen 
oder der gemeinsamen Produktion von Sendungen, kooperieren die Rundfunkanstalten intensiv. 
Das Kartellrecht setzt der Kooperation der Rundfunkanstalten allerdings auch Grenzen. Denn auch 
wenn die ARD durch einen gemeinsamen Beitrag finanziert wird und gesetzlich dazu angehalten ist, 
zu kooperieren, betrachtet die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs die Anstalten als 
voneinander unabhängige Unternehmen im Wettbewerb und erlaubt es diesen zum Teil nicht, 
Stärken gemeinsam im Interesse der Beitragszahler kostensenkend auszuspielen. 

 

9. Führt das derzeitige Finanzierungsprinzip des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
„Finanzmittel nach Bedarf“ tatsächlich zu Einsparungen? Oder müsste dieses Prinzip 
nicht geändert werden? Welches Prinzip sollte gelten? 

Die Ermittlung des Finanzbedarfs ist Ausfluss des verfassungsrechtlichen Grundsatzes, dass die 
wirtschaftlich auskömmliche Finanzierung dem Auftrag zu folgen hat (Auftragsakzessorietät der 
Finanzierung). Ergebnis ist die Feststellung einer bedarfsgerechten Finanzierung durch die KEF. 
Dieser Prüfauftrag umfasst ausdrücklich auch Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der 
Mittelverwendung. Die Beitragsempfehlungen der KEF gehen für die Anstalten mit starken 
Einsparvorgaben einher.  

 

10. Sollte der bislang eingeschränkte Prüfrahmen der KEF, der sich lediglich darauf 
erstreckt, ob sich die Programmentscheidungen der Anstalten im Rahmen des 
Rundfunkauftrags halten und der Finanzbedarf nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zutreffend ermittelt wurde, erweitert werden? Wie 
sollte dieser Prüfrahmen erweitert werden? Wie bewerten Sie die fehlenden 
Einsichtsmöglichkeiten der KEF in Verträge der Rundfunkanstalten bspw. 
Kabelnetzbetreiber, Sportübertragungsrechte) im Hinblick auf den Prüfauftrag der 
KEF? 

Die KEF erhält zur Durchführung ihrer Finanzbedarfsprüfung alle erforderlichen Informationen von 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. In Gesprächen zwischen der KEF und den 
Rundfunkanstalten werden diese Informationen vertieft und präzisiert. Da die höchstrichterliche 
kartellrechtliche Rechtsprechung die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im gesamten Bereich 
ihrer Auftragserfüllung als Unternehmen wie jedes andere Wirtschaftsunternehmen auch ansieht, 
sind die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten erheblichen kartellrechtlichen Restriktionen beim 
Austausch von Informationen ausgesetzt. Diese Restriktionen wirken strikt. Das kartellrechtliche 
Abstimmungsverbot darf deshalb nicht durch den Informations-austausch über die KEF umgangen 
werden. 

Diesem Missstand kann allerdings durch die gesetzliche Normierung einer Ausnahme vom 
Kartellverbot für den Auftragsbereich der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-anstalten jedoch 
hinreichend Rechnung getragen werden. Diese Intention verfolgen die Bundesländer aktuell im 
Rahmen der 10. GWB-Novelle im Bundesratsverfahren. 

 



Seite | 6  
 

11. Wie ist die hohe Anzahl (186) von Beteiligungen der Rundfunkanstalten zu bewerten? 
Sollten die Rundfunkanstalten ihre Beteiligungen sukzessive vermindern, um so mehr 
Transparenz und Einsparungen zu erreichen? 

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten haben Tochterfirmen 
gegründet, um ihren Programmauftrag möglichst effizient erfüllen zu können.  

Beteiligungen der Rundfunkanstalten haben einen praktischen Zweck bzw. sind teilweise auch 
staatsvertraglich vorgegeben, wie beispielsweise die Werbegesellschaft des MDR in Erfurt.  

Der MDR veröffentlicht wesentliche Angaben über seine Beiteiligungen im Rahmen seines 
Geschäftsberichtes, in der jährlichen Berichterstattung an die Landtage sowie in einem eigenen 
Beteiligungsbericht. Die Arbeit der Tochterfirmen ist regelmäßig Bestandteil der Befassungen des 
MDR-Verwaltungsrates, der bei Veränderungen in der Beteiligungsstruktur zustimmungspflichtig 
eingebunden werden muss. Die Landesrechnungshöfe in Mitteldeutschland wirken bei der 
Bestellung der Wirtschaftsprüfer für MDR-Beteiligungen mit und haben bei Mehrheitsbeteiligungen 
Einsichts- und Prüfrechte. Die entsprechenden Berichte liegen auch dem Thüringer Landtag 
regelmäßig vor. Der MDR hat im Jahr 2020 seine Drefa Media Holding GmbH (Leipzig) mit der 
bisherigen MDR-Werbung GmbH verschmolzen und so seine Beteiligungsstruktur verschlankt. Sitz 
der neuen MDR Media ist die Landeshauptstadt Erfurt. Die KEF hat in ihrem 22. Bericht in Teilziffer 
657 diese Strukturveränderung und die damit verbundene Absicht begrüßt. Gemeinsam mit ZDF 
digital hat der MDR eine neue Digital- und Innovationsagentur gegründet, die auch mit einer 
Betriebsstätte in Erfurt gemeinsam mit dem KiKA digitale Entwicklungen vorantreiben soll.  

So dient die Beteiligung an Tochterunternehmen neben der Erfüllung rundfunkstaatsvertraglicher 
Pflichten zur Trennung kommerzieller und hoheitlicher Tätigkeiten auch der effizienten 
Aufgabenwahrnehmung. Dennoch hat die ARD eine umfassende Prüfung der Wirtschaftlichkeit 
ihrer gemeinsamen Einrichtungen (GSEA) eingeleitet, um sicherzustellen, dass diese auch heute 
noch den Bedürfnissen und Anforderungen der ARD und ihres Auftrags entsprechen. Eine bloße 
Reduzierung von Beteiligungen führt demgegenüber nicht zwingend zu Einsparungen, wenn 
Aufgaben, die innerhalb von Beteiligungsgesellschaften erbracht werden, an anderer Stelle zu 
erbringen sind. 
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12. Welche Einsparpotenziale sehen Sie beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der bisher 
von der KEF noch nicht berücksichtigt wurde? 

Die KEF ist gesetzlich dazu verpflichtet, bei ihrer Begutachtung Einsparpotentiale aufzuzeigen und 
bei der Bemessung der Höhe des Rundfunkbeitrags zu berücksichtigen. Sie ist, wie weiter oben 
(Frage 2) deutlich gemacht wurde, nach Auffassung des MDR ihrem gesetzlichen Auftrag umfassend 
und rechtlich einwandfrei nachgekommen. Die KEF hat alle Einsparpotentiale, die sie im Rahmen 
der gegenwärtigen Struktur des öffentlich-rechtlichen Rundfunks identifizieren konnte, auch 
benannt. 

 

13. Welche konkreten Einsparungen in welcher Höhe sind seitens der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten in den letzten zehn Jahren erfolgt? Welche konkreten 
Erfolge konnten in den Bereichen Personal und Pensionslasten erzielt werden? 

Die ARD-Landesrundfunkanstalten ergreifen bereits seit Jahren vielfältige Maßnahmen, um die 
gestiegenen Kosten auszugleichen und die Effizienz – auch dank neuer digitaler Möglichkeiten – 
weiter zu steigern. 

Dabei werden kontinuierlich Organisationsstrukturen angepasst, Produktionsabläufe optimiert und 
Personal reduziert. So werden im Zeitraum 1993 bis 2020 rund 4.800 bzw. 19 Prozent der Stellen im 
Bestand abgebaut sein. Im Zeitraum 2021 bis 2024 wird die Anzahl der besetzten Stellen nochmals 
um rund 390 bzw. 2 Prozent reduziert. Über 80 Prozent des Personals arbeitet unmittelbar für das 
Programm. Der Stellenabbau erfordert eine weitere Optimierung der Abläufe. Dazu gehört an erster 
Stelle die ARD-Strukturreform mit den zahlreichen und tiefgreifenden strukturellen 
Gemeinschaftsprojekten, die von 2017 bis 2024 einen Abbau um 355 besetzte Stellen ermöglicht. 
Darüber hinaus laufen beispielsweise in allen ARD-Landesrundfunkanstalten Pilotprojekte, um 
Teams zu verkleinern (Ein-Personen-Teams, Mobiler Journalismus, Einsatz von Kamerarucksäcken 
usw.). 

Insbesondere in der Altersversorgung ist ein großer Durchbruch gelungen, der die ARD nicht nur bis 
2024 um circa 1,2 Mrd. Euro entlasten wird, sondern auch langfristig die Kosten reduziert. Für den 
bestehenden Versorgungstarifvertrag wurde mit den Gewerkschaften eine Regelung erreicht, die 
eine Steigerung der Rentenzahlungen dauerhaft begrenzt. Der neue beitragsorientierte Tarifvertrag 
(BTVA) entlastet die ARD-Landesrundfunkanstalten zudem weitgehend von den Kostenrisiken der 
Zinsentwicklung und einer verlängerten Lebenserwartung. 

Darüber hinaus wurden viele Verwaltungsetats nicht erhöht (sog. „Nullrunden“). Nicht 
betriebsnotwendiges Vermögen wurde und wird veräußert. Wirtschaftlich nicht mehr sinnvolle 
Beteiligungen werden aufgegeben, andere neu geordnet. 

 

14. Wie bewerten Sie die Gehaltsstrukturen in den Sendeanstalten? Sollten die 
Rundfunkanstalten sich am Tarif des öffentlichen Dienstes orientieren? 

Die Gehaltsstrukturen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind durch besondere Tarifverträge 
geregelt, die sich in den letzten Jahrzenten stets am öffentlichen Dienst orientiert haben. Dabei 
muss berücksichtigt werden, dass die Belegschaft der Rundfunkanstalten im Schnitt älter ist als im 
Privatsektor und im öffentlichen Dienst, was aufgrund der Steigerungsstufen bei langjähriger 
Betriebszugehörigkeit zu einem höheren durchschnittlichen Gehaltsniveau führt. Um dies 
strukturell zu ändern, müssten neue Tarifabschlüsse ganz deutlich unter dem Niveau des 
öffentlichen Dienstes liegen. Die KEF hat in den letzten Jahren eine Steigerungsrate für 
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Personalkosten anerkannt, die unter den Steigerungen im öffentlichen Dient lag, da die ARD, anders 
als die öffentlichen Kassen, von der besonders positiven steuerlichen Entwicklung bis vor der 
Corona-Pandemie nicht profitierte. Die Tarifabschlüsse der der letzten Jahre, welche noch vor 
der Corona-Krise vereinbart wurden, lagen deshalb unterhalb des Niveaus des öffentlichen 
Dienstes. 

 

15. Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Beitragshöhe) für den Rundfunknutzer 
ist zu rechnen, wenn ein Ausgleich für den im Zusammenhang mit den gesetzlich 
vereinbarten Rundfunkbefreiungstatbeständen geleistet würde? 

Auch wenn die Frage nicht vollständig ausformuliert worden ist, erscheinen zwei Verständnisweisen 
möglich:  

1. Welche Mehrbelastung träfe die Rundfunknutzerinnen und -nutzer, wenn sie die 
Befreiungen vom Rundfunkbeitrag finanziell ausgleichen müssten?  

Tatsächlich ist der Rundfunkbeitrag von der KEF seit jeher so bemessen, dass er auch unter 
Berücksichtigung einer prognostizierten Zahl an Befreiungen für die Finanzierung des 
Funktionsauftrags der Rundfunkanstalten ausreichend ist. Damit zahlen die Beitragszahlerinnen und 
-zahler schon jetzt die Befreiungen mit. Die Beitragsberechnung geht davon aus, dass mit den 
prognostizierten Erträgen aus dem Rundfunkbeitrag, inklusive sämtlicher Befreiungen und 
Forderungsausfälle, die Aufgabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks voll finanziert werden muss. 
Umgekehrt könnte man aber die Frage stellen, welche Minderbelastung für die Beitragszahler 
vorläge, wenn etwa die Befreiungen vom Rundfunkbeitrag durch die Sozialversicherungsträger an 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ausgeglichen würden. Ein derartiges System wird in anderen 
Ländern in Europa praktiziert.  

2 Welche Minderbelastung träfe die Rundfunknutzerinnen und -nutzer, wenn die Befreiungen 
nicht von ihnen, sondern aus Steuermitteln oder von den Trägern ausgeglichen würden.  

Da hinsichtlich der kommenden Beitragsperiode keine gesicherten Zahlen zum Umfang der 
Befreiungen und der tatsächlichen Erträge vorliegen und das Verhältnis von Befreiungen und 
Erträgen in jedem Jahr fluktuiert, ist eine Beantwortung dieser Frage allenfalls mittels einer 
Extrapolation auf Basis der Prognosewerte des 22. KEF-Berichts möglich. Die ARD sieht die 
Bestimmung einer konkreten Beitragshöhe aber zunächst als Aufgabe der KEF an. 

Die Ist-Zahlen des Jahres 2019 illustrieren beispielhaft, dass mit einem Ausgleich der Befreiungen 
eine nicht unerhebliche Entlastung der Beitragszahler verbunden wäre, die den im 1 . 
Medienänderungsstaatsvertrag vorgesehenen Betrag von 86 Cent übersteigen könnte.  

Die Erträge aus dem Rundfunkbeitrag beliefen sich für das Jahr 2019 auf rd. 8.068.118 T€. Der 
Beitragsausfall betrug inklusive sämtlicher Ermäßigungen und ohne die Befreiung von 
Nebenwohnungen rd. 601.087 T€. In Thüringen betrug der Ausfall 10.729 T€. Würden alle 
Befreiungen durch andere Träger ausgeglichen, müssten die Beitragszahlerinnen und -zahler zur 
Erreichung des gleichen Gesamtertrags überschlägig 7.467.031 T€ aufbringen, was einer 
Minderbelastung von rund 7,4 % für 2019 entspräche. Diese Berechnung beruht aber, dies möchte 
der MDR ausdrücklich betonen, nur auf den Daten für das Jahr 2019 und ist nicht deckungsgleich 
übertragbar auf die nächste Beitragsperiode.  

 

16. Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Höhe) für den Rundfunknutzer ist zu 
rechnen, wenn eine Reduzierung der Werbung vorgenommen würde? 
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Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben die KEF 2012 gebeten, zeitgleich 
mit dem 19. KF-Bericht einen Sonderbericht zu erstellen, in dem untersucht werden sollte, welche 
Auswirkungen ein Verzicht auf Werbung und Sponsoring in Hörfunk und Fernsehen auf die 
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks hätte. Insbesondere sollte die Auswirkung auf die 
Höhe des Rundfunkbeitrags dargestellt werden. 

Zum 20. KEF-Bericht hat die KEF diese Berechnungen aktualisiert und erneut den Betrag ermittelt, 
der zur Kompensation eines vollständigen Entfalls von Werbung und Sponsoring monatlich 
beitragswirksam werden würde. Sie hat dabei die Ist-Erträge für 2013 und 2014 sowie die 
aktualisierten Planwerte für 2015 und 2016 berücksichtigt. Dabei ergab sich ein 
Kompensationsbetrag von 1,23 Euro für ARD und ZDF in Summe (siehe nachstehende Tabelle aus 
dem 20. KEF-Bericht, S. 221). Die wirtschaftliche Bedeutung der Erträge aus Werbung und 
Sponsoring im Vergleich zur jeweiligen Höhe der Beitragserträge stellt sich bei den einzelnen 
Anstalten innerhalb der ARD unterschiedlich dar. 

 

 

 

17. Mit welcher zusätzlichen Beitragsbelastung (Höhe) für den Rundfunknutzer ist zu 
rechnen, um eine Erhöhung des Finanzanteils der Landesmedienanstalten auf 
mindestens 3 Prozent wieder auszugleichen? 

Bei einer Erhöhung des Finanzanteils der Landesmedienanstalten auf  
3 Prozent wäre mit einer zusätzlichen Beitragsbelastung für den Beitragszahler i. H. v. 21 Cent zu 
rechnen. Der monatliche Beitrag würde sich somit von 18,36 Euro auf 18,57 Euro erhöhen.  

Es ist Sache der Länder zu prüfen, ob die finanzielle Ausstattung der Landesmedienanstalten 
aufgabengerecht bemessen ist. Die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder haben bereits 2017 
in gemeinsamer Konferenz festgestellt, dass der feste prozentuale Anteil am 
Rundfunkbeitragsaufkommen von derzeit 1,8989 Prozent zum Teil zu einer erheblichen 
strukturellen Überfinanzierung der Landesmedienanstalten führt. Die Rechnungshöfe haben in 
verschiedenen Prüfverfahren festgestellt, dass durch diese Finanzierungsform unwirtschaftliches 
Verhalten gefördert werde.  

Die KEF hat deshalb seit dem 19. KEF-Bericht immer wieder darauf hingewiesen, dass der Anteil der 
Landesmedienanstalten aus dem Beitragsaufkommen überprüft werden sollte. Siehe hierzu 
beispielsweise Tz. 420 im 22. KEF-Bericht. 

 

18. Welche konkreten Auswirkungen hätte eine Beibehaltung der derzeitigen Höhe des 
Rundfunkbeitrages für den MDR, den KiKa sowie die Auftragslage der in Thüringen 
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ansässigen Produzenten bzw. Medienunternehmen und Kreativwirtschaft? Welche 
konkreten Produktionen, die auch in Thüringen hergestellt werden, würden entfallen? 
Welche Unternehmen, Produzenten und Freiberufler/Kreativen wären konkret 
betroffen? Wie hoch wäre der finanzielle Ausfall der in Thüringen ansässigen 
Unternehmen und Freiberufler/Kreativen bei Auftragsverlust? 

Bei einem Beitrag von 17,50 müsste der MDR in der Beitragsperiode 2021 bis 2024 seinen Haushalt 
um ca. 165 Mio. Euro absenken. Damit verbunden wären drastische Einschnitte im Programm, von 
denen auch der KiKA, Produzenten, Medienunternehmen und Kreativwirtschaft in Thüringen 
betroffen wären. Produktionen in Thüringen werden aktuell auch durch ARD-
Gemeinschaftsfinanzierungen realisiert, so z.B. „Schloss Einstein“ oder „In aller Freundschaft – die 
jungen Ärzte“. Inwieweit solche Gemeinschaftsfinanzierungen beim Ausbleiben der von der KEF 
empfohlenen bedarfsgerechten Finanzierung der Rundfunkanstalten Bestand haben werden, ist 
aktuell nicht zu prognostizieren.  

 

19. Wie bewerten Sie die unterschiedliche Kategorisierung der Sendeformate bei ARD 
und ZDF im Hinblick auf deren Vergleichbarkeit? 

Die Frage versteht der MDR als Hinweis auf die auf den Seiten 54 bis 61 des 22. KEF-Berichts 
vorgenommene Vergleichsbetrachtung hinsichtlich der Kosten für Erstsendeminuten. Die 
„Kategorisierung der Sendeformate“ bezieht sich danach auf die verschiedenen Programmressorts. 
Das Erste etwa weist die Ressorts „Politik und Gesellschaft“, „Kultur und Wissenschaft“, „Sport“, 
„Fernsehspiel“, „Spielfilm“, „Unterhaltung“ und „Familie“ auf. Diese Ressorts weichen teils von 
denen für das ZDF ab. Dabei ist aber anzumerken, dass die Einordnung nicht auf einer genormten 
Betrachtung beruht. Jede Rundfunkanstalt ist bei ihrer Programmorganisation und der Einteilung in 
verschiedene Ressorts im Grundsatz frei. Das bedeutet aber nicht, das überhaupt keine 
Vergleichbarkeit zwischen den Daten bestünde. Gerade im Sport, einem hinsichtlich des 
Kostenanteils erheblichen Posten, besteht mit dem ZDF weitgehend Deckungsgleichheit. . Die KEF 
stellt rechnerische Vergleiche von Programmvorhaben an und setzt diese zueinander in Relation, 
um Maßstäbe für die Bewertung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit abzuleiten – bei Wahrung 
der Programmautonomie. 
 

20. Wie bewerten Sie die Personalverteilung der Sendeanstalten im Bundesvergleich? 

Nahezu die gesamten Aufwendungen der ARD dienen unmittelbar der Erstellung und Verbreitung 
der Fernseh-, Hörfunk- und Internet-Angebote, die von der Bevölkerung in hohem Maße geschätzt 
werden.  

Auch und insbesondere Personalkosten in der ARD dienen der Programmerstellung, da die Vielzahl 
der in den Landesrundfunkanstalten beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter direkt mit der 
Programmerstellung befasst sind, etwa die Redakteurinnen und Redakteure, 
Auslandskorrespondentinnen und –korrespondenten, sowie viele Regisseurinnen und Regisseure, 
Kamerafrauen und -männer, Radiomoderatorinnen und –moderatoren, usw. 

Bedingt durch die föderale Struktur des ARD-Verbundes müssen die anstaltsindividuellen 
Gegebenheiten berücksichtigt werden. Die ARD-Landesrundfunkanstalten weisen unterschiedliche 
Organisationsmodelle auf und nehmen unterschiedliche Aufgaben wahr, so dass ein Vergleich 
untereinander nicht ohne Weiteres  möglich ist.  
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 Organisationseinheiten der ARD-Anstalten sind z. T. gleich benannt, jedoch unterschiedlich 
ausgestaltet. Insofern ist die Zahl der Stellen nicht unmittelbar vergleichbar.  
 

 Die Organisation wird beeinflusst durch die Größe der Rundfunkanstalten. Außerdem gibt es 
Einland- wie auch Mehrländeranstalten, es gibt gewachsene ARD-Anstalten, wie auch aus 
Fusionen hervorgegangene Anstalten.  

 
 Die Programmerstellung bei Mehrländeranstalten wie beispielsweise dem SWR erfolgt 

insbesondere im Hinblick auf die regionale Berichterstattung in den jeweiligen 
Landesfunkhäusern.  

 
 Auch der Grad der Fertigungstiefe kann zwischen ARD-Anstalten abweichen, z. B. aufgrund 

abweichender Standortbedingungen.  

Bei einer geringen Fertigungstiefe verzichtet eine Rundfunkanstalt weitgehend auf überwiegend 
selbsterstellte Produktionen und setzt stattdessen in erster Linie von Dritten erstellte Produkte (z.B. 
Spielfilme, Auftragsproduktionen oder Sportübertragungen) im Programm ein. Bei einer hohen 
Fertigungstiefe werden Programme überwiegend selbst produziert. Die Frage „make or buy“ wird 
mit ihren möglichen Varianten weitgehend im Einzelfall auch abhängig vom Programmspektrum 
und auf Grundlage der bestehenden Verhältnisse entschieden. 

Bei einem hohen Anteil an von Dritten bezogenen Produktionen (Fremdproduktionen) fallen die 
Personalkosten bei den Zulieferern an. Der Personalkostenanteil einer Rundfunkanstalt mit einem 
hohen Anteil an Fremdproduktionen ist bezogen auf die Gesamtkosten geringer als bei einer 
Rundfunkanstalt mit einem hohen Anteil an Eigenproduktionen.  

 

Der relative Anteil der Personalaufwendungen oder der Honoraraufwendungen allein lässt in der 
Regel keine unmittelbaren Rückschlüsse insbesondere auf die Wirtschaftlichkeit einer 
Rundfunkanstalt zu. Dies gilt auch für einen möglichen Vergleich zwischen ARD, ZDF und 
Deutschlandradio. 

Unabhängig von der Frage der Verteilung zwischen den einzelnen ARD-Landesrundfunkanstalten 
baut die ARD seit Jahren Stellen ab. So werden im Zeitraum 1993 bis 2020 rund 4.800 bzw. 19 
Prozent der Stellen im Bestand abgebaut sein. Im Zeitraum 2021 bis 2024 wird die Anzahl der 
besetzten Stellen nochmals um rund 390 bzw. 2 Prozent reduziert. 
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Zusammenfassung

Mit diesem Bericht stellen wir dar, wie die ARD die 
Chancen der Digitalisierung langfristig und strate-
gisch nutzen wird, um ihren Auftrag im digitalen 
Zeitalter bestmöglich zu erfüllen. Wir zeigen zudem 
auf, welche Einsparungen wir in den kommenden 
beiden Beitragsperioden und darüber hinaus durch 
strukturelle Reformen umsetzen werden. Zugleich 
kommen wir mit diesem Bericht der Bitte der Re-
gierungschefinnen und -chefs der Länder nach, zu 
bestimmten Reformfeldern bis September 2017 Vor-
schläge zu unterbreiten. 

Die ARD wird sich zu einem inhaltlich 
crossmedialen und strukturell integrier-
ten föderalen Medienverbund weiterent-
wickeln, das heißt 

>	 Inhalte werden, wo immer möglich, medienüber- 
greifend recherchiert, konzipiert und produziert –  
auf der Ebene der Landesrundfunkanstalten und 
unseres Medienverbunds,

>	 wir kooperieren überall dort, wo wir dadurch bes- 
ser und effizienter werden, und vereinheitlichen, 
standardisieren und synchronisieren Abläufe in  
Verwaltung, Technik, Produktion und Programm- 
verbreitung,

>	 durch die intensivere Zusammenarbeit bei über-
greifenden Aufgaben und Hintergrundprozessen 
bleibt den Landesrundfunkanstalten mehr Raum, 
ihr regionales Profil medienübergreifend zu 
schärfen – denn die Menschen schätzen die  
kulturelle Authentizität und Verankerung ihrer 
Landesrundfunkanstalt in der Region. 

Durch diesen strukturellen Umbau werden wir nicht 
nur unsere Effizienz steigern, sondern wollen vor 
allem die größtmögliche inhaltliche Wertschöpfung 
für die Gesellschaft erreichen. Wir verschlanken 
unsere Strukturen, senken Kosten und bringen zu-

gleich durch intensivere Kooperation mehr Innova-
tionen ins Programm. Denn entscheidend für die 
Akzeptanz und Relevanz des öffentlich-rechtlichen  
Rundfunks sind unsere programmlichen Leistungen 
und Angebote, mit denen wir zu Meinungsfreiheit, 
gesellschaftlichem Zusammenhalt und kulturel-
lem Reichtum beitragen. So spiegeln wir unser fö-
derales Land in seiner gesamten Vielfalt, vermitteln 
Identität und Heimat und fördern das kulturelle 
Verständnis und Miteinander. 

Das geschätzte Gesamteinsparvolumen liegt bis 
2028 bei rund 951 Millionen Euro. 

Davon entfallen auf die Programmverbreitung 
363 Millionen Euro, die für den Zeitraum 2017 bis 
2020 bereits in den Finanzplanungen der Landes- 
rundfunkanstalten beziehungsweise im 20. KEF- 
Bericht enthalten sind. Die weiteren Einsparvolu-
men in Höhe von 588 Millionen Euro resultieren 
aus den 20 ARD-Strukturprojekten, deren Auswir-
kungen auch in die Finanzplanungen der Lan-
desrundfunkanstalten für den 22. KEF-Bericht 
aufgenommen werden. Dies sind Netto-Beträge, 
bei denen notwendige Aufwendungen bereits be-
rücksichtigt sind.
 
Die Schlüsselprojekte der Strukturreform sind in  
unserem Bericht ausführlich beschrieben: die 
einheitliche IT-Infrastruktur, die standardisierte 
Software in der Verwaltung, das crossmediale Me-
diendatensystem zur vereinfachten Archivierung, 
die (Teil-)Automatisierung bei Sendeabwicklung 
oder bei der Produktion von Großereignissen, die 
gemeinsame technische Plattform für unsere digi-
talen Produkte sowie der konsequente Ausbau der 
Crossmedialität in allen Studios und Redaktionen. 
Auch die Zusammenarbeit im System des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks insgesamt wollen wir 
weiter voranbringen. Von unseren 20 Kooperations- 
projekten sind 11 mit dem ZDF, 15 mit Deutschland-
radio vorgesehen. 

Zusammenfassung
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Zu diesen Einsparungen kommen die einmaligen 
und langfristigen Effekte aus dem Systemwech-
sel bei den Betriebsrenten, die uns vor allem bei 
den Rückstellungen für die Altersversorgung bis 
2024 um einen hohen dreistelligen Millionenbe-
trag entlasten. Der Tarifkompromiss bedarf noch 
der Zustimmung der Gremien der Gewerkschaften 
und der Landesrundfunkanstalten.

Es gibt jedoch auch Kostenrisiken, die von uns 
nicht beeinflussbar sind, aber vom Gesetzgeber 
verringert werden können. Sollten wir an die Kabel-
netzbetreiber Einspeiseentgelte für den Transport 
unserer – der für ihr Geschäftsmodell wertvollen –  
Inhalte zahlen müssen, würden hierfür jährliche 
Aufwendungen im mittleren zweistelligen Millio-
nenbetrag entstehen. Auch lange Simulcastphasen 
im Zuge des Umstiegs von analogen auf digitale 
Techniken erhöhen die Verbreitungskosten. Je  
früher der gemeinsame Umstieg von UKW auf 
DAB+ und Ausstieg aus der parallelen Satellitenver-
breitung in SD und HD gelingen, desto eher können 
sich die Effizienzgewinne realisieren.

Maßstab und Ziel all unseres Handelns ist es stets, 
unseren Aufgaben verlässlich und zeitgemäß 
nachzukommen und die uns von der Gemein-
schaft anvertrauten Mittel so effizient wie möglich 
einzusetzen – heute, morgen und in der Zukunft. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutsch-
land gehört zum Wesen unserer Demokratie und 
zu unserer Geschichte. Sein Beitrag zur freien 
Meinungsbildung ist auch heute unverzichtbar 
für unser politisches, gesellschaftliches und 
kulturelles Miteinander. Denn der Bedarf nach 

freiem Zugang aller Menschen zu verlässlicher 
und unabhängiger Information hat sich im digi-
talen Zeitalter nicht überholt, sondern verstärkt: 
Die Erwartung, dass die Kommunikation über  
Social Media und das sogenannte offene Netz für 
einen gleichberechtigten gesellschaftlichen Dis-
kurs sorgen, erweist sich zunehmend als Trug-
schluss. Geschlossene und selbstreferentielle 
Kommunikationsräume im Internet tragen zur 
Fragmentierung der Gesellschaft bei. Die neue  
mediale Durchlässigkeit verstärkt die intranspa-
rente und schnelle Verbreitung von fehlerhafter 
oder interessengeleiteter Information. Dies erweist 
sich immer mehr als Problem für die demokrati-
sche Meinungsbildung und den Zusammenhalt in 
der Gesellschaft. Denn auch in der digitalen ver-
netzten Gesellschaft stellt sich – trotz oder gerade 
wegen unzähliger neuer Kommunikationswege –  
die für eine Demokratie notwendige Gesamtöffent- 
lichkeit nicht von alleine her. 

Daher braucht es heute mehr denn je eine ge-
meinwohlorientierte Institution wie die ARD, die 
alle Menschen frei zugänglich auf allen relevan-
ten Wegen mit einem publizistischen Gesamt-
angebot versorgt, auf das sie vertrauen können 
und das Orientierung bietet. Die Bürgerinnen 
und Bürger schaffen mit ihrer solidarischen Finan-
zierung die maßgebliche Grundlage, dass unsere 
Journalistinnen und Journalisten politisch und 
wirtschaftlich unabhängig arbeiten. Wir begleiten 
die Menschen durch ihren Tag mit unseren Radio-, 
Fernseh- und Online-Angeboten. Wir liefern ver-
lässlich relevante Information und bieten Wissen, 
Bildung und Unterhaltung, ohne kommerziellen 
Interessen und Zwängen zu unterliegen. 

Zusammenfassung
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Als ARD sind wir aufgrund unserer multimedialen 
und föderalen Struktur in besonderem Maße in der 
Lage, die Menschen in ganz Deutschland über alle 
sozialen und kulturellen Unterschiede hinweg zu 
verbinden und so einen gesamtgesellschaftlichen 
Diskurs auf einer gemeinsamen Basis herzustellen. 
Wir bringen technische und programmliche Inno- 
vationen im Interesse der Allgemeinheit voran,  
investieren in neue Produkte und befördern digitale 
Kompetenz. Zugleich halten wir die deutsche Produ- 
zenten- und Kreativlandschaft stark und lebendig, 
stärken mit eigenen Angeboten den kulturellen 
Reichtum unseres Landes und sorgen mit unseren 
Archiven für die Wahrung des kulturellen Erbes. 

Um diesem Anspruch bestmöglich gerecht werden 
zu können, sind wir auf adäquate gesetzgeberische 
Rahmenbedingungen angewiesen. Insbesondere  
müssen auch wir die Möglichkeiten, die das Netz 
bietet, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
nutzen dürfen, um auf die ungebrochene Dynamik 
der Digitalisierung reagieren zu können. 

Unser langfristig angelegter Strukturreformprozess 
erfordert zudem das Denken und Agieren in länge-
ren Perioden. Daher schlagen wir vor, das bisherige 
Verfahren zur Ermittlung des Finanzbedarfs um 
längerfristige Planungsperspektiven, einen Ent-
wicklungsplan und Fortschrittsbericht zu ergänzen. 
So ist gegenüber Gremien, KEF, Medienpolitik und 
Öffentlichkeit höchste Transparenz über den Fort-
gang unseres Reformprozesses gewährleistet. 

Wir begrüßen, dass die Regierungschefinnen und 
-chefs der Länder die zeitgemäße Gestaltung des 
Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und 
eine Weiterentwicklung des Verfahrens zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs auf ihre Agenda gesetzt  
haben. Gemeinsam haben wir die Chance, den  
Wert eines freien und unabhängigen öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks auch für künftige Gene-
rationen zu bewahren und zeitgemäß fortzuent- 
wickeln. Als ARD leisten wir hierzu unseren Beitrag.

Zusammenfassung
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Die Digitalisierung hat die Gesellschaft verändert – 
wie wir leben, wie wir arbeiten, vor allem aber, wie 
wir kommunizieren und Medien nutzen. Etablierte 
Grenzen verschwimmen zunehmend – zwischen 
Massenkommunikation und Individualkommuni-
kation, zwischen Sender und Empfänger, zwischen 
linearer und nichtlinearer Mediennutzung. Die 
Bedeutung von Messaging-Diensten, Online-Netz-
werken und dem mobilen Internet wächst ebenso 
wie die Abrufzahlen von Bewegtbildangeboten im  
Netz.1) Immer häufiger entscheiden hierbei globale, 
kommerziell organisierte Plattformen als neue 
Intermediäre darüber, welche Informationen 
die Menschen erreichen. Verstärkt werden diese 
Entwicklungen durch die zunehmend technisch- 
automatisierte Aufbereitung von Inhalten – vom 
Einsatz von Big Data-Analysen über algorithmen-
gesteuerter Personalisierung bis hin zur künstli-
chen Intelligenz.

Entsprechend konkurrieren heute zahlreiche An- 
bieter mit verschiedenen Interessen um das Zeit-
budget und die Aufmerksamkeit der Nutzer.2) Hinzu 
kommt: Kommerzielle Internetkonzerne haben bis- 
her gültige Grenzen zwischen Medien und techni- 
schen Dienstleistern aufgehoben und positionieren 
sich verstärkt als Inhalteanbieter. Die Konvergenz 
der Medien führt dazu, dass verschiedenste An-
gebote und Anbieter auf demselben Gerät oder 
derselben Plattform zusammenkommen. Dies ist 
eine Entwicklung, welche die heutige Praxis der 
gesetzlichen Regulierung nach Verbreitungswe-
gen zunehmend überholt erscheinen lässt. Inhalte 
werden auf den Plattformen der Aggregatoren 
gleichberechtigt nebeneinander dargestellt – das 

heißt unabhängig von ihrer Qualität und Quelle. Im 
Ergebnis verstärkt dies auf bedenkliche Weise viel-
faltsverengende Konzentrationstendenzen und die 
Schlüsselstellung von Gatekeepern.3) Für die klassi-
schen Medien stellt diese Entwicklung eine beson-
dere Herausforderung dar: mit ihren hochwertigen 
Inhalten auf den jeweiligen Plattformen relevant, 
auffindbar und sichtbar zu bleiben. 

In den sozialen Medien gehen persönliche Inhalte, 
Informationen und Werbung oftmals fließend in-
einander über. Online-Netzwerke beeinflussen zu-
nehmend die Meinungsbildung. In der wachsenden 
Unübersichtlichkeit und Intransparenz entstehen 
Teilöffentlichkeiten, die den gesamtgesellschaftli-
chen Diskurs erschweren: Nutzern sozialer Netz-
werke werden in der Regel vor allem solche Inhalte 
angezeigt, die auf ihren jeweiligen persönlichen 
Interessen und ihrem Nutzungsverhalten basieren. 
Die Auseinandersetzung mit anderen Standpunk-
ten und der Austausch von Meinungen werden 
dadurch systematisch beeinträchtigt. Zudem be-
günstigt die neue mediale Durchlässigkeit eine ver-
stärkte Verbreitung nachlässig recherchierter und/
oder interessengeleiteter Informationen bis hin zu 
gezielter Desinformation.

Selten zuvor gab es daher einen so großen Bedarf 
an verlässlicher, einordnender Berichterstattung, 
die nicht an wirtschaftlichen oder politischen Inte-
ressen Einzelner ausgerichtet ist. Denn auch in der 
digitalen vernetzten Gesellschaft stellt sich – trotz 
oder gerade wegen unzähliger neuer Kommunika- 
tionswege – die für eine Demokratie notwendige 
Gesamtöffentlichkeit nicht von alleine her.

1.1	 Digitale Zeitenwende

Auftrag und Chancen 
der Digitalisierung

1.

1)	 Bereits 72 % der Bevölkerung nutzen Video-Angebote im Internet. In der Altersgruppe der 16- bis 39-Jährigen lesen 52 %  
Nachrichten auch auf dem Smartphone (gfu-Studie im Auftrag der Consumer & Home Electronics GmbH  
„Motive, Einstellungen und Kaufkriterien – Konsumtrends in der Consumer- und Home Electronics“, 2017).

2)	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Bericht überwiegend auf die zusätzliche Verwendung weiblicher  
Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl für beiderlei Geschlecht.

3)	 Unter den Suchmaschinen lag der Marktanteil von Google in Deutschland im Jahr 2016 bei 94,5 % (Quelle: seo-united.de).  
Das US-amerikanische soziale Netzwerk Facebook verfügt laut Eigenaussage seit Juni 2017 erstmals über mehr als 30 Mio. 
aktive Nutzer in Deutschland. 
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Der öffentlich-rechtliche Rundfunk dient der Gesell-
schaft. Sein Auftrag ist darauf ausgerichtet, den für 
eine Demokratie unverzichtbaren gesellschaftlichen 
Diskurs zu befördern und die freie Meinungsbildung 
zu sichern und Angebotsvielfalt herzustellen. Die 
solidarische Finanzierung durch die Gemeinschaft 
schafft die Grundlage dafür, dass er frei ist von kom-
merziellen und politischen Abhängigkeiten und al-
lein dem Gemeinwohl verpflichtet ist. Die Angebote 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind für alle 
Bürger gleichermaßen zugänglich, bieten Informa-
tion, Bildung, Kultur und Unterhaltung für jeden, 
bilden unsere Kultur und unseren Alltag ab, folgen 
dem Prinzip des Respekts und gründen auf hohen 
journalistischen Qualitätsstandards. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner jüngs-
ten Entscheidung zum ZDF-Staatsvertrag nochmals 
betont, dass die Verantwortung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks „neben seiner Rolle für die Mei-
nungs- und Willensbildung, neben Unterhaltung 
und Information auch eine kulturelle Verantwor-
tung umfasst“. Seine Bedeutung beschränkt sich 
gerade nicht auf das Ausfüllen von Lücken oder Ni-
schen, die private Anbieter nicht abdecken. Vielmehr 
muss sich sein Programmangebot an das gesamte 
Publikum richten und für „neue Publikumsinteres-
sen oder neue Inhalte und Formen offenbleiben“. 4)   

Maßstab und Ziel all unseres Handelns ist es stets, 
diesen Aufgaben verlässlich und bestmöglich nach-
zukommen. Es geht darum, unseren gemeinsamen 
freien Rundfunk zeitgemäß und nach den Bedürf-
nissen unserer Gesellschaft weiterzuentwickeln 
und zu gestalten. Leitplanken dafür sind: 

>	 Unsere Rolle und Funktion als Medium, das die  
freie, individuelle und öffentliche Meinungsbil-
dung sichert und ausschließlich dem Gemein-
wohl verpflichtet ist, ist wichtiger als je zuvor.

>	 Um unserer gesellschaftlichen Funktion und 
Verantwortung im digitalen Medienzeitalter 
nachzukommen, braucht es Verlässlichkeit 
ebenso wie Veränderung.  

>	 Die Digitalisierung ermöglicht es uns, unserer 
Verantwortung gegenüber Gesellschaft und 
Demokratie noch besser nachzukommen. 

Dies bedeutet im digitalen Zeitalter vor allem, die 
Möglichkeiten digitalen Publizierens und Intera-
gierens zu nutzen, unsere Präsenz auf digitalen 
Plattformen und über digitale Verbreitungswege 
auszubauen und zugleich unsere bewährten Stär-
ken in den neuen Umgebungen voll zum Tragen zu 
bringen. Unsere publizistische Vielfalt, unsere mul-
timediale Struktur sowie die tiefe Verankerung in al-
len Regionen Deutschlands ermöglichen es uns, wie 
kein anderes deutsches Medienangebot Gesamtöf-
fentlichkeit herzustellen und den gesellschaftlichen 
Diskurs über die Fragen unseres Landes zu fördern. 
Dies ist für eine verlässlich funktionierende und 
stabile Demokratie von essenzieller Bedeutung.

Aus dieser Verantwortung heraus entwickeln 
wir unsere Arbeitsgemeinschaft weiter zu einem 
inhaltlich crossmedialen und strukturell inte-
grierten föderalen Medienverbund. Diese Stra-
tegie ermöglicht es uns, die besondere Qualität 
und regionale Vielfalt der ARD weiter auszubau-
en, unsere programmliche Innovationskraft im 
publizistischen Wettbewerb und Miteinander zu 
stärken und überdies Wirtschaftlichkeitspoten-
ziale und Synergieeffekte zu erschließen. 

1.2	 Unsere Verantwortung im digitalen Zeitalter

4)	 BVerfG vom 25.3.2014 (BVerfGE 136, 9).
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Auf diese Weise garantieren wir heute und in Zukunft insbesondere:

5)	 In der Gesamtbetrachtung der Mediennutzung in Deutschland bleiben lineare Angebote weiterhin populär: Immer noch 
schauen 80 % der Deutschen täglich lineares Fernsehen – die durchschnittliche Sehdauer beträgt 223 Minuten am Tag  
(Marktanteil der öffentlich-rechtlichen Sender: 46 %). Ein Wert, der seit über sieben Jahren unverändert ist, wie die Ergebnisse 
der AGF/GfK-Fernsehforschung zeigen. 

6)	 Quellen: AGF in Zusammenarbeit mit GfK, TV Scope, 2016; MA Radio 2016 I/II.

Dieses Selbstverständnis unseres Medienverbunds bedeutet im Einzelnen:

Wir bringen Menschen und Meinungen zusammen, schaffen die Voraussetzung für  
gesamtgesellschaftlichen Diskurs und werden die Möglichkeiten der Partizipation 
weiter ausbauen. 

Eine demokratische Gesellschaft braucht den offenen, fairen Austausch über Standpunkte, Haltungen und 
Ideen. Die Übereinkunft über das, was uns verbindet und wie wir miteinander leben wollen, muss immer 
wieder neu ausgehandelt werden. Dieser Dialog über das Große und Ganze braucht auch im digitalen Zeit-
alter einen gemeinsamen, gemeinwohlorientierten Kommunikationsraum. Unser Ziel und Ansporn ist es, 
den freien Meinungs- und Willensbildungsprozess als öffentlich-rechtlicher Medienverbund bestmöglich zu 
unterstützen. Wir müssen dafür geeignete Rahmen schaffen, die vorhandene Meinungsvielfalt zur Geltung 
bringen und zwischen gesellschaftlichen Positionen moderieren. 

Daher liegt es in unserer Verantwortung, ein attraktives und relevantes Portfolio bereitzustellen, das sich 
an den Bedürfnissen und Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland orientiert. Der heutigen 
Variationsbreite des Mediennutzungsverhaltens entsprechen wir mit unseren vielfältigen Angeboten im 
Radio, im Fernsehen und im Netz sowie über unterschiedliche Verbreitungswege: Neben den zeitsouveränen 
Angebotsformen – ob online, über Apps oder auf dem Smart-TV – zählt hierzu die klassische lineare Aus-
strahlung, welche bei den Zuschauern einen weiterhin sehr hohen Stellenwert genießt.5)

Unsere gesellschaftliche Integrationskraft zeigt sich gerade auch in unseren Reichweiten: Im Jahr 2016 nutzte 
jeder Bürger im Durchschnitt pro Tag drei Stunden und 22 Minuten öffentlich-rechtliche Programm- 
angebote.6) Davon entfielen 99 Minuten auf den Hörfunk und 103 Minuten auf das Fernsehen. Allein über das  
lineare Fernsehen erreicht die ARD jede Woche 71 Prozent der deutschen Bevölkerung (das entspricht  

>	 einen maßgeblichen Beitrag für Integration, 
Zusammenhalt und Demokratie in unserer Ge-
sellschaft, 

>	 allen Bürgerinnen und Bürgern den freien Zu-
gang zu den durch Rundfunkbeiträge finan-
zierten Inhalten,

>	 ein reichhaltiges publizistisches Angebot, das 
die regionale Vielfalt unseres Landes wider-
spiegelt wie kein anderes Medienangebot in 
Deutschland, 

>	 eine verlässliche und unabhängige Berichter-
stattung, die Orientierung bietet und stets nach 
höchster journalistischer Qualität strebt, 

>	 ein zeitgemäßes und innovatives Angebots-
portfolio, das den Erwartungen der Medien-
nutzer gerecht wird, sowie 

>	 ein umfassendes Engagement für die Kulturland- 
schaft und den Medienstandort Deutschland. 
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53 Millionen Menschen).7) Mit unseren starken Marken (wie etwa Tagesschau8) und Tatort9)) gelingt es uns re-
gelmäßig, Millionen von Menschen vor den Bildschirmen zu versammeln – sowohl „live“ als auch zeitversetzt  
über unsere On-Demand-Angebote10). Auch Radio wird weiterhin in allen Altersklassen konstant hoch  
genutzt. Laut der Arbeitsgemeinschaft Media-Analyse ist der Hörfunk für acht von zehn Menschen täglicher 
medialer Begleiter. Insgesamt schalten 37,2 Millionen Menschen ab 14 Jahren in Deutschland täglich eines 
der öffentlich-rechtlichen Hörfunkprogramme ein. Als ARD erreichen wir mit unseren Radiowellen an 
jedem Werktag über 50 Prozent der Bevölkerung.

Wir werden unsere vielfältigen Inhalte und Zugangswege im Sinne eines medienübergreifenden Gesamt- 
konzepts noch enger miteinander verzahnen, um alle Alters- und Bevölkerungsgruppen auf dem für sie  
passenden Weg anzusprechen. Mit unseren Inhalten erweitern wir zudem das Themen- und Meinungs-
spektrum auf digitalen Plattformen Dritter11), auch wenn dies erfordert, dass wir uns weitgehend nach 
deren Regeln richten müssen. 

Ebenso bauen wir die Formen der direkten Kommunikation bei unseren eigenen Angeboten weiter aus. 
Denn der Medienwandel ermöglicht es uns, in einen intensiveren Dialog mit der Gesellschaft zu treten und 
uns mit Zuschauern und Institutionen – etwa aus den Bereichen Wissenschaft, Kultur und Bildung – zu 
vernetzen. Schon heute kann sich das Publikum per Anruf, Brief, Mail oder über soziale Netzwerke bei 
uns einbringen. Wir wollen die direkte Interaktion weiter ausbauen und somit positive Impulse für unser 
demokratisches Gemeinwesen setzen. Wir hören dabei zu und beziehen die Anregungen unserer Nutzer- 
innen und Nutzer in die Weiterentwicklung unserer Produkte ein. Wie dies geht, zeigt bereits heute unser 
junges, dialogorientiertes Angebot funk. 12) 

So wollen wir alle Bürgerinnen und Bürger dazu befähigen, sich an den Debatten über die Zukunft unseres 
Landes zu beteiligen.

7)	 AGF/GfK (eigene Auswertung der Medienforschung Erstes Deutsches Fernsehen, 2016)
8)	 Die Hauptausgabe der Tagesschau um 20 Uhr erreichte im ersten Halbjahr 2017 im Schnitt täglich rund 10,5 Mio. Zuschauer 

(ohne Abrufe über Mediatheken, tagesschau.de, tagesschau24). Das entspricht einem Zuwachs von rund 430.000 Zuschauern 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum.

9)	 Der Tatort erreicht pro Folge zwischen 6 und 14 Mio. Zuschauer. 
10)	Die ARD-Mediathek zählt laut Convergence-Monitor-Studie 2017 von TNS Infratest zu den beliebtesten VoD-Angeboten  

in Deutschland: Über alle Altersgruppen hinweg haben bereits 29 % der Befragten das Angebot genutzt (höchster Wert).  
Dabei erreichen wir über die Mediathek auch die beim linearen Fernsehen unterrepräsentierten Jüngeren: So entfallen 
insgesamt 45,3 % der VoD-Nutzung der 14- bis 29-Jährigen auf öffentlich-rechtliche Mediatheken (private Mediatheken:  
35,2 %; siehe Digitalisierungsbericht der Medienanstalten, 2017). 

11)	Die ARD und ihre Angebote werden auch auf den digitalen Plattformen Dritter als verlässliche Absender geschätzt: Allein  
die Tagesschau verzeichnet rund 1,4 Mio. Fans bei Facebook und 2,3 Mio. Follower bei Twitter (Stand: September 2017). 

12)	Beispielhaft seien hier zwei interaktive Formate des Jugendangebots genannt: Bei INFORMR, dem neuen Debattenformat  
für die Generation Y, werden die über soziale Netzwerke geteilten Meinungen der Nutzer aktiv in das Format eingebunden.  
So sollen die Standpunkte junger Menschen in all ihren Facetten wiedergegeben werden und zur weiteren Diskussion anregen. 
Bei TRUSTORY können Nutzer ihre selbst erlebten Geschichten als Audio-Nachricht per WhatsApp an das Redaktionsteam 
schicken. Professionelle Illustratoren bebildern anschließend die Erlebnisse. Das Ergebnis wird der gesamten Community zur 
Verfügung gestellt. 
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13)	77 % der Nutzer mit Behinderung sind mit den barrierefreien Angeboten im öffentlich-rechtlichen Fernsehen zufrieden. Bei 
den Angeboten der Privaten sind es nur 38 % (Studie „Mediennutzung von Menschen mit Behinderung“ von Bayrische Landes-
medienanstalt/Aktion Mensch, 2016). 

14)	So sind bereits heute 97 % des Angebots im Ersten und im Schnitt 50 % des Hauptabendprogramms in der ARD untertitelt. 
15)	Siehe beispielhaft auf ndr.de unter dem Stichwort „Leichte Sprache im NDR“.

Wir schaffen für alle Menschen einen freien und  
ungehinderten Zugang zu unseren vielfältigen Inhalten.

Jeder in Deutschland kann unsere Angebote auf allen relevanten Wegen und Plattformen frei, unverschlüs-
selt und weitgehend barrierefrei nutzen. Während kommerzielle Anbieter immer mehr Bezahlschranken 
aufbauen und damit Menschen ausschließen, die diesen Zugang nicht bezahlen können, garantieren wir 
allen Bürgerinnen und Bürgern die freie und uneingeschränkte Nutzung unserer vielfältigen Angebote im 
Radio, im Fernsehen und im Netz – und das in höchster journalistischer und technischer Qualität. Menschen, 
die auf finanzielle Unterstützung angewiesen sind, werden nach dem Solidarprinzip vom Rundfunkbei-
trag befreit. 

Für Menschen mit Behinderung bauen wir die barrierefreien Angebote weiter aus.13) Wir untertiteln14),  
erstellen Hörfilmfassungen mit Audiodeskription oder dolmetschen live in Gebärdensprache, um allen 
Menschen die größtmögliche Teilhabe an unseren Programmen zu eröffnen. Zudem bieten wir Nachrichten  
in einfacher Sprache, damit auch komplexe Informationen leichter verständlich werden.15)

Auf diese Weise gewährleisten wir, dass sich alle Menschen in unserem Land am politischen und gesell-
schaftlichen Diskurs beteiligen können. Das stiftet Identität, stärkt die Integration verschiedener Gruppen 
und den Zusammenhalt der Gesellschaft. Wir schließen niemanden aus und sind für jeden da.
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Wir sind föderal wie unser Land, geben allen Regionen  
eine publizistische Stimme und sorgen für kulturelles Miteinander. 

Die ARD ist föderal wie unser Land. Unsere neun Landesrundfunkanstalten mit ihren Funkhäusern und  
Regionalstudios verfügen über eine ureigene Regionalkompetenz und sind überall in Deutschland zu Hause. 
Unsere Journalistinnen und Journalisten vor Ort hören und sehen, was die Menschen bewegt. Sie zeigen die 
verschiedenen Traditionen, Mentalitäten und Eigenarten, die unsere Heimat prägen und unverwechselbar  
machen. Sie begleiten das Geschehen vor Ort – kritisch, konstruktiv, unterhaltsam. Dazu gehört, dass sie 
den Menschen und Institutionen zuhören, sie in den medialen Dialog einbeziehen und ihnen somit eine 
Stimme geben. Gemeinsam sorgen wir dafür, dass die relevanten Themen von Amrum bis zur Zugspitze 
sichtbar bleiben. 

Unsere föderale Organisationsform und ein weltoffener Blick schließen sich dabei nicht gegenseitig aus, 
sondern ergänzen sich: Neben der fortschreitenden crossmedialen Vernetzung innerhalb der einzelnen 
Landesrundfunkanstalten verzahnen wir unsere regionale Kompetenz immer enger mit unserer nationalen 
und internationalen Berichterstattung. Unser Netz von Auslandskorrespondenten sorgt für Information 
aus erster Hand und hilft, die Welt zu verstehen16) – eine Aufgabe, die vor dem Hintergrund der derzeitigen 
weltpolitischen Entwicklungen zunehmend an Bedeutung gewinnt. In einem zusammenwachsenden 
Europa und einer globalisierten Welt sorgen wir so dafür, dass die Identifikation mit der Heimat und die 
regionalen Besonderheiten erhalten bleiben. Denn wir sind überzeugt, dass Integration und Zusammen-
halt nur aus gegenseitigem Verständnis erwachsen.

16)	Das Korrespondentennetz der ARD ist mit 32 Auslandsstudios eines der größten der Welt. Unsere rund 100 Korrespondenten 
bereichern die Nachrichtenformate der ARD in Radio, Fernsehen und Internet. Mit dem Weltspiegel im Ersten gibt es eine 
wöchentliche Sendung, die ausschließlich Korrespondentenberichte aus dem Ausland zeigt. Auch die Sender 3sat, PHOENIX, 
ARTE und Deutsche Welle sowie die Dritten Programme profitieren in ihren Sendungen von unserem weltweiten Korrespon- 
dentennetz.
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Wir bieten Orientierung mit unabhängigem und  
verlässlichem Journalismus und bilden unseren Nachwuchs dafür aus.

Die Journalistinnen und Journalisten in der ARD arbeiten politisch und wirtschaftlich unabhängig – sie 
müssen nicht für die Maximierung von Klickraten oder Werbeeinnahmen sorgen, denn ihre Arbeit ist 
dem öffentlich-rechtlichen Gemeinschaftsprinzip und nicht der Gewinnerzielung verpflichtet. Wir stehen 
heute und in Zukunft für sorgfältig und eigenständig recherchierte Berichterstattung, die Informationen 
vertieft, Sachverhalte einordnet, Hintergründe aufdeckt und verständlich auf den Punkt bringt. Wir sind 
Aufklärer und kritischer Begleiter von Politik, Gesellschaft und Wirtschaft. Tatsachen und Meinungen sind 
klar voneinander zu trennen. 

Dies nehmen auch die Menschen wahr und bewerten unsere Inhalte als relevant, verlässlich und glaub-
würdig.17) So vertrauen die Deutschen bei widersprüchlicher Informationslage mit großem Abstand am 
ehesten auf die Informationskompetenz der Tagesschau.18) Die Vertrauenswerte unserer Medien sind in 
der jüngeren Vergangenheit noch einmal gestiegen.19) Und auch junge Menschen zeigen bei Nachrichten 
eine klare Präferenz für die Angebote der ARD.20) 

Im Netz sind wir ebenso als zuverlässige, glaubwürdige und Orientierung gebende Quelle gefragt. Maßgeb-
lich tragen hierzu unsere etablierten Formate bei, die wir erfolgreich in die nichtlineare Welt „verlängern“ 
konnten.21) Vor allem ist es aber unser journalistisches Arbeitsethos, das die Grundlage für Vertrauens- 
würdigkeit bildet: Recherche, Relevanz und Objektivität sind unsere Maßstäbe für gute journalistische Ar-
beit. An diesen bewährten Prinzipien werden wir auch im digitalen Zeitalter festhalten und im Zweifel stets 
auf Richtigkeit statt auf Schnelligkeit setzen. 

Als öffentlich-rechtlicher Absender stehen wir zu Recht unter besonderer Kontrolle und Beobachtung – 
sowohl durch die Öffentlichkeit als auch durch unsere Aufsichtsgremien, die sich aus weisungsunabhän-
gigen Vertretern verschiedener gesellschaftlich relevanter Gruppen zusammensetzen und dadurch die 
Funktion eines Sachwalters der Allgemeinheit einnehmen. Denn der öffentlich-rechtliche Rundfunk dient 
allen Bürgern, wird von der Gesellschaft finanziert und soll damit auch von der Gesellschaft selbst kontrol- 
liert werden.

17)	Siehe hierzu diverse Studien und Umfragen von Hochschulen oder externen Medienforschungsunternehmen: 
z. B. PwC-Studie „Bevölkerungsbefragung: „Social Bots und Fake News“, 2017; Reuters Digital News Survey 2017; 
YouGov-Studie „Alles Fake?! Fake News aus Sicht deutscher Wähler“, 2017; Allensbach-Studie „Vertrauenskrise der Medien?“, 
2016; ARD-Trend 2017 und Studien der Landesrundfunkanstalten zu Image und Glaubwürdigkeit.

18)	Tagesschau: 47 %, heute (ZDF): 18 %, RTL aktuell: 12 % (ARD Trend Nachrichten, 2016).
19)	Siehe jährliche Untersuchung des Medienvertrauens in Deutschland „Tenor Medienvertrauen“ der Universität Würzburg, 2017, 

sowie Studie „Erosion des Vertrauens zwischen Medien und Publikum?“ der Universität Mainz, 2017.
20)	Die Tagesschau (20-Uhr-Ausgabe) ist die meistgenutzte Quelle für Information und Meinungsbildung bei jungen Menschen 

(täglich 360.000 Zuschauer unter 29 Jahren; Pro7 Newstime: 230.000). Zudem halten 78 % der 14- bis 29-Jährigen den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk auch in Zukunft für unverzichtbar (ARD/ZDF-Langzeitstudie Massenkommunikation 2015).

21)	Seit dem Update auf die Version 2.0 (Dezember 2016) wurde die Tagesschau-App circa 4,3 Mio. Mal heruntergeladen. 
Die Vorgänger-Version wurde bis 2016 mehr als 10 Mio. Mal heruntergeladen. 

22)	Das ARD-Projekt faktenfinder, angesiedelt bei der Tagesschau in Hamburg, beobachtet gezielte Falschmeldungen – vor  
allem im Internet – und stellt diese richtig. Ziel ist es, die Wirkungsmacht von gezielten Falschmeldungen zu begrenzen.  
Das Interesse an dem Thema ist immens: Allein im Juli erreichte die Webseite rund 5,6 Mio. Page Impressions.
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Um auch in Zukunft als verlässlicher Absender wahrgenommen zu werden, müssen wir uns selbst stets  
kritisch hinterfragen und offen mit eigenen Fehlern umgehen. Hierzu überprüfen wir ständig unsere Quali- 
tätsmaßstäbe, machen diese transparent und entwickeln unser Qualitätsmanagement weiter.

Denn das Erreichte ist für uns weiterer Ansporn für die Zukunft. Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in den Redaktionen, die unseren guten Ruf begründen, müssen sich stets weiterentwickeln, um für die sich 
wandelnden Ansprüche in der digitalen Welt fit zu bleiben. Dazu gehört auch, dass sich unsere Journalistin-
nen und Journalisten aktiv um die Richtigstellung von kursierenden Falschnachrichten bemühen22) und die 
Menschen dazu befähigen, verlässliche von nicht-vertrauenswürdigen Quellen zu unterscheiden. Die Fähig-
keit, mit der heutigen Medien- und Informationsflut umgehen zu können, ist eine Schlüsselkompetenz im 
digitalen Zeitalter. Daher kümmern wir uns gezielt um die Vermittlung von Medienkompetenz – von Online- 
Dossiers über spezifische Beiträge in unseren Programmen bis hin zu eigenen Schulprojekten.23)  

Dies alles braucht gut ausgebildete Journalistinnen und Journalisten. Daher investieren wir aus Über-
zeugung umfangreich in die journalistische Ausbildung sowohl in Volontariaten und Hospitanzen als 
auch in Kooperationen mit renommierten Journalistenschulen, Universitäten und Hochschulen.

Wir werden multimediale Innovationen im Dienst der Allgemeinheit voranbringen. 

Wir nutzen die Möglichkeiten der Digitalisierung und werden dafür sorgen, dem Publikum inhaltlich und 
technisch stets auf der Höhe der Zeit zu begegnen. Wir investieren deshalb verstärkt in digitale Produkte, 
bringen eigene Innovationen voran und verabschieden uns von Technik oder Inhalten, die sich als nicht 
mehr effektiv und zeitgemäß erweisen. 

Angesichts der dynamischen Entwicklung des Medienmarkts arbeiten wir derzeit an einer gemeinsamen 
technischen Infrastruktur, damit die Menschen auf die von ihnen finanzierten Programmschätze ein- 
facher und umfassender zugreifen können. Die in Kürze an den Start gehende ARD Audiothek enthält  
bereits jetzt Wortbeiträge unserer regionalen Radiokanäle, die Hörerlebnisse im Umfang von zehn Jahren 
bieten. Der KiKA-Player bündelt sämtliche Angebote von ARD und ZDF für Kinder, die aufgrund ihrer Ge- 
walt- und Werbefreiheit besonders geschätzt werden. Wir investieren konsequent in den Ausbau und 
in die Optimierung unseres ARD Players, eine modernisierte ARD Mediathek, die zukünftig sämtliche  
audiovisuelle Inhalte des Verbundes integriert. Denn wie der Digitalisierungsbericht 2017 belegt, sind 
unsere VoD-Angebote bei jungen Menschen sehr beliebt.24) 

Zudem werden wir unsere Angebote um Personalisierungsfunktionen ergänzen, ohne jedoch auf die Kura-
tierung unserer Inhalte zu verzichten: So nutzen wir Algorithmen mit breitem Blick auf unseren gesamten 
Programmschatz ohne die Verengung auf Meistgeklicktes. Nutzer können sich bei der ARD zudem darauf 
verlassen, dass ihre persönlichen Daten nicht ohne ihre Zustimmung genutzt werden und sie souverän 
über diese entscheiden.

23)	Siehe hierzu auch auf www.ARD.de das Spezial „Medienkompetenz“. 
24)	Siehe Digitalisierungsbericht der Landesmedienanstalten 2017, S. 130. 
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Digitalisierung und Internet haben nicht nur die Weiterentwicklung der technischen Programmverbrei-
tung zur Folge. Sie haben auch das Spektrum medialer Kultur- und Erzählformen erheblich erweitert. Multi- 
mediale Dossiers ergänzen bereits heute erfolgreich große dokumentarische und fiktionale TV-Produk-
tionen und tragen so in Breite und Tiefe zu ihrer Wirkung bei. Wir arbeiten an crossmedialen Formaten 
und geben Raum für neue Ideen und Experimente. Wir treiben technische und inhaltliche Innovationen 
im audiovisuellen Bereich voran, die der journalistischen Vermittlung oder dem künstlerischen Ausdruck 
dienen. Und wir investieren in neue Fertigkeiten und Produktionsweisen. Journalisten, Informatiker und 
Designer arbeiten bei uns eng zusammen, um neue Technologien möglichst frühzeitig für die Vermittlung 
unserer Inhalte einzusetzen. 

Kulturelles Leben, Wissenschaft und Archive – wir halten die Kultur,  
die Kreativlandschaft und den Medienstandort Deutschland stark und lebendig. 

Wir übernehmen Verantwortung für die deutsche Medien- und Kreativlandschaft und produzieren einzig-
artige Inhalte, die es in dieser Form nur bei uns gibt. Wir stehen für große Genrevielfalt, für hochwertiges, 
oftmals preisgekröntes Programm25), für die Förderung von Inhalten jenseits des Mainstreams sowie für 
zahlreiche Produktionen aus den Regionen über die Regionen. 

Als enger Partner der regionalen und nationalen Produktionslandschaft26) setzen wir auf Eigen-, Ko- und 
Auftragsproduktionen sowie Lizenzkäufe deutscher und europäischer Herkunft27). Hierdurch unterscheidet 
sich unsere Programm maßgeblich von dem Angebot der kommerziellen Medienunternehmen: Mit unseren  
Filmen und Serien unterhalten wir nicht nur, sondern erzählen deutsche Geschichte, zeigen die Kultur unseres 
Landes, vermitteln Werte und Wissen und eröffnen den Diskurs zu gesellschaftlich kontroversen Themen.28) 

Ebenso wären die Fülle und der Facettenreichtum deutscher Kinoproduktionen ohne unser finanzielles 
und redaktionelles Engagement nicht im selben Maße vorhanden.29) Gleiches gilt für das Genre der Doku-
mentationen und des langen Dokumentarfilms, die fester Bestandteil unseres Angebots sind.30) Auf diese 
Weise bilden wir ein Gegengewicht zur Expansion global agierender Plattformbetreiber, die jenseits ein-
zelner Prestigeprojekte kaum in die regionale Kulturwirtschaft investieren. 

25) Im Jahr 2017 gingen 11 der 15 Grimme-Preise an (Ko-)Produktionen der ARD. Im Bereich Hörfunk und Hörspiel ist die ARD  
fast konkurrenzlos und wird für ihre Produktionen regelmäßig mit den bedeutendsten Radiopreisen ausgezeichnet, z. B.  
dem Robert-Geisendörfer-Preis. Auch international überzeugt unser besonderes kulturelles Engagement: So wurde beim Inter-
national Emmy Award unsere Produktion „Krieg der Lügen“ (SWR/BR) zum besten ausländischen Dokumentarfilm  
gekürt Übersicht zu den Auszeichnungen auf www.ARD.de.

26)	Allein der Gesamtwert aller Auftrags-, Ko- und Mischproduktionen lag im Jahr 2015 bei rund 711 Mio. Euro. Mehr als zwei 
Drittel dieses Vergabevolumens, nämlich 514 Mio. Euro (das entspricht 72,3 %), gingen an unabhängige Produzenten.  
Weitere Informationen: ARD-Produzentenbericht 2015, abrufbar auf www.ARD.de.

27)	Das ARD-Programm besteht zu 95,9 % aus heimischen Produktionen (EBU „PSM-Barometer“, 2017).
28)	Neben der Krimi-Reihe Tatort, die dafür bekannt ist, aktuelle gesellschaftliche Themen aufzugreifen, sei hier beispielhaft  

die preisgekrönte Spielfilm-Triologie „NSU: Mitten in Deutschland“ genannt. Die Filme, die über den rechtsextremen Terror  
in Deutschland der jüngeren Vergangenheit erzählen, erreichten insgesamt knapp 15 Mio. Zuschauer. Auch Mehrteiler wie 
„Katharina Luther“ oder „Charité“ sahen regelmäßig Millionen von Menschen. Die Serie „Weissensee“, mit der wir die deutsch-
deutsche Geschichte für jedermann erlebbar gemacht haben, wurde von Publikum und Kritikern gleichermaßen geschätzt  
(u. a. Grimme-Preis 2016, Marktanteil: 15,7 %).

29)	So unterstützt die ARD u. a. die Filmförderungsanstalt des Bundes (FFA) jährlich mit insgesamt rund 9,3 Mio. Euro. 
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Auch unsere Sportberichterstattung unterscheidet sich: Sie beschränkt sich nicht auf die Live-Übertra-
gung und Kommentierung der Ereignisse, sondern ist eingebettet in vielfältige Informationen über Kultur, 
Politik und Menschen des ausrichtenden Landes.31) Sport hat hohe integrative Kraft und Vorbildcharakter – 
Spitzensport wie Breitensport. Deswegen zeigt die ARD über 100 verschiedene Sportarten im Ersten und 
in den Dritten. Wir scheuen uns aber auch nicht, über die negativen Seiten des Sports wie Doping oder 
Korruption nachhaltig und ohne Blick auf die Quoten zu informieren.32)  

Über unser Programmangebot hinaus finden Kulturschaffende bei uns einen Raum, der andernorts immer  
kleiner wird. So spiegeln wir nicht nur das Kulturangebot in Deutschland mit vielen Programmübertra-
gungen von Veranstaltungen und Konzerten wider, sondern bereichern es mit eigenen Orchestern von 
Weltrang, Chören und Big Bands. Ebenso fördern wir die Hörspielkunst, die in einer rein kommerziellen 
Medienlandschaft kaum eine Zukunft hätte. Daneben sind wir wichtiger Partner der regionalen wie natio- 
nalen Kunst- und Literaturszene. 

Zudem begleiten wir engagiert den Erfindungs- und Entdeckungsreichtum in unserem Land. Unsere  
Programmangebote und Bildungsprojekte mit Universitäten, Hochschulen und Schulen entwickeln 
wir ständig weiter. Für unsere teils jahrzehntelangen Kooperationen mit Presseverlagen loten wir neue  
Möglichkeiten zu beiderseitigem Vorteil aus. 

Auch die Wahrung des kulturellen Erbes zählt zu unseren Aufgaben. Unsere Archive umfassen wesentliche 
Teile der audiovisuellen Überlieferung der deutschen Kultur und Geschichte und sind somit ein wichtiger 
Teil unseres kollektiven Gedächtnisses. Wir erhalten die hier gelagerten Schätze für künftige Generationen, 
indem wir sie konsequent digitalisieren und der Allgemeinheit – soweit rechtlich möglich – leichter zu-
gänglich machen. 

Unser Wert für die Gemeinschaft schlägt sich außerdem auch in einer quantifizierbaren volkswirtschaft- 
lichen Wertschöpfung nieder33): So geben wir der Kultur- und Kreativwirtschaft einen jährlichen Wertschöp-
fungsimpuls in Höhe von rund 1,9 Milliarden Euro. Allein 2015 steuerten wir circa 7,7 Milliarden Euro an 
Wertschöpfung zum Bruttoinlandsprodukt bei (bei Beitragseinnahmen von circa 5,8 Milliarden Euro). Wir  
sichern direkt und indirekt fast 100.000 Arbeitsplätze in Deutschland. Und wir stimulieren im ganzen 
Land die Wirtschaft, weil wir Güter und Dienstleistungen zu 97 Prozent direkt in Deutschland nachfragen.

30)	Allein im Jahr 2016 strahlten Das Erste und die Dritten Programme der ARD 2.245 Stunden an neuproduzierten Dokumenta-
tionen und Reportagen aus. Dies enspricht 6 Erstsendestunden pro Tag. Ausgewählte Beispiele für Dokumentarfilme aus der 
jüngeren Vergangenheit: Der Film „Der Traum von Olympia” (2016), ein dokumentarisches Großprojekt der ARD, beschrieb die 
Inszenierung der Olympischen Sommerspiele in Berlin 1936 durch die Nationalsozialisten konsequent aus der Sicht von zwei 
Menschen, die damals dabei waren – und deren Traum sich in einen Alptraum verwandelte. Die Dokumentation “Nervöse 
Republik” (2017) beobachtete ein Jahr lang Politiker und Journalisten, um der Frage nachzugehen, wie sich Politik unter den 
Bedingungen der digitalen Kommuniktation verändert hat. Anlässlich des Themenabends des Ersten zum Thema Medikamenten-
sicherheit ergänzte die investigative Dokumentation “Gefährliche Medikamente” (2017) den vorhergehenden Fernsehfilm um 
Recherchen von realen Fällen und vertiefende Informationen. 

31)	Laut einer Repäsentativbefragung des IFAK-Instituts bei 1.000 Bundesbürgern im Jahr 2016 wünschen sich 80 %,  
dass ARD und ZDF auch in Zukunft von den Olympischen Spielen berichten.  

32	 Z. B. in der Dokumentation „Geheimsache Doping“, die neue umfassende und bislang unbekannte Dopingmethoden in  
Russland aufgedeckt hat . Die WDR-Produktion erreichte über 3 Mio. Zuschauer in Deutschland und weltweite Beachtung.

33)	Siehe Gutachten des Instituts für Wirtschaftsforschung (WifOR) zu den volkswirtschaftlichen Effekten der ARD  
„Der ökonomische Nutzen der ARD in Deutschland“, 2017; abrufbar auf ARD.de.
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Die ARD-Strukturreform: 
Auf dem Weg zum crossmedialen und 
integrierten föderalen Medienverbund

2.

Gemeinsam können wir der Gesellschaft mehr bieten 
als jeder Sender für sich alleine – dies ist seit jeher 
tief in der DNA unseres Verbunds verankert.34) 
Die neuen technischen Möglichkeiten im Zuge der 
Digitalisierung werden wir dazu nutzen, die Zusam-
menarbeit der Landesrundfunkanstalten auf eine 

neue Stufe zu heben, ohne dabei konzernartige 
Strukturen anzustreben. Die ARD hat hierfür einen 
Reformprozess ins Leben gerufen, der mehr ist als 
nur Strukturoptimierung: die Weiterentwicklung 
zum föderalen Medienverbund, der inhaltlich cross-
medial und strukturell integriert ist.

Die Angebote unserer Landesrundfunkanstalten sowie unsere ARD-Gemein-
schaftsprogramme sind geprägt von der Verwurzelung der ARD in den Regionen. 
Durch die noch intensivere Zusammenarbeit35) bei übergreifenden Aufgaben 
und Hintergrundprozessen bleibt den Landesrundfunkanstalten mehr Raum, 
ihr regionales Profi l medienübergreifend zu schärfen.36) 

Inhalte werden, wo immer möglich, medienübergreifend recherchiert, konzipiert
und produziert. Mehrfachabeit entfällt, weil einmal geschöpftes Material für die 
Umsetzung im Hörfunk, im Fernsehen und im Internet gleichermaßen genutzt 
wird. Dies ermöglicht Einsparungen bei der Programmproduktion, ohne jedoch 
das Angebot zu schmälern. So schaffen wir es, für weniger Geld mehr und bessere 
Inhalte zielgruppengerecht in alle Medien zu bringen. 

Wir vereinheitlichen Abläufe in Verwaltung, Technik, Produktion und Programm-
verbreitung. Konsequentes Benchmarking sorgt für kosteneffi ziente Arbeitspro-
zesse, Doppelstrukturen werden vermieden. Eine ARD-weit einheitliche IT-Land-
schaft unterstützt schlanke Abläufe und hebt weitere Einsparungsmöglichkeiten. 

34) Stärkster Ausdruck dieser integrierten Zusammenarbeit ist das ARD-Gemeinschaftsprogramm Das Erste, mit dem wir die 
größte Reichweite erzielen. 

35) Unsere neun unabhängigen Landesrundfunkanstalten kooperieren bereits in vielen Bereichen miteinander – etwa beim 
Austausch von Programmen in Hörfunk und Fernsehen, bei der Entwicklung gemeinsamer Online-Angebote, bei Fernsehfilm-
Koproduktionen oder in ihren Auslandsstudios. Der tägliche Programmaustausch ist ein prägendes Element der kooperativen 
Zusammenarbeit innerhalb der ARD und führt zu einer wirtschaftlich sinnvollen Mehrfachverwertung von Programmen und 
Beiträgen. Weitere prominente Beispiele für programmliche Kooperationen – auch über die ARD hinaus – sind die gemein-
schaftlichen Angebote im Fernsehen (z. B. tagesschau24, KiKA, Phoenix), im Radio (z. B. Nachtschiene der Infowellen) und 
Online (z. B. ARD Mediathek, sportschau.de, funk). Auch unser Auslandskorrespondentennetz und unser ARD-Hauptstadtstu-
dio sind Beispiele für effiziente und arbeitsteilige Strukturen. Ferner arbeiten wir im Produktions- und Verwaltungsbereich an 
zahlreichen Stellen zusammen (etwa in Form von derzeit fast 30 nicht programmbezogenen Gemeinschaftseinrichtungen wie 
dem Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschlandradio).

36) So werden die Anstalten den gemeinsamen Erwerb von Rechten und Lizenzen ausbauen und Formatkonzepte künftig ver-
mehrt gemeinsam entwickeln. Bei der Produktion nutzen sie immer häufiger gemeinsame Ressourcen wie beispielsweise 
Studiotechnik. So können sie effizienter und sparsamer ihre Programminhalte erstellen, ohne in den Dritten Programmen 
ihre regionale Färbung aufzugeben.

Föderal

Crossmedial

Integriert
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2.1	 Kooperation als Prinzip der Strukturreform 

Wir vernetzen, standardisieren und synchronisie-
ren unsere historisch gewachsenen Strukturen in 
Verwaltung, Technik, Produktion und Programm- 
verbreitung. So vermeiden wir Doppelstrukturen, 
bündeln Kapazitäten und können zunehmend 
auch im föderalen Medienverbund auf eine cross-
mediale Organisation nach Inhalten setzen. Wir 
kooperieren überall dort, wo wir dadurch besser 
und effizienter werden – von der Verwaltung über 
Technik und Produktion bis hin zur Programmver-
breitung. 

Die Grundsätze unserer  
Strukturreform sind: 

>	 Konsequente Arbeitsteilung und Spezialisie-
rung erschließen Rationalisierungspotenziale: 
Einzelne oder mehrere Landesrundfunkanstalten 
übernehmen – wie es heute schon punktuell 
geschieht – Aufgaben für die gesamte ARD-Ge- 
meinschaft. 

>	 Modernisierung und Harmonisierung von Ar- 
beitsprozessen ermöglichen Einsparungen: Durch 
effiziente anstaltsübergreifende Steuerung und 

Erschließung von Skalierungseffekten werden 
nicht mehr zeitgemäße und/oder kostenintensive 
durch zeitgemäße und/oder kostengünstigere 
Prozesse abgelöst. 

>	 Konsequentes Benchmarking zwischen den 
Landesrundfunkanstalten und mit externen 
Marktteilnehmern macht Einsparpotenziale 
besser sichtbar: Mithilfe einheitlicher Standards 
und Reportings verbessern wir die Messbarkeit 
des Erfolgs unseres Handelns und schaffen kos-
tenreduzierende Referenzmodelle (beispielsweise 
im Produktionsbereich).

>	 Einsatz neuer Technologien vereinfacht, ver-
einheitlicht und verschlankt Verwaltungs- und 
Produktionsprozesse: So mindern smarte und 
teilautomatisierte Verfahren den Kosten- und 
Personalaufwand bei gleichbleibender oder ver-
besserter Qualität.

Im Ergebnis wollen wir über unseren Strukturpro-
zess nicht nur unsere Effizienz steigern, sondern 
die größtmögliche inhaltliche Wertschöpfung für 
die Gesellschaft erreichen.
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2.2	 Prozesssteuerung 

Unsere Strukturreform ist ein ambitioniertes Verän-
derungsprojekt. Sie erfordert einen tiefgreifenden 
Strukturwandel auf der Prozess- und Organisa- 
tionsebene in den Landesrundfunkanstalten. Dies 
ist vor dem Hintergrund der föderalen Struktur 
der ARD und der Eigenständigkeit der Häuser eine 
nicht zu unterschätzende Herausforderung.

Hierfür bedarf es der entsprechenden umfassenden 
und nachhaltigen Prozesssteuerung. Ende 2016 haben  
wir ein Projektteam mit Vertretern aus allen Landes-
rundfunkanstalten gebildet. Die ARD-Vorsitzende 
hat innerhalb dieser Gruppe die Projektleitung 
übernommen – gemeinsam mit ihrem Vorgänger 
und ihrem Nachfolger. Unterstützt wird die Leitung  
aktuell durch einen hauptamtlichen Projektsteuerer 
(Koordination der Projektarbeit), durch den Leiter 
des KEF-Büros der ARD (Projekt-Controlling) und 
durch die ARD-Generalsekretärin (Begleitung und 
Kommunikation).

Die Projektgruppe hat verschiedene Bereiche der 
Verwaltung, Technik, Produktion und Programm-
verbreitung in unserem Medienverbund auf Ko- 
operationstauglichkeit hin überprüft. Dabei wurden 
insgesamt 20 Einzelprojekte identifiziert. 

Neben der Intensivierung der Zusammenarbeit der 
Landesrundfunkanstalten untereinander wollen wir 
das System des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
insgesamt stärken. Viele der Projekte erfolgen in  
Kooperation mit dem ZDF und/oder Deutschland- 
radio. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten waren grundsätzlich für alle Themen offen, bei 
denen durch eine Kooperation positive Effekte denk-
bar erschienen. Entscheidungskriterien für oder  
gegen eine Kooperation waren wirtschaftliche  
Gründe, inhaltliche Machbarkeit (zum Beispiel 
Standortbezug), unterschiedliche Ausgangsvoraus-
setzungen, publizistischer Wettbewerb sowie spezi-
fische strategische/geschäftspolitische Gründe der 
einzelnen Rundfunkanstalten. Die publizistische 
und strukturelle Eigenständigkeit aller Beteiligten 
bleiben von den Kooperationen unberührt.
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2.3	 Einordnung der Einsparpotenziale

Angesichts der Komplexität vieler Vorhaben können 
die angestrebten Kostensenkungseffekte bislang 
nur geschätzt werden. Sie können im weiteren 
Verlauf noch nach oben oder unten abweichen. Zu 
beachten ist, dass – wie bei den meisten Verände-
rungsprozessen – kurzfristige Mehrkosten einer 
langfristigen und dauerhaften Kostensenkung für 
die betrachteten Prozesse gegenüberstehen.

Das geschätzte Einsparvolumen der ARD-Struk-
turreform liegt bis 2028 bei 588 Millionen Euro. 
Davon entfallen 311 Millionen Euro auf den Zeit-
raum bis Ende 2024 und 277 Millionen Euro auf 
den Zeitraum von 2025 bis 2028.

Das maximal zu verwirklichende Einsparpotenzial 
muss vor dem Hintergrund gesehen werden, dass 
wir schon bisher unserer Verantwortung zu Wirt-
schaftlichkeit und sparsamem Umgang mit Bei-
tragsmitteln nachgekommen sind37) – wie es von 
der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs 
der Rundfunkanstalten (KEF), den Rechnungshöfen, 
Gremien und Landesparlamenten regelmäßig kon-
trolliert wird. Auch haben die Landesrundfunkan-
stalten bereits in den vergangenen Jahren zahlrei-
che Einspar- und Modernisierungsmaßnahmen 
ergriffen. Der Rundfunkbeitrag ist auch deshalb 
seit 2009 nicht gestiegen.38)  

Weitere erhebliche Kostenreduzierungen werden 
durch den Umstieg auf moderne digitale Techno-
logien und Standards in der Programmverbrei-
tung erreicht: Hier werden wir bis 2028 Kosten in 
Höhe von 363 Millionen Euro einsparen. 

Diese dauerhaften Kostenminderungen sind in  
ihren finanziellen Auswirkungen für den Zeitraum 
2017 bis 2020 in den aktualisierten Mittelfristigen 
Finanzplanungen der ARD bzw. im 20. KEF-Bericht 
berücksichtigt worden (siehe hierzu Vorwort der 
Anlage 1). 

Unter Berücksichtigung der reduzierten Pro-
grammverbreitungskosten ergibt sich ein Ge-
samteinsparpotenzial von 951 Millionen Euro bis 
2028.

Die ARD wird die bereits beschlossenen Vorhaben 
mit Nachdruck weiterverfolgen und das jeweils 
identifizierte Optimierungs- und Einsparpotenzial 
regelmäßig evaluieren. Im nächsten Schritt werden 
wir die finanziellen Auswirkungen der Projekte 
nach der von der KEF festgelegten Systematik kon-
kretisieren. Anschließend erfolgt eine differenzier-
te Aufgliederung nach Bruttoeinsparvolumen und 
den verschiedenen Aufwandsarten sowie Investi-
tionen. Die Erhebung und Konkretisierung dieser 
Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abgeschlossen 
sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswirkungen 
zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden können.

Viele Vorhaben befinden sich noch in der Konzep-
tionsphase, einige werden bereits realisiert. Da die 
Projekte komplex sind und wechselseitig vonein-
ander abhängen, können nicht alle Vorhaben der 
Strukturreform gleichzeitig umgesetzt werden. Es 
sind zudem in der Folge der ausgelösten Struktur-
veränderungen weitere Projekte zu erwarten, die 
zusätzliche Kostensenkungen und Effizienzgewinne 
ermöglichen bzw. die Integration innerhalb des 
Verbunds fördern.

37)	Siehe hierzu u. a. Beispiele für erfolgte/geplante Einspar- und Strukturmaßnahmen in den Landesrundfunkanstalten 
(Informationsvorlage an die Rundfunkreferenten der Länder vom 9.5.2017) sowie bereits der KEF vorgelegte Einsparungen, 
etwa durch die Umstellung auf DVB-T2.

38)	Der monatliche Rundfunkbeitrag ist für die Bürgerinnen und Bürger seit 2009 nicht erhöht worden, obwohl im gleichen 
Zeitraum bis 2016 der Verbraucherpreisindex um 8,7 % und die rundfunkspezifische Teuerung um 14,7 % angestiegen  
sind. Die Steuereinnahmen – und damit das Budget für andere öffentliche Aufgaben – stiegen laut Bundesministerium 
für Finanzen von 2009 bis 2016 um 34,7 %. 
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2.4	 Schlüsselprojekte

Im Folgenden stellen wir wesentliche Schlüsselpro-
jekte der Strukturreform vor. Sie machen deutlich, 
wie eng die Themen ineinandergreifen und sich 
wechselseitig bedingen. Ein vollständiger Überblick 
der derzeitigen Projekte ergibt sich aus den Kurz-

beschreibungen, die diesem Bericht als Anlage 1 
beigefügt sind. Die Vorhaben aus dem Bereich IT 
und das Benchmarking zu den Eigenproduktions- 
betrieben sind bereits in unsere im April abgegebene  
Anmeldung zum 21. KEF-Bericht eingeflossen.

a)	 Produktion: effizientere Prozesse für alle

In keinem unserer Bereiche schreitet der tech-
nologische Wandel so rasant voran wie in der 
Produktion. Diese Herausforderung betrifft 
alle Häuser in demselben Maße. Deshalb glei-
chen wir die Produktionsprozesse im Projekt 
Benchmark miteinander ab, um uns innerhalb 

unseres Verbunds jeweils an den besten Ansätzen 
orientieren zu können. Von dem Einsatz moderner, 
effizienter und anstaltsübergreifend harmonisierter 
Technologien und Produktionsmethoden werden 
alle Sender profitieren.

PROJEKT: Benchmarking Produktion

Im Fernsehbereich machen Studioproduktionen 
der Landesrundfunkanstalten einen Anteil von 
über 50 Prozent bei den Eigenproduktionen 
aus. Durch den Einsatz automatisierter Tech-
nik lassen sich effizientere Personalkonzepte 
umsetzen, die sich bei den täglichen Regelfor-
maten auszahlen. Bis 2024 sollen sich Magazine,  
Nachrichten, Sport und Unterhaltung an „Best- 
Practice-Ansätzen“ orientieren. Zudem bietet 
der Bereich „Smarte Produktion“ großes Potenzial  
für langfristig kostengünstigere Produktions- 
konzepte. Dazu zählt auch die Verwendung von 

kompaktem Produktionsequipment, insbeson- 
dere bei der Produktion von aktuellen Nachrichten-  
und Magazinbeiträgen für das Fernsehen. Dieses 
ermöglicht etwa den Einsatz von sogenannten 
„Ein-Personen-Teams“39), die wir bis 2024 in Ab-
stimmung mit den Redaktionen erheblich auswei-
ten werden. 

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpo-
tenzial liegt bis 2028 bei 104,4 Millionen Euro. 
Darin enthalten ist ein Einsparvolumen von 
64 Millionen Euro bis 2024. 

39)	Das heißt ein Redakteur, der von einem Mediengestalter für die Bild- und Tonaufnahme begleitet wird. 
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PROJEKT: Prozessstandardisierung Produktion Großereignisse

Darüber hinaus steht die Produktion von Groß- 
ereignissen (Sport, Wahlen etc.) im Fokus. In  
enger Zusammenarbeit mit dem ZDF werden 
wir moderne, teilautomatisierte Produktions-
methoden wie „Centralized“- und „Remote“- 
Produktionskonzepte40) entwickeln, die deutlich 
Kosten sparen. Grundlage dafür sind die Erfah-
rungen, die ARD und ZDF bei der Produktion 

bisheriger und aktuell anstehender Großereignisse 
sammeln und auswerten. 

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 30 Millionen Euro. Darin 
enthalten ist ein Einsparvolumen von 25 Millio-
nen Euro bis 2024. 

PROJEKT: Sendeabwicklung

Die Landesrundfunkanstalten werden bei der 
Sendeabwicklung ihrer Dritten Fernsehpro-
gramme und der Spartenkanäle intensiver ko-
operieren. Durch den Einsatz softwarebasierter 
Sendeautomationssysteme kann die Anzahl der 
derzeitigen Sendeabwicklungen reduziert wer-
den: effiziente Technik- und Personalkonzepte 
werden ermöglicht. Mit der Entwicklung von 
medienübergreifenden, multimedialen Schalt- 

räumen kann etwa der bisherige Personalbedarf 
reduziert werden. Die Umsetzung ist abhängig von 
der sukzessiven Infrastrukturerneuerung in den 
Rundfunkanstalten. 

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 64 Millionen Euro. Darin 
enthalten ist ein Einsparvolumen von 32 Mil- 
lionen Euro bis 2024. 

PROJEKT: Verlagerung Mittagsmagazin nach Berlin

Bei der Fernsehproduktion des Mittagsmaga-
zins des Ersten werden wir ab 2018 mit dem 
ZDF zusammenarbeiten. Der dann für das Mit-
tagsmagazin der ARD verantwortliche Rundfunk  
Berlin-Brandenburg wird die Sendung im selben 
Studio wie das ZDF produzieren. Dabei ergeben 
sich zwischen ARD und ZDF Synergien. 

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 2,5 Millionen Euro. Darin 
enthalten ist ein Einsparvolumen von 0,7 Mil- 
lionen Euro bis 2024. 

40)	Centralized- und Remote-Produktionskonzepte beschreiben das wirtschaftlich effiziente Verhältnis zwischen räumlicher  
Zentralisierung und flexibler Zuteilung von Produktionsmitteln und Personal bei Live-Übertragungen. Das Grundprinzip:  
Am Veranstaltungsort selbst sind lediglich kleine Teams – überwiegend aus Reportern und Moderatoren – präsent. Der  
Großteil des Personals und der Technik wird hingegen an zentraler Stelle konzentriert, um dort mit der bestehenden Infra- 
struktur das Rohmaterial vor Ort zu verarbeiten. Besonders bei Großproduktionen werden hierdurch erhebliche Einspar- 
potenziale ermöglicht – etwa bei Transport, Mietkosten für Produktionsmittel und Reisekosten für das technische Personal.
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b)	 IT-Strategie: einheitliche IT-Infrastruktur für optimale Ressourcenauslastung 
	 und mehr spezialisiertes Know-how 

Im digitalen Medienzeitalter sind Informations- 
und Produktionstechnologie die Basis für nahe- 
zu sämtliche Prozesse innerhalb einer Rund-
funkanstalt. Angesichts unserer Entwicklung 
zum integrierten föderalen Medienverbund 
werden wir diese Basis – also die Hard- und Soft-
warekomponenten, die wir zur Erfüllung unse-
res Auftrags benötigen – über Sendergrenzen 
hinweg so einheitlich und kosteneffizient wie 
möglich gestalten. In der Konsequenz werden 
wir die schon vorhandene Zusammenarbeit 
unserer Landesrundfunkanstalten mit unseren 
öffentlich-rechtlichen Partnern Deutsche Welle 
und Deutschlandradio deutlich ausweiten und 
auf ein gemeinsames Fundament stellen. 

Jedes IT-Projekt wird künftig nach klaren Kri-
terien auf seine Kooperationstauglichkeit hin 
geprüft. Wenn Koordinationsaufwand und Kos-
tenersparnis in einem sinnvollen Verhältnis zu-
einander stehen, werden Projekte automatisch 
zu Kooperationsprojekten erklärt. Dabei werden 
wir vor allem die in den IT-Systemen der Anstal-
ten abgebildeten Geschäftsprozesse (gleich ob 

Die Größenordnung unserer Strukturreform 
wird klar erkennbar, wenn man sich vor Augen 
hält, dass die wohl umfassendste Verwaltungs-
reform der Geschichte der ARD – nämlich die 
häuserübergreifende Vereinheitlichung nahezu 
sämtlicher IT-gestützter Geschäftsprozesse –  
lediglich ein „Teilprojekt“ des Gesamtvorhabens 
darstellt. 

Im Rahmen des Umstiegs auf die nächste Gene-
ration der Verwaltungssoftware SAP überprüfen 
und harmonisieren wir die damit zusammen-
hängenden Workflows verschiedener Bereiche 

in Verwaltung, Produktion oder Programmerstel-
lung) standardisieren. In Folge werden aus ehemals 
rein technisch fokussierten Vorhaben grundlegen-
de, anstaltsübergreifende Veränderungsprojekte. 
Außerdem wird systematisch nach Kostengesichts-
punkten ermittelt, ob wir die Leistungen selbst er-
bringen oder als Marktleistung von externen Un-
ternehmen einkaufen („make or buy“). Im Falle der 
eigenständigen Leistungserbringung wird zudem 
festgelegt, welche Rundfunkanstalt oder Gemein-
schaftseinrichtung das Vorhaben federführend  
betreut. 

Aus der gemeinsamen Beschaffung und der zen-
tralen Federführung ergeben sich eine optimale 
Ressourcenauslastung im Verbund, eine höhere 
Konzentration von spezialisiertem Know-how in 
den IT-Bereichen der einzelnen Häuser sowie signi-
fikante Kosteneinsparungen. 

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 126 Millionen Euro. Darin 
enthalten ist ein Einsparvolumen von 72 Millio-
nen Euro bis 2024. 

(unter anderem Finanzen, Personalwesen, Honorar- 
erfassung und -abrechnung, Lizenzmanagement, 
Einkauf). Dadurch standardisieren wir die Bear-
beitung der hier angesiedelten Geschäftsprozesse, 
können die Leistungen der einzelnen Häuser besser 
miteinander vergleichen und schaffen zudem eine 
wesentliche Voraussetzung für ARD-interne Shared 
Services, also für die integrierte Erbringung von 
Dienstleistungen in unserem Medienverbund. 

Ein wichtiger Meilenstein für die Zusammenarbeit  
war die Verständigung der Häuser im Februar 2017  
auf den gemeinsamen Betrieb des Informations- 

c)	 SAP Prozessharmonisierung: Standardisierung der Software und Workflows als  
	 Basis für senderübergreifende Verwaltungsreform und integrierte Dienstleistungen
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Verarbeitungs-Zentrums (IVZ) in Berlin. Mit der 
Vereinbarung stoßen der Bayerische Rundfunk, 
der Hessische Rundfunk und der Südwestrund-
funk zum Kreis der Betreiber hinzu und machen 
damit die ARD-Riege komplett. Somit kann sich 
das IVZ künftig als zentraler, wirtschaftlich effi-
zienter SAP-Steuerer und Support-Dienstleister 
für den gesamten Verbund weiterentwickeln 

und eine einheitliche strategische Ausrichtung be- 
züglich der Geschäftsprozesse verfolgen.

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 72,7 Millionen Euro. Darin 
enthalten ist ein Einsparvolumen von 25,5 Mil- 
lionen Euro bis 2024. 

d)	 Archivinfrastruktur MediaDataHub:  
	 ein intelligentes Archivsystem als Schlüssel zur digitalen Produktionskette

Das Projekt „MediaDataHub“ ist ein Beispiel  
dafür, wie wir durch moderne und vernetzte Ar- 
beitsweisen nicht nur Kosten sparen. Sie helfen 
uns auch dabei, das gesamte publizistische 
Potenzial unseres Verbunds zu nutzen und 
somit die Programmqualität stetig weiter zu 
verbessern. So werden wir künftig in unseren 
Archivprozessen häuserübergreifend noch en-
ger zusammenarbeiten und ein gemeinsames 
crossmediales Mediendatensystem aufbauen –  
das MediaDataHub. Hierbei setzen wir moderne 
Technologien ein, die deutliche Effizienzsteige-
rungen bei Ablage und Recherche bereits pub-
lizierter Inhalte ermöglichen.41) An diesem Pro-
jekt beteiligen sich die Deutsche Welle sowie das 
Deutschlandradio.

Gerade für die digitale Produktionskette ist ein 
intelligentes und crossmedial vernetztes Ar-

chivsystem von unschätzbarem Wert. Ein wesent-
licher Vorteil ist die automatisierte Ablage und 
Verschlagwortung von Inhalten – egal, ob es sich 
um Fernseh-, Radio- oder Internetbeiträge handelt. 
Perspektivisch erhalten Autoren somit Zugriff auf 
den gesamten Programmschatz der ARD und werden 
durch intelligente Suchfunktionen und sinnhafte 
Aufbereitung der archivierten Inhalte bestmöglich 
bei ihren Recherchen unterstützt. 

Durch die Einführung zunehmend automatisierter 
Prozesse in den Bereichen Redaktion, Dokumen- 
tation und Archive sowie IT können Personalauf-
wände spürbar reduziert werden. 

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 44,9 Millionen Euro. Darin 
enthalten ist ein Einsparvolumen von 21,4 Mil- 
lionen Euro bis 2024. 

41)	Es werden alle verfügbaren Möglichkeiten der Automatisierung durch Datenübernahme, Einsatz von Mining-Systemen und 
Technologien zur Verknüpfung von internen und externen Datenbeständen (Linked Data) genutzt. Durch Verknüpfungen des 
MediaDataHub mit redaktions- und produktionsunterstützenden Verwaltungssystemen können Daten übernommen und 
zusammengeführt werden.
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e)	 Korrespondentennetz: eine neue Stufe 
	 der crossmedialen Zusammenarbeit

Die heutige globalisierte Medienwelt verstärkt 
den Bedarf, Informationen glaubwürdig und 
kompetent einzuordnen und sie schnell und 
multimedial für alle Kanäle und Plattformen auf-
zubereiten. Deshalb wollen wir die medienüber-
greifende Zusammenarbeit unseres weltweiten, 
in Deutschland einzigartigen Korrespondenten-
netzes weiterentwickeln. Noch in dieser Beitrags-
periode stellen wir die Korrespondentenstudios 
im Ausland und im Hauptstadtstudio mit Hilfe 
einer vernetzten Infrastruktur – soweit inhaltlich 
wie wirtschaftlich geboten – auf eine konsequent 
crossmediale Berichterstattung um. So garantie-
ren wir auch weiterhin hochwertige publizisti-
sche Vielfalt auf allen Verbreitungswegen.

Wir werden dazu die bisher nach Medien und 
Ausspielwegen getrennten Auslandsstudios sys-
tematisch sowohl inhaltlich als auch strukturell 
auf die neuen Anforderungen ausrichten und 
unter eine gemeinsame Leitung stellen. Dane-
ben sieht das Konzept eine gemeinsame Verwal-
tungsstruktur, insbesondere eine einheitliche 
administrative Betreuung von entsandtem Per-
sonal und Ortskräften sowie eine ARD-weit ab-
gestimmte Standardisierung von Technik und 
IT-Struktur vor. Zukünftig werden alle Korres-
pondenten crossmedial ausgebildet sein. Ferner 
werden die Berichtsgebiete überprüft und me-
dienübergreifend abgestimmt. Die verstärkte 
Nutzung von Online-Formaten und sozialen 

Medien soll vermehrt jüngere Zielgruppen anspre-
chen. 

Auch unser ARD-Hauptstadtstudio in Berlin werden 
wir crossmedial weiterentwickeln. Dessen besonde-
re Stellung unter den Korrespondentenstudios wer-
den wir im Rahmen des Umbaus berücksichtigen, 
denn neben den Gemeinschaftsaufgaben bedient es 
insbesondere für Hörfunk und Online auch die be-
sonderen regionalen und inhaltlichen Anforderun-
gen der einzelnen Landesrundfunkanstalten. 

Dieser Umbau sowie der Ausbau der nichtlinearen 
Berichterstattung sind zunächst mit finanziellem 
Aufwand verbunden. Perspektivisch werden die un-
terschiedlichen Maßnahmen und die dadurch zu 
generierenden Synergien aber zu Einspareffekten 
führen. Sie ergeben sich aus dem gezielten Abbau 
bzw. der Vermeidung von Doppelstrukturen sowie 
aus einer Reduktion der Sach- und Infrastruktur-
kosten im Zuge der gemeinsamen Nutzung von Im-
mobilien der Landesrundfunkanstalten sowie von 
Deutsche Welle, Deutschlandradio und ZDF. Die 
räumliche Integration ermöglicht zukünftig auch 
eine wirtschaftlich effizientere gemeinsame Nut-
zung einer technischen und IT-Infrastruktur.

Das hierbei zu erwartende Gesamteinsparpoten-
zial bis 2028 liegt bei 4 Millionen Euro. Darin ent-
halten ist ein Einsparvolumen von 2 Millionen 
Euro bis 2024. 
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f)	 Plattform für digitale Produkte: gemeinsame technische Infrastruktur  
	 als Grundlage für alle unsere digitalen Angebote

Modernität und Nutzerorientierung sind ent-
scheidende Faktoren im Wettbewerb um Auf-
merksamkeit in digitalen Medienumgebungen. 
Wir wollen unseren Nutzern ein attraktives und 
leicht zu bedienendes Angebot machen und für 
die relevanten Endgeräte und Drittplattformen 
zur Verfügung stellen. Dazu zählt auch ein für 
alle ARD-Angebote gültiger, personalisierter 
Nutzerzugang, um die Vielfalt aller in der ARD 
produzierten Inhalte besser erschließen zu kön-
nen. Voraussetzung dafür ist eine gemeinsame 
technische Infrastruktur. Im März 2017 haben 
wir uns auf die Umsetzung einer ARD User Ser-
vice Engine (ARD USE) verständigt. Hauptmerk-
male dieses Systems sind eine übergreifende 
Login-Komponente (ARD-ID), um intelligente 
Empfehlungs- und Suchfunktionen anbieten zu  
können, sowie eine gemeinsame Metadaten- 
und Nutzungsdatenspeicherung.

Auf dieser Basis bauen wir unsere gemeinschaft-
lichen digitalen Produkte aus. Die einzelnen 
Landesrundfunkanstalten können diese Platt-
form für die Entwicklung und den Betrieb ihrer 

eigenen Produkte ebenfalls nutzen. Durch diese 
Bündelung von Aufgaben, Kompetenzen und Res-
sourcen reduzieren die Landesrundfunkanstalten 
den Aufwand für die Entwicklung digitaler Angebo-
te erheblich.
 
Die gemeinsame technische Infrastruktur bildet die 
Basis für verschiedene Neuentwicklungen – etwa 
für die modernisierte ARD Mediathek (ARD Player), 
die zukünftig sämtliche audiovisuelle Inhalte des 
Medienverbunds integriert. 

Ein weiterer wichtiger Schritt im Hinblick auf die 
Vervollständigung unseres digitalen Portfolios ist 
eine Mediathek speziell für Kinder, die ARD und 
ZDF derzeit unter Federführung von KiKA gemein-
sam entwickeln. 

Die ARD Audiothek wiederum bündelt Wortange-
bote der ARD-Radiowellen für mobile Endgeräte. 
Sie bietet mit ihrem kuratierten und personalisier-
baren Angebot einen optimalen Zugang zu Vielfalt 
und Qualität unserer umfangreichen Audio-Ange-
bote.
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Die Digitalisierung der Medienlandschaft bringt 
tiefgreifende und langfristige Veränderungspro-
zesse mit sich. Deshalb schlagen wir vor, das Ver-
fahren zur Ermittlung des Finanzbedarfs um eine 
langfristige Planungsperspektive zu ergänzen. In 
Zusammenarbeit mit der Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 
(KEF) wollen wir auf diese Weise gewährleisten, dass 
wir unsere gesellschaftliche Funktion bestmöglich 
erfüllen und unserer besonderen Verantwortung 
konsequent gerecht werden können. Unsere Über-
legungen entwickeln das bewährte Verfahren fort 
und erweitern die Aufgaben der KEF als unabhän-
giges Sachverständigengremium. Das vorgeschla-
gene Verfahren sorgt zudem für mehr Transparenz  
gegenüber unseren Gremien sowie den Bürgern. 

Bisheriges Verfahren

Bislang ist das KEF-Verfahren in drei Stufen un-
terteilt: Zunächst melden die Rundfunkanstalten 
ihren Finanzierungsbedarf bei der KEF an. Die 
KEF überprüft und bewertet die Anmeldung und 
spricht alle vier Jahre eine Empfehlung zur künf-
tigen Höhe des Rundfunkbeitrags aus. In einem  
dritten Schritt entscheiden die Landesregierungen 
und die Landesparlamente über diese Empfehlung. 
Das Verfahren beschränkt sich auf eine Perspektive 
von zwei Jahren (Berichtsperiode) bis vier Jahren 
(Beitragsperiode).

Für eine Darstellung und Bewertung der strategi-
schen Neuausrichtungen und der weitreichenden 
Umbaumaßnahmen des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks reicht dieser kurzfristige Zeithorizont 
nicht aus. Um die umfassenden Veränderungspro-
zesse erfolgreich zu steuern, benötigen wir langfris-
tige Planungssicherheit. Dies ist die Grundlage, auf 
der wir Prozesse und Strukturen entwickeln kön-
nen, die sich letztendlich kostenmindernd auswir-
ken und die Wirtschaftlichkeit der ARD zunehmend 

steigern. Deswegen schlagen wir eine Reihe von 
Änderungen vor, die das KEF-Verfahren zugunsten 
einer verbesserten Planungs- und Handlungsfähig-
keit weiterentwickeln.

Entwicklungsplan und  
Fortschrittsbericht

Als neues Instrument schlagen wir eine auf zwölf 
Jahre angelegte Entwicklungsplanung vor. Mit der 
Entwicklungsplanung wollen wir der KEF und den 
Ländern unser langfristiges Umbauszenario zur 
Steigerung der Wirtschaftlichkeit transparent und 
überprüfbar darstellen. Wir schreiben diese Ent-
wicklungsplanung alle vier Jahre fort und ergän-
zen diese Überlegungen alle zwei Jahre um einen 
Fortschrittsbericht. Hier legen die Sender dar, wie 
sie bei ihren Reform- und Strukturprozessen voran-
gekommen sind. Der Fortschrittsbericht ersetzt die 
Anmeldung der Rundfunkanstalten zum Zwischen-
bericht der KEF.

Die KEF würde damit parallel zur Finanzanmeldung 
unsere langfristige Planung überprüfen und sie für 
die Rundfunkkommission und Landesparlamente 
bewerten. Die jeweiligen Fortschrittsberichte und 
die Fortschreibung des Entwicklungsplans ermögli-
chen der Kommission ebenso wie den Ländern und 
der Öffentlichkeit eine kontinuierliche Kontrolle, 
wie die Sender bei ihren Reformvorhaben den Kurs 
und den Zeitplan einhalten. Der Entwicklungsplan, 
der Fortschrittsbericht und die Bewertungen der 
KEF werden im Rahmen der Anhörung der Rund-
funkanstalten durch die Rundfunkkommission er-
örtert. Die Ergebnisse dieser Erörterung fließen in 
die Fortschreibung des Entwicklungsplans ein. Auf 
diese Weise ist gewährleistet, dass wir die strategi-
sche Ausrichtung der ARD in einem transparenten 
Dialog definieren. 

Verfahren zur
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln

3. Verfahren zur Beitragsfestsetzung 
weiterentwickeln 
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Periodenübergreifende Rücklagen

Kernstück für die langfristige Planungsperspektive 
ist die Möglichkeit periodenübergreifender Rück- 
lagen42): Wenn wir im Rahmen der Prozess- und 
Strukturoptimierungen Synergien und Einsparun-
gen erreichen, sollten wir diese für die Weiterent-
wicklung unseres Programmangebots verwenden 
können. Bislang verringern Einspareffekte vor-
nehmlich den von der KEF anerkannten Finanzbe-
darf. Durch die Möglichkeit der Bildung perioden-
übergreifender Rücklagen hingegen entstünden 
zusätzliche Reformanreize, weil wir Einsparungen 
periodenübergreifend reinvestieren könnten. Diese 
Anreize kann die KEF mit Auflagen versehen. 

Unsere Vorschläge wären sowohl kurzfristig als 
auch mittelfristig kombinierbar mit einer grund-
legenden Überarbeitung des Beitragsfestsetzungs-
verfahrens, das in der Beitragshöhe die allgemei-
nen Teuerungsraten ausgleicht.43) 

Eine detaillierte Darstellung der Auswirkungen auf 
die einzelnen Schritte des KEF-Verfahrens findet 
sich in der Anlage 3.

42)	Siehe Anlage 2 zur Entwicklung der Rundfunkbeiträge und Beitragsrücklage.
43) Siehe Fußnote 38.
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Die Regierungschefinnen und -chefs der Länder haben in ihrem Beschluss vom Oktober 2016 die Gestal-
tung der rechtlichen Rahmenbedingungen als ein Reformfeld benannt. 

Rechtliche Rahmenbedingungen gestalten

4.1	 Den Auftrag zeitgemäß gestalten

Die kleinteiligen Ge- und Verbote im Netz, wie sie 
2009 im Rundfunkstaatsvertrag fixiert wurden, 
entsprechen vielfach nicht mehr den medialen Be-
dürfnissen der Gesellschaft, sondern stehen unserer 
Auftragserfüllung, wie sie das Bundesverfassungs-
gericht in seiner jüngsten Entscheidung eingefor-
dert hat44), entgegen. Dies hat die Rundfunkkom-
mission bereits 2013 erkannt. Die Länder haben nun 
kürzlich einen Vorschlag zur zeitgemäßen Anpas-
sung unseres Telemedienauftrags vorgelegt: Dieser 
entspricht stärker dem, was die Menschen heut- 
zutage von uns erwarten. Kurz: Um seinen Funk-
tionsauftrag auch in Zukunft weiter verlässlich 
erfüllen zu können, muss der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk im Netz präsenter werden.45)

Wir sehen in der Fortentwicklung des Telemedien-
auftrags den richtigen und zwingend notwendigen 
ersten Schritt hin zu einer Flexibilisierung der Be-
auftragung. Unsere detaillierte Stellungnahme hier-
zu ist auf unserer Webseite nachlesbar.46)

Die Digitalisierung der Medien, das Aufkommen 
neuer technikgetriebener Phänomene (wie bei-
spielsweise künstliche Intelligenz als neuer Inter-
mediär) sowie der damit einhergehende Wandel 
der öffentlichen und privaten Kommunikation 
vollziehen sich jedoch sehr viel schneller und dy-
namischer als die entsprechenden Gesetzgebungs-
verfahren. So stimmen bereits jetzt viele Begrifflich-
keiten des Rundfunkstaatsvertrags nicht mehr mit 
der heutigen medialen Welt überein – wie auch die 
Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz 
festgestellt hat. Dem öffentlich-rechtlichen Rund-

funk kommt laut Bundesverfassungsgericht gegen-
über den kommerziellen Anbietern, die an einer rein 
wirtschaftlichen Entscheidungslogik ausgerichtet 
sind, eine wichtige Ausgleichfunktion zu. Diese gilt 
es in eine netzgeprägte Kommunikationslandschaft 
zu übertragen.47) 

Wir begrüßen daher den von der Medienpolitik an-
gestoßenen Diskurs, grundlegend über das richtige 
Zukunftsmodell zur Beauftragung und Finanzierung 
unseres gemeinsamen öffentlich-rechtlichen Rund-
funks nachzudenken. Wichtige Ansätze dabei sind: 

>	 eine Beauftragung, die nicht mehr auf Verbrei-
tungswege oder einzelne Programmangebote ab- 
stellt, sondern an den Funktionen des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks (Meinungsbildung, Viel-
faltssicherung, Gesamtversorgung) ausgerichtet ist,

>	 kontrollierte Freiheit und Verantwortung der An-
stalten, wie diese Funktionen entsprechend den 
(sich wandelnden) kommunikativen Bedürfnissen 
der Gesellschaft bestmöglich zu erfüllen sind, und

>	 eine Finanzierungsform mit längerfristigen Pla-
nungshorizonten und mehr Planungssicherheit.

Aus unserer Sicht sind diese Anregungen besonders 
gut geeignet, um der Dynamik der Medienmärkte und 
den damit verbundenen strukturellen Veränderungen 
in der Mediennutzung besser gerecht zu werden.

Wir – die Länder und die Rundfunkanstalten – stehen 
hier in der gemeinsamen Verantwortung, unseren 
freien Rundfunk vorausschauend und aktiv zu ge-
stalten. 

44)	Siehe oben, S.7.
45)	Gutachten von Dörr/Holznagel/Picot „Legitimation und Auftrag des öffentlich-rechtlichen Fernsehens in Zeiten der Cloud“ (2016).
46)	Abrufbar im Bereich „Standpunkte“ auf www.ARD.de.
47) Auch die Kommission aus Bund und Ländern zur Medienkonvergenz hat in ihrem Zwischenbericht vom Dezember 2015 

deutlich gemacht, dass die Unterscheidung nach linearen und nichtlinearen Diensten aufgegeben werden sollte, da sie nicht 
mehr zeitgemäß ist und der Technologieneutralität widerspricht.

4. Rechtliche Rahmenbedingungen 
gestalten
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4.2	 Das Gelingen der Strukturreform  
	 gegen Kartellrechtsrisiken absichern 

Wesentliches Ziel der ARD-Strukturreform ist die 
Weiterentwicklung zu einem föderalen integ-
rierten Medienverbund – und damit der Ausbau 
unserer Zusammenarbeit. Die Kooperation wird 
insbesondere in Verwaltung, Technik, Produktion, 
Programmverbreitung und Archiv zum verbind-
lichen Prinzip. Die Verstärkung der wirtschaftlich 
effizienteren Zusammenarbeit ist auch eine klare 
Forderung und Erwartung der Medienpolitik und 
der KEF. 

Problematisch ist: Nahezu alle Formen der Koope-
ration zwischen den Rundfunkanstalten stehen 
aufgrund der Auslegungen, die der Bundesgerichts-
hof 2015 im sogenannten Kabelstreit getroffen hat, 
unter dem Risiko der Kartellrechtswidrigkeit. Diese  
Situation hat sich durch die Urteile des OLG Düssel- 
dorf vom 12. Juli 2017 noch verschärft. Das Gericht 
ist der Auffassung, dass die gemeinsame Kündi-
gung der Kabeleinspeiseverträge durch die Landes-
rundfunkanstalten wegen unzulässiger Absprache 
gegen das Kartellrecht verstößt. Nach Ansicht des 
Gerichts gehören also Kooperationen zwischen 
den Sendern zur Verbreitung ihrer Programme in 
Form von Verträgen mit Dritten nicht zum Bereich 
der hoheitlichen Auftragserfüllung, der grund-

sätzlich nicht unter das Kartellrecht fällt. Diese 
Rechtsunsicherheit darüber, welche Formen der 
Zusammenarbeit vom Anwendungsbereich des 
Kartellrechts erfasst werden, stellt nicht nur vie-
le der bisherigen Kooperationen, sondern auch 
das Gelingen unserer Strukturreform insgesamt 
ins Risiko. Überdies sind Kartellrechtsverstöße mit 
Haftungsrisiken für die Sender verbunden. 

Die Länder haben mit ihrer Initiative, im Rahmen 
der nächsten Änderung des Rundfunkstaatsver-
trags über eine sogenannte Betrauungslösung die 
Freistellung vom unionsrechtlichen Kartellverbot 
(Art. 106 Abs. 2 AEUV) zu erreichen, bereits einen 
wichtigen Schritt zur Verminderung dieser Risiken 
getan. Für eine klare Rechtssicherheit, auch mit 
Blick auf nationale Sachverhalte, wäre es ergän-
zend wichtig, auch das nationale Wettbewerbs-
recht entsprechend anzupassen. Die Gesetzge-
bungskompetenz hierfür liegt beim Bund. Der 
Antrag des Bundesrats im jüngsten GWB-Novellie-
rungsverfahren, eine entsprechende Ausnahme-
regelung für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
aufzunehmen, ist jedoch vom Bundestag nicht 
aufgenommen worden. 
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48)	Die Kosten für die Kabeleinspeisung beliefen sich etwa im Jahr 2012 auf rund 45,7 Mio. Euro.

4.3	 Die Auffindbarkeit unserer digitalen Angebote 
	 auf Medienplattformen gewährleisten 

In ihrem Abschlussbericht vom Juni 2016 hat die 
Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz 
akuten Handlungsbedarf bei der Fortentwicklung 
der Plattformregulierung festgestellt. Denn Betrei-
ber von Plattformen und Benutzeroberflächen kön-
nen Zugänge beschränken, die Auffindbarkeit von 
Inhalten steuern und die Inhalte des Programm- 
anbieters verändern – etwa durch Überblendungen 
oder Skalierungen. Solche Akteure nehmen zu-
nehmend eine Gatekeeper-Funktion zwischen uns 
und unseren Nutzern ein. So macht es etwa einen 
entscheidenden Unterschied für die Wahrnehm-
barkeit der Tagesschau-App, ob diese gut sichtbar 
auf der Startseite des Geräteportals erscheint, ob 
sie beispielsweise in einem kommerziellen Firmen- 
oder Spieleumfeld platziert oder vom Hersteller in 
eine Empfehlungsleiste aufgenommen wird. Für 
die Plattformbetreiber sind die prominente Plat-
zierung und Darstellung von Angeboten Dritter ein 
weiterer Teil ihres Geschäftsmodells, die strikt nach 
ökonomischen Kriterien entschieden werden. 

Die Länder diskutieren gerade regulatorische An-
sätze zur Plattformregulierung, die aus unserer 
Sicht bereits in die richtige Richtung weisen. Es 
liegt ebenso in der Entscheidungshoheit und in 
der Gestaltungsmöglichkeit des Gesetzgebers, 
ob und wie er in der digitalen Medienwelt sicher-
stellt, dass von der Gesellschaft erwünschte und 
gesetzlich beauftragte Angebote die Bürger auch 
tatsächlich erreichen. Wir halten die „hervorgeho-
bene Auffindbarkeit“ gemeinwohlorientierter An-

gebote für eine wichtige Ergänzung, damit wir un-
sere Verantwortung für die freie Meinungsbildung 
auch in Zukunft erfüllen und die Nutzer die für sie 
bestimmten Angebote in ihrer gesamten Vielfalt 
wahrnehmen können. 

Wir sehen in der anstehenden Fortentwicklung 
der Plattformregulierung auch die Chance, in den 
Fragen der Entgeltregulierung Klarheit herbei-
zuführen. Gesetzliche Pflichten des Transport-
dienstleisters (zum Beispiel Kabelnetzbetreiber) 
zur Übertragung von Inhalten (sogenannte Must- 
Carry-Regelung) sollten keinen Anspruch auf Be- 
zahlung gegenüber dem Inhalteanbieter begrün- 
den. Denn dies würde bedeuten, dass die Platt-
formbetreiber dieselbe Leistung – nämlich die 
Weiterleitung öffentlich-rechtlicher Inhalte an den  
Nutzer – gleich zwei Mal in Rechnung stellen: ein-
mal gegenüber den Endkunden und einmal gegen-
über den Rundfunkanstalten. Einspeiseentgelte 
von Rundfunkveranstaltern erhielten in Deutsch-
land nur die beiden Kabelnetzbetreiber Vodafone 
und Unitymedia. In keinem anderen europäischen 
Land zahlt ein öffentlich-rechtlicher Programmver-
anstalter für den Transport seiner Angebote. In den 
USA ist die Situation sogar umgekehrt: Dort zahlen 
die Kabelnetzbetreiber Geld an die Sender, denn 
ohne Inhalte wäre das Geschäftsmodell der Kabel-
gesellschaften obsolet. Einspeiseentgelte würden 
das Budget des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
erheblich angreifen.48)

Rechtliche Rahmenbedingungen gestalten
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49)	Weitere Informationen zu DAB+ im ARD-Papier „10 Fakten, die Sie über DAB+ wissen sollten“, 
abrufbar auf www.ARD.de.

50)	20. KEF-Bericht: S. 81, Tabelle 32. 
51)	20. KEF-Bericht, Projektanmeldung der ARD: S. 18, Modellrechnungen; siehe hierzu auch Vorwort der Anlage 1. 

4.4	 Die Digitalisierung des Radios befördern 

Die Digitalisierung des Radios ist in Europa auf 
einem guten Weg. Einige unserer Nachbarländer 
beginnen bereits mit der konkreten Planung einer 
Abschaltung von UKW zugunsten des digitalen Ver-
breitungsstandards DAB+ beziehungsweise haben 
die entsprechenden Weichen gestellt. In Deutsch-
land hat das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur mit der Staatskanzlei Rhein-
land-Pfalz Anfang dieses Jahres einen „Aktionsplan 
für die Transformation der Hörfunkverbreitung in 
das digitale Zeitalter“ vorgelegt. Wichtigste gesetz-
liche Maßnahme dieser Roadmap ist die Regelung 
einer sogenannten „Mehrnormgerätepflicht“, die  
sicherstellt, dass neue Radiogeräte (auch) zum Emp-
fang digitaler Signale geeignet sind (sogenannte  
Interoperabilitätsverpflichtung). In diesem Sinne 
hatten die Bundesländer bereits 2016 die Initia-
tive zur Ergänzung des Telekommunikationsge-
setzes (TKG) ergriffen, welche im April 2017 auch 
vom Bund mit einem Vorschlag zur Änderung des  
§ 48 TKG aufgenommen wurde. Dieser Regelungs- 
vorschlag befindet sich derzeit im EU-Notifizie- 
rungsverfahren – einem Standardverfahren zur 
Vorabbestätigung der Vereinbarkeit mit EU-Recht. 

Wir halten es für sehr wichtig, dass die geplante 
Interoperabilitätsverpflichtung möglichst rasch 
im Telekommunikationsgesetz aufgenommen 
wird. Parallel dazu sollten im Rahmen der Überar-
beitung des European Electronic Communications 

Code die Voraussetzungen für eine europaweit har-
monisierte Regelung geschaffen werden. Hierdurch 
würden wichtige Impulse für die Digitalisierung 
des Radios gesetzt werden – nicht nur hinsichtlich 
der Verbreitung und Nutzung von digitalen Radio-
geräten in der Bevölkerung, sondern auch für die 
Förderung von Programmvielfalt und -innovation 
im Hörfunk. Denn DAB+ ermöglicht aufgrund seiner 
technischen Effizienz die Übertragung von wesent-
lich mehr Angeboten sowie eine verbesserte Ver-
kehrsdatenübertragung auf einer Frequenz.49) 

Hinzu kommt: Je schneller der Umstieg von UKW 
auf DAB+ gelingt, desto kürzer ist die sogenannte 
Simulcast-Phase. Während der Übergangsphase fal-
len für alle Radioanbieter Kosten für den Parallel-
betrieb an. Für uns belaufen sich diese Kosten auf 
circa 25 Millionen Euro jährlich (ohne Investitions-
kosten)50). Nach kompletter Umstellung auf DAB+ 
würden sich die Verbreitungskosten für unsere 
Radioangebote um circa 20 Prozent gegenüber 
UKW verringern51). Die Beförderung der Digitali-
sierung des Hörfunks ist also auch wirtschaftlich 
geboten. Von großer Bedeutung ist in diesem Zu-
sammenhang eine möglichst klare und frühzeitige 
politische Entscheidung zur UKW-Abschaltung, die 
alle Programmveranstalter – öffentlich-rechtliche 
wie kommerzielle – in gleicher Weise betreffen 
muss.

Rechtliche Rahmenbedingungen gestalten
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4.5	 Die Kostenrisiken minimieren 

Wir sind von jeher der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit verpflichtet und bemühen uns stets, die 
uns von der Gemeinschaft anvertrauten Mittel so 
effizient wie möglich einzusetzen. Es gibt aber auch 
Kostenfaktoren, die nicht von uns beeinflussbar 
sind, jedoch vom Gesetzgeber verringert werden 
können. 

Hierzu zählen nicht nur die oben bereits erwähnten 
Kostenrisiken im Zusammenhang mit kartell-
rechtlichen Fragen, mit Einspeiseentgelten und 
die infolge langer Simulcast-Phasen „doppelten“ 
Kosten bei der Programmverbreitung (siehe hier-
zu auch Vorwort der Anlage 1). 

Auch die Folgen von (weiteren) Beschränkungen 
bei Werbung und Sponsoring sind hierbei zu  
berücksichtigen. Im Jahr 2016 erzielten die Landes-
rundfunkanstalten und unsere Werbegesellschaf-
ten Einnahmen aus Werbung und Sponsoring in 
Höhe von 138 Millionen Euro. Allein die Reduzie-
rung der Werbemöglichkeiten in den Radiowellen 
des WDR wird im Zeitraum 2017 bis 2020 für die 
ARD-Anstalten einen zusätzlichen Finanzbedarf 
von 81 Millionen Euro nach sich ziehen, der auch 
für die Jahre ab 2021 entsprechende Wirkung ent-
faltet (siehe hierzu auch Anlage 2).

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass durch Arti-
kel 12 des Steueränderungsgesetzes 2015 vom 2. No-
vember 2015 (BGBl. I 2015, 1834) die Regelungen zur 
Unternehmergemeinschaft von juristischen Perso- 

nen des öffentlichen Rechts neu gefasst worden 
sind mit der Folge, dass mit Wirkung zum 1. Januar 
2016 der bisherige § 2 Abs. 3 des Umsatzsteuer- 
gesetzes (UStG) aufgehoben und § 2b UStG neu 
in das Umsatzsteuergesetz eingefügt wurde. Seit-
dem unterliegen grundsätzlich auch die Zusam-
menarbeit bzw. Kooperation zwischen öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten und die damit  
einhergehenden Leistungsaustausche der Umsatz- 
besteuerung. Allerdings haben die öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten von der Übergangs-
regelung des § 27 Abs. 22 Satz 3 Gebrauch gemacht, 
so dass eine Umsatzbesteuerung der bisherigen 
Beistandsleistungen frühestens ab 2021 erfolgt.

Die im Raum stehende Besteuerung unserer viel-
fältigen Zusammenarbeit nach § 2b UStG würde 
zu einer erheblichen Mehrbelastung der Rund-
funkanstalten von ARD, ZDF und Deutschlandra-
dio führen, die sich auf jährlich circa 200 Millio-
nen Euro beläuft. Das zwischenzeitlich ergangene 
Anwendungsschreiben des Bundesministeriums 
für Finanzen vom 16. Dezember 2016 zur Zusam-
menarbeit juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts ist sehr allgemein gehalten und bringt für 
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten lei-
der keine hinreichende Rechtssicherheit. Es muss 
daher zwingend sichergestellt werden, dass auch 
zukünftig Kooperationen zwischen den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten umsatzsteu-
erfrei bleiben. Alles andere liefe den rundfunk- 
politischen Zielen der Länder zuwider. 

Rechtliche Rahmenbedingungen gestalten
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Vier Jahre lang haben wir mit den Gewerkschaften 
verhandelt und schließlich im Mai 2017 einen 
Durchbruch bei der Reform der Altersversorgung 
erzielt. Die Einigung markiert einen System-
wechsel bei den Betriebsrenten. Der Tarifkom-
promiss sorgt dafür, dass wir bis 2024 vor allem 
bei den Rückstellungen der Altersversorgungen 
um einen hohen dreistelligen Millionenbetrag 
entlastet werden. Wir können damit den finanzi-
ellen Aufwand für die Versorgungssysteme spürbar 
verringern und stellen die betriebliche Altersver-
sorgung gemeinsam mit den Gewerkschaften auf 
eine neue, dauerhaft tragfähige Grundlage.52) Ob 
und inwiefern diese Effekte ganz oder teilweise den 
Finanzbedarf der ARD reduzieren können, ist noch 
mit der KEF zu klären.

Begrenzung der Steigerungen 

Kernstück des Tarifkompromisses, der Ende Juli die- 
ses Jahres paraphiert wurde, ist eine Reduzierung 
der Steigerungsraten (Dynamisierung) bei den Ver-
sorgungsleistungen: Bislang waren wir tariflich ver-
pflichtet, Gehaltstarifabschlüsse der Häuser auto-
matisch auf die Erhöhungen der Versorgungsbezüge 
zu übertragen. Dies war ein enormer finanzieller 
Aufwand, der sich im Zuge der kontinuierlich stei-
genden Lebenserwartung, der andauernden Niedrig-
zinsphase und bilanzrechtlicher Regelungen noch 
verstärkt hat.

Ziel der Verhandlungen mit den Gewerkschaften war 
eine Annäherung an die Regelung des öffentlichen 
Dienstes, die eine jährliche Rentenanpassung um 
ein Prozent vorsieht.53) In den Tarifverhandlungen 
verständigten wir uns schließlich auf die „x minus  
1 Prozentpunkt“-Formel. Dabei fällt die Rentenstei-

gerung stets einen Prozentpunkt geringer aus als  
die Gehaltssteigerung. Steigen die Gehälter unter  
zwei Prozent (aber über ein Prozent), erhöht sich 
die Rente um mindestens ein Prozent. Dank dieser 
Formel erreichen wir einen vergleichbaren bilanziel-
len Einspareffekt wie mit der Ein-Prozent-Dynami- 
sierung des öffentlichen Dienstes. Die Gewerk-
schaften bestanden im Gegenzug für ihr Einlenken 
bei der Dynamisierung auf einer langen Laufzeit 
bis 31. Dezember 2031.

Mit der Einigung bei der Rentendynamisierung sind 
zwei weitere Änderungen in Kraft getreten: zum  
einen Veränderungen beim Versorgungstarifver-
trag (VTV) im Zuge der „Rente mit 67“, zum anderen 
der neue beitragsorientierte Tarifvertrag (BTVA) für 
neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ab 2017.

Deutliche Entlastungen

Der Tarifkompromiss ermöglicht nachhaltige Ent-
lastungen bei den ARD-Landesrundfunkanstalten, 
der Deutschen Welle und beim Deutschlandradio. 
Wir können Rückstellungen auflösen, die wir auf-
grund der bisherigen Regelung bilden mussten. 
Unabhängig davon, ob diese Entlastungen für den 
Finanzbedarf ganz oder teilweise herangezogen 
werden können, erhöht dieser Effekt unser Eigen-
kapital um einmalig 882 Millionen Euro. Hinzu 
kommen dauerhafte Effekte, die ebenfalls zu ge-
ringeren Rückstellungszuführungen und damit 
zu geringerem Aufwand führen. Diese dauerhaf-
ten Effekte sorgen für weitere Entlastungen von 
etwa 60 Millionen Euro. Insgesamt belaufen sich 
die Entlastungen damit bis zum Jahr 2024 auf 
942 Millionen Euro. Die Einsparwerte werden wir 
nun im nächsten Schritt mit der KEF erörtern.

Systemwechsel bei den Betriebsrenten: 
Weniger Versorgungslasten 

52)	Der Abschluss der Tarifverträge bedarf noch der Zustimmung der jeweiligen Gremien der Gewerkschaften und der Landes-
rundfunkanstalten. Die Gewerkschaft ver.di hat sich mit Blick auf die anstaltsindividuellen Verhandlungen bei der Deutschen 
Welle eine Erklärungsfrist bis zum 29. September 2017 ausbedungen.

53)	Der Saarländische Rundfunk übernimmt schon seit 1967 durch seine Mitgliedschaft in der Zusatzversorgungskasse (ZVK)  
die Regelungen des öffentlichen Dienstes (1%-Dynamisierung, die für den öffentlichen Dienst seit 2001 gilt).

5. Systemwechsel bei den Betriebsrenten: 
Weniger Versorgungslasten
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Systemwechsel bei den Betriebsrenten: 
Weniger Versorgungslasten 

Systemwechsel bei der Altersversorgung

Anders als bei den bisherigen, inzwischen geschlos-
senen Versorgungswerken ist im neuen beitrags- 
orientierten Tarifvertrag (BTVA) für neue Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter nicht mehr das letzte 
Einkommen vor dem Renteneintritt (Endgehalts- 
bezug), sondern der Einkommensverlauf während 
der Dienstzeit maßgeblich. Zudem entwickeln 
sich die Renten ausschließlich abhängig von Über-
schüssen, die der Rentenfonds erwirtschaftet. Im 
Vergleich zu einem Fortbestand der bisherigen  
Altersversorgung sind die Rückstellungen beim 
BTVA langfristig etwa 30 Prozent niedriger. 

Zu erwähnen bleibt, dass wir bereits in der Vergan-
genheit unsere Kosten für die Altersversorgung  
reduziert haben. Schon lange vor dem öffentlichen 
Dienst haben die Rundfunkanstalten den System-
wandel hin zu einer von der gesetzlichen Rente  
unabhängigen, betrieblichen Zusatzversorgung 
durchgesetzt. Im Ergebnis unserer Bemühungen 
macht der Nettoaufwand der Altersversorgung bei 
den Landesrundfunkanstalten aktuell etwa 6,1 Pro-
zent unserer Gesamtaufwendungen aus. 



  
Auftrag und Chancen der Digitalisierung 36

Bericht der ARD

Eine moderne ARD, ausgestattet mit einem zeit-
gemäßen Auftrag und einer angemessenen Finan-
zierung, ist essenziell für unsere funktionierende 
Demokratie und für den stabilen gesellschaftlichen 
Zusammenhalt.

Die Funktion des gemeinschaftlichen und freien 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks zeigt sich im in-
ternationalen Vergleich: Studien belegen den Zu-
sammenhang zwischen Umfang und Reichweite des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks in einem Staat 
und dem allgemeinen Vertrauen in Medien und in 
andere gesellschaftliche Institutionen dieses Staa-
tes.54) Als eine unabhängige Plattform zum Aus-
tausch von Informationen und Positionen leisten 
wir einen maßgeblichen Beitrag für den demokra-
tischen Meinungsbildungsprozess. 

Wir werden die vielfältigen Chancen in den Berei-
chen digitaler Programmproduktion und -verbrei-
tung sowie in der ARD-weiten Zusammenarbeit 
nutzen, indem wir die raschen und tiefgreifenden 
Veränderungen in der Medienbranche aktiv anneh-
men und für unsere Angebote umsetzen. 

Die ARD ist auf dem Weg zu einem inhaltlich cross-
medialen und strukturell integrierten föderalen 
Medienverbund. Das erfordert Ausdauer und poli-
tische Unterstützung. Für die Gestaltung des Ver-
änderungsprozesses tragen die Sender der ARD 
und ihre Gremien genauso Verantwortung wie 
die Länder und der Bund. Nur gemeinsam kann es  
gelingen, den Wert eines freien und unabhängigen 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks auch für künfti-
ge Generationen zu bewahren. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland 
ist wertvoll, einzigartig und in unser aller Interesse. 
Gemeinsam haben wir die Chance, seine gesell-
schaftlichen Leistungen und seine mittlerweile 
über Generationen bewährte Funktion für unsere 
Gesellschaft zu sichern und zeitgemäß fortzuent-
wickeln. Dazu wird die ARD ihren Beitrag leisten.

Fazit 

Fazit 6.

54)	Insbesondere Reuters Digital News Report 2016.
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Die nachfolgenden Seiten beinhalten die Beschrei-
bungen der einzelnen ARD-Strukturprojekte. Dabei 
werden zu jedem Strukturprojekt Gegenstand und 
Ziel der Maßnahme, die beteiligten Kooperations-
partner, die Potenzialerwartung sowie der Zeitplan/
das weitere Vorgehen dargestellt.

Darüber hinaus sind noch folgende Hinweise zu be-
achten:

Potenzialerwartungen

Aus den aktuellen Einschätzungen ergibt sich ein 
Einsparvolumen in Höhe von 951 Millionen Euro 
bis 2028. 

Die in diesem Einsparvolumen enthaltenen An-
teile für die Programmverbreitung in Höhe von  
363 Millionen Euro werden nicht bei den Struktur-
projekten ausgewiesen, da die finanziellen Auswir-
kungen für den Zeitraum 2017 bis 2020 bereits in 
den aktualisierten Mittelfristigen Finanzplanun-
gen der ARD-Landesrundfunkanstalten bzw. im  
20. KEF-Bericht berücksichtigt wurden. Diese Ein-
sparungen sind dauerhaft und vermindern inso-
fern auch die Aufwendungen zur Programmver-
breitung in den nachfolgenden Beitragsperioden 
(siehe hierzu auch den Abschnitt „Einsparpoten- 
ziale bei der Programmverbreitung“). 
  
Die weiteren Anteile aus den aktuellen Einschät-
zungen zum Einsparvolumen in Höhe von 588 Mil-
lionen Euro bis 2028 resultieren aus den ARD-Struk-
turprojekten, deren finanzielle Auswirkungen noch 
nicht in den Mittelfristigen Finanzplanungen der  
ARD-Landesrundfunkanstalten bzw. im 20. KEF-Be-
richt enthalten sind. Davon entfallen 311 Millionen 
Euro auf den Zeitraum bis Ende 2024 und 277 Mil-
lionen Euro auf den Zeitraum 2025 bis 2028. Ziel 
ist, dass die finanziellen Auswirkungen aus den 
ARD-Strukturprojekten zum 22. KEF-Bericht ange-
meldet werden können.

Die erwarteten Einsparvolumen sind geschätzt 
und noch nicht nach Bruttoeinsparungen und 
Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die ge-
schätzten  Einsparvolumen (Bruttoeinsparungen 
abzüglich Umsetzungsaufwendungen) werden in 
den nachfolgenden Projektbeschreibungen für den 
Zeitraum bis Ende 2024 und den Zeitraum 2025 bis 
2028 dargestellt. Bei den Strukturprojekten sind 
die Laufzeiten und der Umsetzungsfortschritt un-
terschiedlich. 

Kooperationen zwischen ARD,  
ZDF und Deutschlandradio

Viele der Projekte erfolgen in Kooperation zwi-
schen ARD, ZDF und/oder Deutschlandradio. Die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten waren 
grundsätzlich für alle Themen offen, bei denen 
durch eine Kooperation positive Effekte denkbar 
erschienen. Entscheidungskriterien für oder gegen 
eine Kooperation waren wirtschaftliche Gründe, in-
haltliche Machbarkeit (z. B. Standortbezug), unter- 
schiedliche Ausgangsvoraussetzungen, publizisti-
scher Wettbewerb sowie spezifische strategische/
geschäftspolitische Gründe der einzelnen Rund-
funkanstalten.

Die 20 Strukturprojekte beinhalten insgesamt 18 Ko- 
operationsprojekte. Davon beteiligt sich das ZDF 
an elf Kooperationsprojekten und Deutschlandra-
dio an 15 Kooperationsprojekten. Auf vereinbarte  
Kooperationen zwischen ARD, ZDF und/oder  
Deutschlandradio wird in den Projektbeschreibun-
gen hingewiesen. Um die von der Politik geforderte 
Vergleichbarkeit der Werte zu gewährleisten, wur-
den die Beschreibungen zu den Kooperationspro-
jekten und die Ermittlungen zu den Potenzialer-
wartungen zwischen den Beteiligten abgestimmt. 
Somit werden in den Berichten von ARD, ZDF und 
Deutschlandradio jeweils nur die eigenen Antei-
le zu den Potenzialerwartungen ausgewiesen und 
(sofern erforderlich) durch erläuternde Hinweise 
ergänzt.

Die Strukturprojekte der ARD1.

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD

1.1	 Vorwort und ergänzende Hinweise
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Zentralisierung der  
Rechenzentrumsleistung

Das ZDF plant (auf Basis einer Studie von Ernst & 
Young (EY)) für seine standardisierbare IT die Ausla-
gerung der Rechenzentrumsleistungen. Betrachtet 
wurde hier aus Sicht von EY die auslagerungsfähige 
Standard-IT (Office-Systeme, ERP-Systeme, Dispo-
sitionssysteme, Personalsysteme, Rechtemanage-
mentsysteme).
 
Auch die ARD sieht eine Zentralisierung zukünf-
tig noch benötigter Rechenzentrumsleistung als 
wirtschaftlich sinnvoll an, weshalb die ARD die Zu-
sammenlegung der Rechenzentren und deren Ei-
genbetrieb als ein Ziel verfolgt. Ein Eigenbetrieb 
gewährleistet die Systemhoheit und eine selbstbe-
stimmte Nutzung der IT. Dies hat für die ARD eine 
hohe strategische Bedeutung, da sie nicht nur die 
Standard-IT, sondern auch weite Teile der Produk-
tions-IT anstaltsübergreifend standardisieren und 
konzentrieren möchte. Die Wirtschaftlichkeit eines 
zentralisierten Eigenbetriebs ist im Vergleich zu ei-
nem Fremdbetrieb aus Sicht der ARD gegeben und 
wurde von EY auch bestätigt. Daher sieht die ARD 
derzeit von einer Auslagerung der Rechenzentrums-
leistungen (Fremdbetrieb mit externem Partner) ab. 

Die Zentralisierung der Rechenzentrumsleistung 
wird jedoch nicht als einzelnes ARD-Strukturpro-
jekt dargestellt, da diese inkl. der daraus resultie-
renden Einsparvolumen bereits Bestandteil der 
Strukturprojekte „Archivinfrastruktur MediaData- 
Hub“, „IT-Strategie“ und „Prozessstandardisierung 
Produktion Großereignisse“ ist. 

Einsparpotenziale bei der 
Programmverbreitung

Die Aufwendungen für die Programmverbreitung 
beinhalten im Wesentlichen die terrestrische Aus-
strahlung, die Satellitenausstrahlung und die Ver-
breitung auf IP-Netzen. Entscheidungen hierzu 
haben einen starken und zeitlich nachhaltigen Ein-
fluss auf die Kosten der Programmverbreitung. Ein 
Ausweis im Rahmen der Strukturprojekte erfolgt 
jedoch nicht, da die nachfolgend beschriebenen 
Effekte bereits in den aktualisierten Mittelfristigen 
Finanzplanungen der ARD-Landesrundfunkanstal-
ten (Einsparung bei Distributionsleitungen) bzw. 
im 20. KEF-Bericht (Umstieg von DVB-T auf DVB-T2, 
Abschaltung ASTRA-SD und Einstellung Verbrei-
tung des Ersten über Eutelsat) berücksichtigt wur-
den (siehe auch Abschnitt „Potenzialerwartungen“).
  

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD

Einsparpotenziale bei der Programmverbreitung

EINSPARUNGEN 
BIS 2024 

EINSPARUNGEN 
2025 – 2028 

EINSPARUNGEN 
BIS 2028 

Einsparung bei  
Distributionsleitungen

ab 2017 20 Mio. € 10 Mio. € 30 Mio. €

Einstellung Verbreitung 
des Ersten über Eutelsat

ab 2017 3,1 Mio. € 1,6 Mio. € 4,7 Mio. €

Vorgezogene Abschaltung 
ASTRA-SD

ab 2020 95,4 Mio. € 84,8 Mio. € 180,2 Mio. €

Umstieg von  
DVB-T auf DVB-T2 

ab 2020 82,5 Mio. € 66 Mio. € 148,5 Mio. €

Gesamt 201 Mio. € 162,4 Mio. € 363,4 Mio. €
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Anlagen zum Bericht der ARD

>	 Einsparungen bei Distributionsleitungen
	 Die Kosten für die Distributionsleitungen zur 

Heranführung der Sendesignale an die Sender 
konnten durch die Nutzung neuer technologi-
scher Möglichkeiten und die Aushandlung neuer 
Verträge signifikant reduziert werden. Dies führt 
zu jährlichen Einsparungen in Höhe von rund 
2,5 Millionen Euro ab 2017. 

>	 Einstellung Verbreitung des Ersten 
	 über Eutelsat
	 Die Einstellung der Verbreitung des Ersten über 

das Satellitensystem von Eutelsat erfolgte zum  
31. März 2017. Der mit der Abschaltung verbunde-
ne Reichweitenverlust wird zugunsten der erziel-
baren Kostenreduktion in Kauf genommen. Die 
Kosten beliefen sich auf rd. 0,4 Millionen Euro p. a.

>	 Vorgezogene Abschaltung ASTRA-SD
	 Derzeit werden die meisten Programme der ARD- 

Landesrundfunkanstalten und die kooperierten 
Programme über Satellit sowohl in SD- als auch in 
HD-Qualität verbreitet. Da jedoch die Kosten für 
den Simulcast für die ARD derzeit bei rund 21 Mil-
lionen Euro p. a. liegen, könnte sich die ARD ge-
mäß den Erwartungen der KEF eine Beendigung 
des Simulcast-Betriebes der öffentlich-rechtli-
chen Programmveranstalter zeitlich – trotz aller 
damit verbundenen wettbewerblichen Risiken –  
deutlich vor den privaten Programmveranstaltern 
vorstellen. Denkbar wäre z. B. eine Beendigung 
Mitte 2020.

>	 Umstieg von DVB-T auf DVB-T2
	 Durch den Umstieg von DVB-T auf DVB-T2 wird 

den Beitragszahlern ein signifikanter Mehr-
wert geboten: mehr Programme und diese in 
HD-Qualität. Zusätzlich reduzieren sich die Kos-
ten der Programmverbreitung um ca. 15 Prozent. 
Dies entspricht rund 16,5 Millionen Euro p. a. für 
die ARD ab 2020. 

Umstieg von UKW auf DAB+

Im Vergleich zu UKW bietet DAB+ die Möglichkeit 
der größeren Programmvielfalt sowie besseren 
Klangqualität und lässt sich dabei kostengünstiger 
bei gleichzeitig geringerem Energieverbrauch ver-
breiten. Nach ARD-interner Einschätzung wird er-
wartet, dass die Kosten von DAB+ bei vollständigem 
Netzausbau nach Abschaltung von UKW inflations-
bereinigt auf Ebene der ARD ca. 80 Prozent der Kos-
ten der UKW-Versorgung betragen werden. Für den 
Zeitraum 2017 bis 2020 hat die ARD zum 21. KEF-Be-
richt Verbreitungskosten für UKW von 211,7 Millio-
nen Euro und für DAB+ von 134,6 Millionen Euro an-
gemeldet. Auf dieser Basis ergibt sich ein jährliches 
Einsparpotenzial von 44,2 Millionen Euro.

Um diese Einsparungen zu realisieren, hat bereits 
die KEF festgestellt, dass es zu klaren Festlegungen 
von Bundesregierung, Bundestag und Ländern kom-
men und ein einheitlicher, realistischer Abschalt-
zeitpunkt für UKW für alle Programmveranstalter 
(öffentlich-rechtliche und private) beschlossen 
werden muss. Das jährliche Einsparpotenzial kann 
dann ab diesem festgelegten Abschaltzeitpunkt re-
alisiert werden.

EINSPARUNGEN 
NACH ABSCHALTUNG 

Umstieg von  
UKW auf DAB+ 44,2 Mio. €

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.2	 Archivinfrastruktur MediaDataHub

Ziel ist der Aufbau eines crossmedialen Medienda-
tensystems auf der Plattform einer gemeinsamen 
Archivdatenhaltung aller ARD-Landesrundfunkan-
stalten. Dabei sollen alle verfügbaren Möglichkeiten 
der Automatisierung durch Datenübernahme, Ein-
satz von Mining-Systemen und Linked-Data-Tech-
nologien genutzt werden. Mit der Umsetzung 
werden hohe Einsparpotenziale in den Bereichen 
Redaktion, Dokumentation und Archive sowie in 
der IT erwartet. Sie ergeben sich durch die teilweise 
Automatisierung der Dokumentation, die Recher-
cheunterstützung der Autorinnen und Autoren 
und die damit besseren Nutzungsmöglichkeiten 
des Programmvermögens in den Redaktionen, die 
gemeinsame Entwicklung zukunftsweisender Tech-
nologien und die Abschaltung paralleler Archivsys-
teme in der ARD, wie z. B. ARCHIMEDES. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 21,4 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 23,5 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparun-
gen und Umsetzungsaufwendungen differenziert. 
Die nächsten Schritte beinhalten die beschriebe-
nen Prüfungen einer möglichen Umsetzung und 
eine Konkretisierung der finanziellen Auswirkun-
gen nach der von der KEF festgelegten Systematik. 

Danach erfolgt eine differenzierte Aufgliederung 
nach Bruttoeinsparvolumen, den verschiedenen 
Aufwandsarten sowie Investitionen. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.3	 Archivprozesse  
	 (Pressearchive, -datenbanken, Musikdokumentation)

Ziel des Projektes ist die Zusammenführung der 
Pressedatenbankkooperationen zur Gewährleistung 
der Presseinformation in den ARD-Landesrund-
funkanstalten. Dadurch werden Einsparungen und 
eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit im Bereich 
der technischen Infrastruktur, der IT-Leistungen, 
der Personalaufwände und der Lizenzkosten erwar-
tet. Darüber hinaus soll eine zentrale Stelle für die 
Beschaffung, Ingest1), Dokumentation und Bereit-
stellung von Industrietonträgern E-Musik (Klas-
sik) aufgebaut werden. Durch die Verlagerung von 
mehreren auf eine Stelle sollen finanzielle Aufwen-
dungen minimiert und Workflows von der Beschaf-
fung bis zur filebasierten Bereitstellung optimiert 
werden.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio (bzgl. Pressearchive/ 
-datenbanken Entscheidung Deutschlandradio 2019)

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 4,7 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 6,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparun-
gen und Umsetzungsaufwendungen differenziert. 
Die nächsten Schritte beinhalten die beschriebe-
nen Prüfungen einer möglichen Umsetzung und 
eine Konkretisierung der finanziellen Auswirkun-
gen nach der von der KEF festgelegten Systematik. 

Danach erfolgt eine differenzierte Aufgliederung 
nach Bruttoeinsparvolumen, den verschiedenen 
Aufwandsarten sowie Investitionen. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

1)	 Als Ingest wird das Einspielen von Bild- und Tonmaterial in ein server-basiertes System oder eine Speicherlösung bezeichnet. 
Teilweise wird so aber nicht nur der Vorgang des Einspielens selbst bezeichnet, sondern auch das Signal, das eingespielt wird  
(oftmals auch als „Feed” bezeichnet).

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.4	 Audiofingerprinting GEMA-Meldungen

Ziel des Projektes ist die Einführung einer zentra-
len Fingerprint-Lösung zur automatisierten Musik-
titelerkennung in linear gesendeten Hörfunk- und 
Fernsehprogrammen zur Erstellung von Meldere-
ports an die GEMA/GVL. Aus der weitgehenden 
Automatisierung resultiert eine Verbesserung der  
Quantität und Qualität der Meldungen an die Ver- 
wertungsgesellschaften, mit der auch die Beibe-
haltung des Bonus- und die Vermeidung eines 
Malus-Systems durch die Verwertungsgesellschaf-
ten erreicht werden. Darüber hinaus sollen die 
Meldeprozesse zentralisiert und vereinheitlicht 
werden.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 2,5 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 2,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Hinweis:
Über das angegebene Einsparvolumen hinaus kön-
nen durch die oben beschriebenen Maßnahmen 
Malus-Zahlungen i. H. v. ca. 42,6 Millionen Euro bis 
Ende 2028 vermieden werden.

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparun-
gen und Umsetzungsaufwendungen differenziert. 
Die nächsten Schritte beinhalten die beschriebe-
nen Prüfungen einer möglichen Umsetzung und 
eine Konkretisierung der finanziellen Auswirkun-
gen nach der von der KEF festgelegten Systematik. 

Danach erfolgt eine differenzierte Aufgliederung 
nach Bruttoeinsparvolumen, den verschiedenen 
Aufwandsarten sowie Investitionen. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.5	 Aus- und Fortbildung/Medienakademie

Ziele des Projekts sind die Identifizierung und Rea-
lisierung von Synergiepotenzialen bei der Konzep-
tion, der Umsetzung und der Administration von 
Aus- und Fortbildungsangeboten. Unterstellt wird 
dabei, dass die Schnittmengen der Personalent-
wicklungsbedarfe groß genug sind, dass ein Anbie-
ter für alle Rundfunkanstalten tätig wird. Dafür bie-
tet sich besonders die Gemeinschaftseinrichtung 
„ARD.ZDF medienakademie“ an.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Der Umbau- und Strukturreformprozess muss  
voraussichtlich durch zusätzliche Fortbildungs- 
angebote begleitet werden. Durch die Umsetzung 
des Projekts sollen die daraus zu erwartenden zu-
sätzlichen finanziellen Aufwendungen vollständig 
aufgefangen werden.

Die weitere Umsetzung ist eingeleitet.

 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.6	 Beitragsservice

Ziele des Projekts sind die Prüfung des Aufgaben-
umfangs und der Aufgabenabgrenzung zum Zen-
tralen Beitragsservice sowie der Umsetzung wei-
terer Kooperationsmöglichkeiten der dezentralen 
Beitragsserviceabteilungen der ARD-Landesrund-
funkanstalten, die zu einer weiteren Reduzierung 
von finanziellen Aufwendungen und personellen 
Kapazitäten in den dezentralen Beitragsserviceab-
teilungen führen sollen. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Die Einsparpotenziale werden auf die Empfänger 
der Beitragserträge in dem Verhältnis aufgeteilt, in 
dem ihnen die Beitragserträge zustehen. Auf Basis 
des § 9 Abs. 1 des 16. Rundfunkänderungsstaats-
vertrags liegt dieser Anteil für die ARD bei 69,59 %. 
Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes Ein-
sparvolumen erwartet:

Ausgehend von den bereits reduzierten Ansätzen 
für das Jahr 2020 werden nochmalige Kostensen-
kungen um 10 % angestrebt.

Nach derzeitiger Einschätzung wird danach 
folgendes Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 12,5 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 7,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt. Die nächsten Schritte beinhalten die 
beschriebenen Prüfungen einer möglichen Um-
setzung und eine Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen nach der von der KEF festgelegten 
Systematik. Danach erfolgt eine differenzierte 

Aufgliederung nach Bruttoeinsparvolumen und 
den verschiedenen Aufwandsarten. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.7	 Benchmarking Produktion (Studioproduktion, Smarte Produktion)

Ziele des Projekts sind die Standardisierung und 
Harmonisierung von Produktionsprozessen im 
Bereich Studioproduktion und Smarte Produktion 
zur Erzielung von Einsparpotenzialen. Der Fokus 
des Projekts liegt derzeit auf dem Fernseh-Bereich. 
Durch die Hebung von Synergieeffekten soll die Ef-
fizienz gesteigert werden, ohne die programmliche 
Leistungsfähigkeit zu gefährden. Auf Basis der Er-
fahrungen aus den bisherigen Kooperationen zwi-
schen den Rundfunkanstalten und den derzeit ab-
sehbaren technologischen Entwicklungen sind hier 
neue Möglichkeiten zu erwarten. Erarbeitet werden 
Referenzmodelle, aus denen Einsparpotenziale ab-
geleitet werden können. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 64,0 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 40,4 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Zum Thema „Benchmarking Produktion“ hat die 
ARD bereits im Rahmen der Anmeldung zum 21. 
KEF-Bericht einen Zwischenbericht an die KEF über-
mittelt.

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparun-
gen und Umsetzungsaufwendungen differenziert. 
Die nächsten Schritte beinhalten die beschriebe-
nen Prüfungen einer möglichen Umsetzung und 

eine Konkretisierung der finanziellen Auswirkun-
gen nach der von der KEF festgelegten Systematik. 
Danach erfolgt eine differenzierte Aufgliederung 
nach Bruttoeinsparvolumen, den verschiedenen 
Aufwandsarten sowie Investitionen. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.8	 Einkauf

Ziele des Projekts sind eine gemeinsame Planung 
und Durchführung von Beschaffungen. Dazu wol-
len sich die Rundfunkanstalten auf einheitliche 
(technische) Standards verständigen. Dafür soll 
zum einen eine Kooperation bei Beschaffungen 
grundsätzlich verpflichtend werden. Zum anderen 
soll ein einheitliches Verfahren für Kooperations-
anfragen mit verbindlichen Vorlauffristen und ge-
gebenenfalls ein durch geeignete technische Syste-
me unterstütztes gemeinsames Planungsverfahren 
eingeführt werden. In spezifischen Themenfeldern 
sollen einzelne Rundfunkanstalten im Sinne einer 
Spezialisierung die Federführung für die jeweiligen 
Beschaffungen (sog. Lead-Buyer-Prinzip) überneh-
men. Außerdem sollen die Regularien wie z. B. Be-
schaffungsordnungen, Einkaufsbedingungen har-
monisiert werden. Ferner werden Warengruppen 
definiert, die alle Rundfunkanstalten einheitlich 
verwenden; dies ermöglicht die effektivere Steue-
rung der Beschaffungsvorgänge sowie ein besseres 
Controlling.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 20,3 Mio. Euro bis 25,6 Mio. Euro 
	 bis Ende 2024; 
	 16,3 Mio. Euro von 2025 bis 2028

Hinweis:
Anders als beim ZDF sind bei ARD und Deutsch-
landradio nicht die Einsparungen aus dem Bereich 
IT enthalten. Die Einsparungen aus dem Bereich IT 
sind im Einsparvolumen des Projekts „IT-Struktur“ 
enthalten, das der KEF mit der Anmeldung vom 
28.04.2017 vorgelegt wurde. 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
auf Basis des außerhalb des IT-Bereichs ermittel-
ten tatsächlichen Beschaffungsvolumens der Jahre 
2013 bis 2016 geschätzt und noch nicht nach Brut-
toeinsparungen und Umsetzungsaufwendungen 
differenziert. Die nächsten Schritte beinhalten 
eine Konkretisierung der finanziellen Auswirkun-
gen nach der von der KEF festgelegten Systematik. 

Danach erfolgt eine differenzierte Aufgliederung 
nach Bruttoeinsparvolumen, den verschiedenen 
Aufwandsarten sowie Investitionen. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.9	 IRT/Fraunhofer-Gesellschaft

Ziel des Projekts ist eine langfristige finanzielle Ent-
lastung der heutigen Gesellschafter. Dazu wird die 
Integration des IRT in einen Forschungsverbund an-
gestrebt. Hierbei liegt die Integration in die Fraun-
hofer-Gesellschaft nahe, da deren Ausrichtung im 
Bereich der anwendungsorientierten Forschung 
der Ausrichtung des IRT am nächsten kommt. Au-
ßerdem sind einzelne Fraunhofer-Institute bereits 
in denselben Bereichen wie das IRT tätig, so dass 
sich beidseitige Kompetenzen und nicht zuletzt 
auch das Know-how der Mitarbeiter gegenseitig be-
fruchten und ergänzen könnten.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Bis Ende 2024 werden keine Einsparungen erwartet, 
da die finanzielle Entlastung vor allem aufgrund 
der Gehalts- und Rentenverpflichtungen erst lang-
fristig absehbar ist. Es ist von einem sehr lang- 
samen Abbau auszugehen. Für den Zeitraum 2025 
bis 2028 wird ein Einsparvolumen vorhanden sein. 
Dessen Höhe kann aber derzeit noch nicht benannt 
werden.

Zunächst wird geklärt, ob die Gesellschafter einer 
Veräußerung des IRT zustimmen werden. Darüber 
hinaus wird geklärt, ob und unter welchen finan-
ziellen und strategischen Voraussetzungen die 
Fraunhofer-Gesellschaft Interesse an der Übernah-
me des IRT hat. 

Außerdem ist zu klären, welche Leistungen die 
Rundfunkanstalten zukünftig beim IRT oder ander-
weitig einkaufen müssten. 
 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.10	 IT-Strategie

Ziele dieses Projektes sind es, Kooperationen bzw. 
die gemeinsame Leistungserstellung im IT-Bereich 
wirksam durchzusetzen und positive wirtschaft-
liche Effekte auf der Grundlage der Erhöhung des 
Standardisierungsgrades und gemeinsamer Ein-
kaufsaktivitäten zu erreichen. Zentraler Bestandteil 
der IT-Strategie ist ein aktives und gemeinsames 
Vorgehen der Landesrundfunkanstalten der ARD, 
des Deutschlandradios und der Deutschen Welle. 
Dadurch sollen IT-Kooperationsvorhaben identi-
fiziert und initiiert werden, wobei geprüft wird, 
ob diese durch Beschaffungen am Markt oder Ei-
genfertigung realisiert werden. Die Beschaffungen 
sollen nach dem sog. Lead-Buyer-Modell durchge-
führt werden. Dies bedeutet, dass in spezifischen 
Themenfeldern einzelne Rundfunkanstalten im 
Sinne einer Spezialisierung die Federführung über-
nehmen. Abhängig von Merkmalen wie Komple-
xität, Aufwand etc. legt die IT-Strategie die hierfür 
notwendige Vorhabenstruktur fest. Zur Umsetzung 
der IT-Strategie ist ein grundsätzlicher Paradig-
menwechsel notwendig. Dabei verändert sich die 
Arbeitsweise der Rundfunkanstalten von der Frei-
willigkeit zur Kooperation hin zu einer höheren 
Verbindlichkeit in der Zusammenarbeit. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 72,0 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 54,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Zum Thema „IT-Struktur“, das auch die IT-Strategie 
umfasst, wurde der KEF mit der Anmeldung zum 
21. KEF-Bericht bereits ein quantifiziertes Ergebnis 
übermittelt. Die erwarteten finanziellen Auswir-
kungen sind geschätzt und noch nicht vollständig 
nach der KEF-Systematik differenziert. Die nächs-
ten Schritte beinhalten diese Konkretisierung der 
finanziellen Auswirkungen. Danach erfolgt eine 

differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-
volumen, den verschiedenen Aufwandsarten sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können. 
 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.11	 Korrespondentennetz Infrastruktur 
	 Crossmediale Korrespondentenplätze

Ziel des Projekts ist eine optimierte, zukunftswei-
sende inhaltliche Aufstellung der Studios. Durch 
die neue, crossmediale Ausrichtung bei gleich-
zeitigem Ausbau der digitalen Kompetenzen soll 
der redaktionelle Bedarf effektiver und flexibler 
abgedeckt werden, ohne an journalistischer Qua-
lität und Glaubwürdigkeit zu verlieren. Durch die 
räumliche Zusammenführung der Hörfunk- und 
Fernsehstudios und die Schaffung gemeinsamer 
Verwaltungs-, Technik- und IT-Infrastrukturen 
werden Doppelstrukturen abgebaut. Hierzu gehört 
auch, dass die Berichterstattung für die verschie-
denen Ausspielungswege zukünftig abgestimmt 
erfolgt und Termine nicht mehr doppelt besetzt 
werden.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD:	 2,0 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 2,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt. Die nächsten Schritte beinhalten die 
beschriebenen Prüfungen einer möglichen Um-
setzung und eine Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen nach der von der KEF festgelegten 
Systematik. Danach erfolgt eine differenzierte Auf-

gliederung nach Bruttoeinsparvolumen, den ver-
schiedenen Aufwandsarten sowie Investitionen. 
Die Konkretisierung und Erhebung dieser Werte 
sollen bis zum Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. 
Ziel ist, dass die finanziellen Auswirkungen zum 
22. KEF-Bericht angemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.12	 Optimierung DRA-Standorte

Das DRA mit seinen Standorten in Frankfurt/Main 
und Potsdam-Babelsberg wird bereits seit 2012 
standortübergreifend umstrukturiert, unter ande-
rem verbunden mit einem Abbau von Leitungs-
funktionen und Stellen. Im Zuge der ARD-Struk-
turreform wurde entschieden, darüber hinaus die 
Aufgabenzuordnung und Strukturen an beiden 
Standorten bis zum Jahr 2027 insbesondere durch 
sukzessive Verlagerung der Bestände von Frankfurt 
nach Babelsberg weiter zu optimieren. Die Umset-
zung der Maßnahme soll so erfolgen, dass die Mög-
lichkeit, das DRA in einer daran anschließenden 
längerfristigen Perspektive in Babelsberg zusam-
menzulegen, dadurch nicht beeinträchtigt wird.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 0,6 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 0,6 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 
der finanziellen Auswirkungen nach der von der KEF 
festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine differen-

zierte Aufgliederung nach Bruttoeinsparvolumen, 
den verschiedenen Aufwandsarten sowie Investi-
tionen. Die Konkretisierung und Erhebung dieser 
Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abgeschlossen 
sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswirkungen zum  
22. KEF-Bericht angemeldet werden können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.13	 Plattform für digitale Produkte

Ziel des Projekts ist eine für alle ARD-Angebote 
gemeinsame technische Infrastruktur mit einem 
gültigen personalisierten Nutzerzugang. Damit 
können die vielfältigen in der ARD produzierten In-
halte besser erschlossen werden. Hauptmerkmale 
dieses Systems sind eine übergreifende Login-Kom-
ponente (ARD-ID), um intelligente Empfehlungs- 
und Suchfunktionen anbieten zu können, sowie 
eine gemeinsame Metadaten- und Nutzungsdaten-
speicherung. Die künftige ARD Mediathek und wei-
tere digitale Produkte werden mit den neuen und 
zeitgemäßen Funktionalitäten fortentwickelt. Dies 
wird die Attraktivität für die Nutzerinnen und Nut-
zer weiter steigern.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD-Landesrundfunkanstalten

Potenzialerwartung

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Effizienz-
projekt. Die gemeinschaftlichen digitalen Produkte 
bauen darauf auf, und auch die einzelnen Landes-
rundfunkanstalten können sie für eigene Produkte 
nutzen. Damit wird der Aufwand für die Entwick-
lung digitaler Angebote reduziert.

Im März 2017 haben sich die Intendantinnen und 
Intendanten auf die Umsetzung der gemeinsamen 
technischen Infrastruktur verständigt. Das System 
trägt den Namen ARD User Service Engine (ARD 
USE). Der Start der Plattform wird im Winter 2017/ 
2018 mit der ARD Mediathek erfolgen. Danach wird 
die Plattform kontinuierlich weiterentwickelt und 
es werden sukzessive digitale Produkte der ARD an-
geschlossen. 

So entsteht auf dieser Basis etwa eine ARD-Audio-
thek-App, die die Wortangebote der ARD im Radio 
bündeln wird. Darüber hinaus ist vorgesehen, die 
derzeit in Konzeption befindliche Mediathek spe-
ziell für Kinder von ARD, ZDF und KiKA perspek-
tivisch an die Funktionalitäten der ARD USE anzu-
binden.

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.14	 Prozessstandardisierung Produktion Großereignisse

Ziel des Projekts ist die Weiterentwicklung zur Stan-
dardisierung und Harmonisierung von multimedi-
alen Produktionskonzepten und -prozessen. Dazu 
sollen die Produktionen von Großevents (Sport, 
Wahlen etc.) analysiert werden. Im Ergebnis soll die 
Effizienz der Workflows und Konzepte, insbeson-
dere für Sportgroßereignisse, erhöht werden. Dar-
über hinaus soll die bereits erfolgreich praktizierte 
Zusammenarbeit von ARD und ZDF bei Großereig-
nissen mit vermehrtem Einsatz smarter Produkti-
onstechnologien wie z. B. Remote- und Centralized- 
Produktionskonzepte2) fortgeführt werden. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und ZDF

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 25,0 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 5,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind 
geschätzt. Die nächsten Schritte beinhalten eine 
Konkretisierung der finanziellen Auswirkungen 
nach der von der KEF festgelegten Systematik. 
Danach erfolgt eine differenzierte Aufgliederung 
nach Bruttoeinsparvolumen, den verschiedenen 

Aufwandsarten sowie Investitionen. Die Konkreti-
sierung und Erhebung dieser Werte sollen bis zum 
Frühjahr 2019 abgeschlossen sein. Ziel ist, dass die 
finanziellen Auswirkungen zum 22. KEF-Bericht an-
gemeldet werden können. 
 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

2) Siehe ARD-Bericht, Fußnote 40.

Anlage 1: 
Die Strukturprojekte der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.15	 SAP Prozessharmonisierung

Ziele des Projekts sind die Konsolidierung, Har-
monisierung und Standardisierung der durch SAP 
unterstützten betriebswirtschaftlichen Geschäfts-
prozesse und die Etablierung einer SAP-Enterpri-
se-Architektur für die ARD-Landesrundfunkanstal-
ten, Deutschlandradio und Deutsche Welle mit dem 
IVZ als wirtschaftlich marktfähigem und zentralen 
IT-Steuerer bzw. IT-Dienstleister für SAP-Dienste. 
Im Ergebnis des Projekts wird eine moderne 
SAP-S/4HANA-Systemlandschaft mit zu 90 Prozent 
einheitlichen und zu 70 Prozent am SAP-Best-Prac-
tices-Standard ausgerichteten betriebswirtschaft-
lichen Geschäftsprozessen und SAP-Systemen etab-
liert. Damit sollen einerseits die Voraussetzungen 
für zentrale Shared Services für betriebswirtschaft-
liche Prozesse geschaffen werden. Andererseits wird 
eine Effizienzsteigerung des SAP-Systembetriebs 
von über 50 Prozent durch Standardisierung, Auto-
matisierung sowie Nutzung von Verbund- und Ska-
leneffekten angestrebt.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 25,5 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 47,2 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die ARD hat im Rahmen der Anmeldung zum  
21. KEF-Bericht einen Zwischenbericht zum Thema 
„IT-Struktur“ an die KEF übermittelt, der auch auf 
die SAP-Prozessharmonisierung eingeht.

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 

der finanziellen Auswirkungen nach der von der 
KEF festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine 
differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-
volumen, den verschiedenen Aufwandsarten sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können.  

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.16	 Sendeabwicklung Hörfunk-/Fernsehschalträume/
	 Sternpunkt/POC/Leitungsbüro

Ziel des Projekts ist kurz-/mittelfristig die Kon-
zentration der Sendeabwicklungen für die dritten 
Fernsehprogramme in den Kooperationsgruppen. 
Darüber hinaus sollen weitere Synergiepotenziale 
gehoben werden z. B. durch Bündelung der Sen-
deabwicklungen der Digitalkanäle, Fusionierung 
der Hörfunk-/Fernsehschalträume in den Koope-
rationsgruppen, Berücksichtigung neuer techno-
logischer Anforderungen von Programmseite (z. B. 
Eventstreaming), Definition des zukünftigen Port-
folios von Sternpunkt/POC/Leitungsbüro, Standar-
disierung und Harmonisierung von Prozessen und 
Technologien und Entwicklung eines „Referenzmo-
dells“. Durch die Umsetzung der Maßnahmen wer-
den signifikante Einsparpotenziale gehoben.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und ZDF

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 32,0 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 32,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 
der finanziellen Auswirkungen nach der von der 
KEF festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine 
differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-

volumen, den verschiedenen Aufwandsarten  sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können. 
 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.17	 Sendernetzbetrieb

Ziel des Projekts ist die Senkung des Personalauf-
wands der Sendernetzbetriebe der Landesrund-
funkanstalten in der Betreuung der Sendeanlagen 
durch übergreifende Zusammenarbeit und damit 
einhergehend moderate Senkung der Verfügbar-
keit. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD-Landesrundfunkanstalten

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 5,6 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 12,4 Mio. Euro von 2025 bis 2028

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 
der finanziellen Auswirkungen nach der von der 
KEF festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine 
differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-

volumen, den verschiedenen Aufwandsarten sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.18	 Service Desk

Ziel des Projekts ist der Aufbau eines zentralen 
Service Desk für alle ARD-Landesrundfunkanstal-
ten, Deutschlandradio und die Deutsche Welle. 
Durch die Bündelung der bisher anstaltsindividuell  
organisierten Entstör- und Supportprozesse in einem  
zentral betriebenen Service Desk werden die Wirt-
schaftlichkeit erhöht und Einsparpotenziale geho-
ben. Die Anstalten werden zudem motiviert, die 
bislang unterschiedlichen Systemlandschaften und  
eingesetzten Tools mittelfristig zu vereinheitli-
chen.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 14,8 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 24,0 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die ARD hat im Rahmen der Anmeldung zum 21. 
KEF-Bericht einen Zwischenbericht zum Thema 
„IT-Struktur“ an die KEF übermittelt, der auch auf 
den Service Desk eingeht.

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 

der finanziellen Auswirkungen nach der von der 
KEF festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine 
differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-
volumen, den verschiedenen Aufwandsarten sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen

Anlage 1: 
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.19	 Strukturoptimierung Versorgungs-/Pensionskassen

Ziel ist die Zusammenführung von Strukturen der 
drei ARD-Versorgungskassen (Baden-Badener Pen-
sionskasse, Pensionskasse Rundfunk, Versorgungs-
kasse Radio Bremen) sowie der ZDF-Pensionskasse, 
um dadurch Synergieeffekte zu erschließen. Darü-
ber hinaus haben es die Versorgungskassen – wie 
alle betrieblichen Pensionssysteme – in der aktu-
ellen Niedrigzinsphase und angesichts der biome-
trischen Entwicklung (veränderte Sterblichkeit) mit 
erheblichen Kostensteigerungen und operativen 
Risiken zu tun, die in größeren Organisationsein-
heiten voraussichtlich besser bewältigt werden 
können.

Kooperation

ARD, ZDF und Deutschlandradio

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Potenzialerwartung

Ein externer Gutachter hat im Auftrag der ARD, des 
ZDF und des Deutschlandradios die Strukturen der 
Pensionskassen überprüft. Dabei stand die Entwick-
lung von Modellen für mögliche Kooperationen oder 
Integrationen im Vordergrund. Die Ergebnisse des 
externen Gutachtens haben gezeigt, dass Synergie-
effekte insbesondere mit einem sog. Gesamtkoope-
rationsmodell gehoben werden können, ohne dass 
die Versorgungskassen dabei ihre Eigenständigkeit 
aufgeben müssen. Eine andere Modellvariante ist das 
sog. Arbeitsgemeinschaftsmodell. Da mit der Um-
setzung des Arbeitsgemeinschaftsmodells jedoch 
geringere Einsparungen zu erwarten sind, wird die 
ARD die Zusammenarbeit in einer eingetragenen Ge-
nossenschaft im Rahmen des Gesamtkooperations-
modells prüfen. Dabei ist auch von Bedeutung, dass 
die BaFin das Gesamtkooperationsmodell in anderen 
Fällen bereits genehmigt hat. Da allerdings noch eine 
Vielzahl offener Fragen besteht, können zum jetzi-
gen Zeitpunkt noch keine Aussagen zu den zu erwar-
tenden Einsparungen getroffen werden. Zu berück-
sichtigen ist außerdem, dass durch die Einführung 
z. B. von gemeinsamen, einheitlichen IT-Plattformen 
der Pensionskassen u. U. erst einmal ein zusätzlicher 
Aufwand erforderlich wird, bevor mittel- bis langfris-
tig nennenswerte Synergieeffekte eintreten. 

ARD: 	 Das Einsparvolumen wird derzeit 
	 noch ermittelt.

Im nächsten Schritt werden im Oktober 2017 die 
Ergebnisse der Studie einem erweiterten Kreis 
aus Fachleuten vorgestellt und die weitere Vorge-
hensweise festgelegt. Erst anschließend kann vor-
aussichtlich eine Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen nach der von der KEF festgelegten 
Systematik erfolgen, um danach eine differenzier-

te Aufgliederung nach Bruttoeinsparvolumen, den 
verschiedenen Aufwandsarten sowie Investitionen 
vorzunehmen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, die finanziellen Auswirkun-
gen zum 22. KEF-Bericht anzumelden.  

Zeitplan/weiteres Vorgehen
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.20	 Verkehrsfunk

Ziel des Projekts ist die Optimierung der Datener-
hebung und -nutzung bei Verkehrs- und Mobilitäts-
informationen durch den Ausbau von Vernetzung 
und Kooperationen der Verkehrsfunkredaktionen 
der ARD-Landesrundfunkanstalten. Zudem soll die 
Qualität der Quellen (extern und intern) verbessert, 
Synergien bei Datenerhebung, -austausch sowie 
-bewertung sollen gehoben und die Abstimmung 
der Verkehrsredaktionen und IT-Bereiche bei der 
Weiterentwicklung von Verkehrsfunksystemen und 
Datenbanken unter Berücksichtigung der techni-
schen Entwicklungen in der Verkehrstelematik soll 
weiter intensiviert werden. 

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und Deutschlandradio

Potenzialerwartung

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen erwartet:
ARD: 	 0,6 Mio. Euro bis 1,6 Mio. Euro 
	 bis Ende 2024; 
	 2,5 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 
der finanziellen Auswirkungen nach der von der 
KEF festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine 
differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-

volumen, den verschiedenen Aufwandsarten sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können. 
 

Zeitplan/weiteres Vorgehen
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Anlagen zum Bericht der ARD

1.21	 Verlagerung MiMa nach Berlin

Ziel dieses Projekts ist die Verlagerung des Mittags-
magazins nach Berlin, so dass die daraus resultie-
renden Synergien von ARD und ZDF genutzt wer-
den können. Das ZDF wird die Produktionsfläche 
(ZDF-Hauptstadtstudio) und die ARD (d. h. rbb) Mit- 
arbeiterkapazitäten zur Verfügung stellen.

Gegenstand und Ziel der Maßnahme Kooperation

ARD und ZDF

Potenzialerwartung

Das ab dem 1. Januar 2018 vom rbb verantwortete 
ARD-Mittagsmagazin wird innerhalb der ARD auch 
weiterhin nicht umlagefinanziert. Der rbb trägt wie 
bisher der BR die Kosten für die Produktion des Sen-
deformats allein. Gleichwohl ergeben sich bei der 
gemeinsamen Produktion der ARD- und ZDF-Aus-
gaben der Mittagsmagazine in Berlin nennenswerte 
Wirtschaftlichkeitseffekte. 

Nach derzeitiger Einschätzung wird folgendes 
Einsparvolumen  erwartet:
ARD: 	 0,7 Mio. Euro bis Ende 2024; 
	 1,8 Mio. Euro von 2025 bis 2028 

Die erwarteten finanziellen Auswirkungen sind ge-
schätzt und noch nicht nach Bruttoeinsparungen 
und Umsetzungsaufwendungen differenziert. Die 
nächsten Schritte beinhalten eine Konkretisierung 
der finanziellen Auswirkungen nach der von der 
KEF festgelegten Systematik. Danach erfolgt eine 
differenzierte Aufgliederung nach Bruttoeinspar-

volumen, den verschiedenen Aufwandsarten sowie 
Investitionen. Die Konkretisierung und Erhebung 
dieser Werte sollen bis zum Frühjahr 2019 abge-
schlossen sein. Ziel ist, dass die finanziellen Auswir-
kungen zum 22. KEF-Bericht angemeldet werden 
können. 

Zeitplan/weiteres Vorgehen
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Anlagen zum Bericht der ARD
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Anlagen zum Bericht der ARD

Die ARD-Landesrundfunkanstalten erzielten im ab-
gelaufenen Jahr 2016 in Summe Gesamterträge in 
Höhe von 6.572,2 Millionen Euro.
Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten fi-
nanzieren sich dabei hauptsächlich aus dem Rund-
funkbeitrag. Hinzu kommen Erträge aus Werbung 
und Sponsoring sowie sonstige Erträge (z. B. Pro-
grammverwertungen, Kostenerstattungen und Fi-
nanzerträge). 

Die Erträge teilen sich wie folgt auf:

Rundfunkbeitrag 85 %

Werbung und Sponsoring 6 %

sonstige Erträge  9 %

Die einzelnen Ertragsbestandteile werden nachfol-
gend näher dargestellt: 

Struktur Rundfunkbeitrag: 
Entwicklung der Einnahmen/Erträge

2.1	 Beitragserträge

Die Beitragserträge sind die Hauptfinanzierungs-
quelle der ARD-Landesrundfunkanstalten. Sie be-
liefen sich im Jahr 2016 für die ARD inklusive der 
Rückflüsse von den Landesmedienanstalten auf ins-
gesamt 5.614,9 Millionen Euro.

Der monatliche Rundfunkbeitrag in Höhe von  
17,50 Euro hat sich im Jahr 2016 entsprechend der 
Regelungen im 16. Rundfunkänderungsstaatsver-
trag folgendermaßen auf ARD, ZDF, Deutschland- 
radio sowie die Landesmedienanstalten verteilt:

monatl. Rundfunkbeitrag	 100,0000 % 17,50 € 

davon Landesmedienanstalten	 1,8989 % 0,33 € 

Saldo	 98,1011 % 17,17 € 

davon ARD	 72,0454 % 12,37 € 

davon ZDF	 25,1813 % 4,32 € 

davon Deutschlandradio	 2,7733 % 0,48 € 

Ab 1. Januar 2017 gilt entsprechend dem 20. Rund-
funkänderungsstaatsvertrag folgende Aufteilung:

monatl. Rundfunkbeitrag	 100,0000 % 17,50 € 

davon Landesmedienanstalten	 1,8989 % 0,33 € 

Saldo	 98,1011 % 17,17 € 

davon ARD	 71,7068 % 12,31 € 

davon ZDF	 25,3792 % 4,36 € 

davon Deutschlandradio	 2,9140 % 0,50 € 

In den Jahren nach 2009, dem Jahr der letzten Ge-
bührenerhöhung, waren die Erträge aus Rundfunk-
gebühren bis 2012 kontinuierlich gesunken, bevor 
2013 mit Einführung des geräteunabhängigen 
Rundfunkbeitrags wieder ein Anstieg erfolgte. Die 
verbesserte Einnahmesituation ermöglichte eine 
Beitragssenkung zum 1. April 2015 von 17,98 Euro 
auf 17,50 Euro. Der Anstieg der Beitragserträge ab 
2013 ist im Wesentlichen auf die Direktanmeldung 
von Beitragskonten im Zuge des Meldedatenab-
gleichs 2013/2014 zurückzuführen. 

Zur Stabilisierung dieser Einnahmesituation befür-
wortet die ARD einen weiteren Meldedatenabgleich, 
um einer Erosion des Rundfunkteilnehmerbestandes 
im Sinne der Beitragsgerechtigkeit entgegenzuwir-
ken.

2.
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2017 2018 2019 2020

ARD 5.558,2 Mio. € 5.560,9 Mio. € 5.564,1 Mio. € 5.567,5 Mio. €

Deutschlandradio 225,6 Mio. € 225,7 Mio. € 225,8 Mio. € 225,9 Mio. €

ZDF 1.966,7 Mio. € 1.967,7 Mio. € 1.968,8 Mio. € 1.970,0 Mio. €

Landesmedienanstalten 150,0 Mio. € 150,1 Mio. € 150,2 Mio. € 150,3 Mio. €

Andere Erträge 96,2 Mio. € 96,2 Mio. € 96,2 Mio. € 96,2 Mio. €

Summe 7.996,7 Mio. € 8.000,5 Mio. € 8.005,1 Mio. € 8.010,0 Mio. €

2013 2014 2015 2016

ARD 5.433,1 Mio. € 5.871,5 Mio. € 5.681,5 Mio. € 5.570,8 Mio. €

Deutschlandradio 195,4 Mio. € 211,1 Mio. € 215,2 Mio. € 214,2 Mio. €

ZDF 1.852,4 Mio. € 1.999,5 Mio. € 1.975,2 Mio. € 1.947,1 Mio. €

Landesmedienanstalten 144,8 Mio. € 156,4 Mio. € 152,4 Mio. € 149,7 Mio. €

Andere Erträge3) 55,6 Mio. € 85,7 Mio. € 107,1 Mio. € 96,4 Mio. €

Summe 7.681,2 Mio. € 8.324,3 Mio. € 8.131,3 Mio. € 7.978,0 Mio. €

Ist-Entwicklung Rundfunkbeiträge	

Geplante Entwicklung Rundfunkbeiträge	

Für den Zeitraum 2013 bis 2016 hat die ARD Beitrags-
erträge in Höhe von durchschnittlich 5.639 Millionen 
Euro pro Jahr erzielt. Für den Zeitraum 2017 bis 2020 
ergeben die aktuellen Planungen für die ARD gerin-
gere Beitragserträge in Höhe von durchschnittlich 
5.563 Millionen Euro pro Jahr.

Entsprechend einer Vorgabe der KEF in ihrem 19. Be-
richt durften die Rundfunkanstalten die in den Jah-
ren 2013 bis 2016 über den von der KEF festgestellten 
Finanzbedarf hinausgehenden Beitragserträge nicht 

verwenden, diese wurden einer Beitragsrücklage zu-
geführt. Diese Beitragsrücklage der Landesrundfunk-
anstalten der ARD belief sich per 31. Dezember 2016 
auf einen Betrag in Höhe von 1.115,3 Millionen Euro, 
der allerdings noch nicht vollständig zugeflossen 
ist. Die Beitragsrücklage wird in der Beitragspe-
riode 2017 bis 2020 vollständig zur Deckung des  
Finanzbedarfs der ARD-Landesrundfunkanstalten  
herangezogen. Nur dadurch konnte ein Anstieg 
des monatlichen Rundfunkbeitrags 2017 bis 2020 
vermieden werden. 

Entsprechend der Beitragsertragsplanung des Zentralen Beitragsservice vom 6. März 2017 wird für die 
Jahre 2017 bis 2020 folgende Entwicklung der Beitragserträge erwartet.

3)	 Bei den „Anderen Erträgen“ handelt es sich im Wesentlichen um erstattete Mahngebühren und Vollstreckungskosten.
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Im 20. KEF-Bericht hat die KEF für die ARD-Lan-
desrundfunkanstalten in der Beitragsperiode 2017 
bis 2020 einen Überschuss in Höhe von 378,0 Mil-
lionen Euro ermittelt. Die Länder sind der Emp-
fehlung der KEF zu einer Beitragssenkung auf  
17,20 Euro nicht gefolgt. Stattdessen wird von den 
Rundfunkanstalten ab 2017 eine neue Beitragsrück-
lage gebildet. Von jedem vollen Monatsbeitrag wer-
den 0,30 Euro (ohne den darin enthaltenen Anteil 
der Landesmedienanstalten von 1,8989 Prozent) 
und von jedem Drittelbeitrag 0,10 Euro (ohne den 

darin enthaltenen Anteil der Landesmedienanstal-
ten von 1,8989 Prozent) eingestellt. Diese Beitrags-
rücklage soll in der Beitragsperiode 2021 bis 2024 
zur Deckung des Finanzbedarfs herangezogen 
werden.

Während das Beitragsaufkommen landesweit in 
Summe den Bedarf des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks ausreichend abdeckt, gestaltet sich das 
regionale Aufkommen deutlich unterschiedlich.
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2.2	 Erträge aus Werbung und Sponsoring

Neben den Beitragserträgen tragen insbesondere 
auch die Werbe- und Sponsoring-Erträge zur Finan-
zierung und Erfüllung des Programmauftrags der 
ARD-Landesrundfunkanstalten bei. 

Die ARD erzielte im Jahr 2016 Werbeerträge gemäß 
KEF-Definition in Höhe von 108,5 Millionen Euro 
und Sponsoring-Erträge in Höhe von 29,3 Millio-
nen Euro. Die Werbeumsätze und Teile der Sponso-
ring-Umsätze werden von den Werbegesellschaften 
der ARD-Landesrundfunkanstalten eingenommen. 
Die Rundfunkanstalten selbst verbuchen die Ein-
nahmen in Form von Kostenverrechnungen und 
Gewinnausschüttungen.

Aus den Werbeumsätzen finanzieren die Werbe-
gesellschaften selbst erhebliche Anteile des Wer-
berahmenprogramms. Insofern lassen sich die Vor-
teile, die sich für die Landesrundfunkanstalten der 
ARD aus der Werbung ergeben, nicht nur aus den 
Werbeerträgen bestimmen. 

Der nationale Werbemarkt verzeichnete 2016 ein 
Umsatzwachstum von 4,9 Prozent (brutto). Das Me-
dium Fernsehen weist gegenüber dem Vorjahr ein 
Umsatzplus von 6,8 Prozent aus. Das ARD-Fernse-
hen folgt diesem Trend und verzeichnet Umsatzstei-
gerungen von 7,2 Prozent (inklusive Sponsoring). Ein 
anderes Bild zeigt sich bei der Gattung Radio, dessen 
Werbeumsätze um insgesamt 8,9 Prozent wachsen. 
Die ARD kann bei der Hörfunkwerbung lediglich 
eine Steigerung von 2,3 Prozent ausweisen. 

Die KEF hat in einem 2014 veröffentlichten Sonder-
bericht zum „Verzicht auf Werbung und Sponsoring 
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk“ ermittelt, wie 
sich ein vollständiger Entfall von Werbung und 
Sponsoring auf die Höhe des Rundfunkbeitrages 
auswirken würde. Mit dem 20. Bericht hat die KEF 
eine Aktualisierung der Berechnungen aus dem 
Sonderbericht vorgenommen. 

Demzufolge wäre in der Beitragsperiode 2013 bis 
2016 für die ARD ein Kompensationsbetrag von 
0,81 Euro notwendig gewesen. Von diesem Betrag 
entfallen 0,75 Euro auf die Werbung und 0,06 Euro 
auf das Sponsoring. Diese Auswirkungen der Wer-
bung und des Sponsorings differieren jedoch stark 
zwischen den einzelnen Rundfunkanstalten; die 
KEF hat hier eine Spannweite von 3,8 Prozent bis 
11,7 Prozent festgestellt. Insgesamt ist darauf hin-
zuweisen, dass die Einnahmen aus Werbung und 
Sponsoring dazu beitragen, die Höhe des monat-
lichen Rundfunkbeitrags sozial verträglich zu ge-
stalten.

Der Landtag in Nordrhein-Westfalen hat am  
27. Januar 2016 eine Novellierung des WDR-Ge-
setzes verabschiedet. Der WDR muss demnach ab 
2017 die zulässigen Werbezeiten im Radio drastisch 
reduzieren. Ab 2017 darf Hörfunkwerbung im Jah-
resdurchschnitt nur noch 75 Minuten statt wie bis-
lang 90 Minuten pro Tag gesendet werden, und die 
Ausstrahlung ist auf zwei Programme begrenzt. Ab 
2019 wird dieser Wert auf 60 Minuten täglich im 
Monatsdurchschnitt in nur noch einem Programm 
sinken. Diese Monatsdurchschnittsregelung ist ab- 
weichend von der jetzigen NDR-Regelung eine wei-
tere Verschlechterung, weil es im Gegensatz zum 
üblichen Jahresdurchschnitt den Ausgleich von 
Nachfrageschwankungen in werbestarken und 
-schwächeren Monaten massiv erschwert. Die ein-
seitige Verknappung im bevölkerungsreichsten 
Bundesland hat wegen der überregionalen Zusam-
menarbeit bei der bundesweiten Vermarktung von 
Hörfunkwerbung in Kombi-Paketen auch Auswir-
kungen auf die anderen Landesrundfunkanstalten.  
Zur Kompensation der sich aus der Werbezeiten- 
reduzierung ergebenden Mindererträge hat die 
ARD zum 21. KEF-Bericht rund 80,9 Millionen Euro 
Finanzbedarf für den Zeitraum 2017 bis 2020 ange-
meldet.
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Aus Sicht der ARD-Landesrundfunkanstalten  
sollten keine weiteren Veränderungen der ge-
setzlichen Regelungen zu Werbung und Sponso-
ring vorgenommen werden. Die durch Werbung 
erzielten Einnahmen ermöglichen es der ARD 
nach wie vor, die Höhe des angemeldeten unge-
deckten Finanzbedarfs zu reduzieren.

Eine Änderung der Teilnahme der öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten am Werbemarkt hat aber 
auch Auswirkungen auf die Wettbewerbssituation 
und die werbetreibende Wirtschaft in Deutschland 
insgesamt, da ARD und ZDF eine alternative Werbe-
plattform zu den kommerziellen Anbietern darstel-
len.

2.3	 Sonstige Erträge

Neben den Beitragserträgen und den Erträgen aus 
Werbung und Sponsoring erzielten die ARD-Lan-
desrundfunkanstalten 2016 noch sonstige Erträge 
in Höhe von 819,5 Millionen Euro. Hierbei handelt 
es sich im Wesentlichen um die nachfolgend darge-
stellten Erträge:

Die Finanzerträge der Landesrundfunkanstalten be-
trugen im Jahr 2016 insgesamt 137,4 Millionen Euro.

Daneben erzielten die Landesrundfunkanstalten im 
Jahr 2016 sonstige betriebliche Erträge in Höhe von 
rund 563,8 Millionen Euro. Hierin sind unter ande-
rem Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen, 
Erträge aus Programmverwertungen und Lizenzen, 
Erträge aus Koproduktionen und Kofinanzierungen 
enthalten.

Die Erträge der Landesrundfunkanstalten aus Kos-
tenerstattungen beliefen sich im Jahr 2016 auf 
108,3 Millionen Euro.

Darüber hinaus erzielten die ARD-Landesrundfunk-
anstalten 2016 Beteiligungserträge vor Steuern in 
Höhe von 10,3 Millionen Euro, wovon 2,7 Millionen 
Euro auf Beteiligungserträge der Werbetöchter ent-
fielen, 4,1 Millionen Euro auf Beteiligungserträge 
der ARD-Landesrundfunkanstalten und 3,5 Millio-
nen Euro auf das Ergebnis der anderen Geschäfts-
felder der Werbegesellschaften.

Des Weiteren erhalten RB und SR Erträge aus dem 
Finanzausgleich und RB aus der Strukturhilfe. Die-
sen Erträgen stehen jedoch im gleichen Umfang 
Aufwendungen der anderen ARD-Landesrundfunk-
anstalten gegenüber. Diese Erträge werden in der 
obigen Darstellung nicht berücksichtigt.
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2.4	 Fazit

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten fi-
nanzieren sich zu rund 85 Prozent aus dem Rund-
funkbeitrag. Dieser stellt somit die wichtigste Ein-
nahmequelle dar. Der monatliche Rundfunkbeitrag 
von derzeit 17,50 Euro kann bis 2020 stabil bleiben, 
da im Zeitraum 2017 bis 2020 die angesparten Gelder 
aus der Beitragsrücklage 2013 bis 2016 zur Deckung 
des Finanzbedarfs herangezogen werden können. 
Die ARD befürwortet die Etablierung eines weiteren 
Meldedatenabgleichs, um eine Stabilisierung der 
Einnahmesituation und Beitragsgerechtigkeit zu 
gewährleisten.

Neben den Beitragserträgen finanziert sich die ARD 
zu rund sechs Prozent aus Erträgen aus Werbung 

und Sponsoring. Aus Sicht der ARD-Landesrund-
funkanstalten sollten keine weiteren Einschrän-
kungen der gesetzlichen Regelungen zu Werbung 
und Sponsoring vorgenommen werden. Die durch 
Werbung erzielten Einnahmen ermöglichen es der 
ARD nach wie vor, die Höhe des angemeldeten un-
gedeckten Finanzbedarfs zu reduzieren. 

Neben den Erträgen aus Rundfunkbeiträgen und 
den Erträgen aus Werbung und Sponsoring erzielt 
die ARD noch sonstige Erträge. Gemessen an der 
Summe aller Erträge der ARD sind das rund neun 
Prozent. Diese Einnahmen ermöglichen es der ARD, 
die Höhe des ungedeckten Finanzbedarfs und somit 
des monatlichen Rundfunkbeitrags zu mindern.
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3.1	 Ausgangslage

Die Staatskanzlei Rheinland-Pfalz hat mit Schrei-
ben vom 25. Juli 2016 an die Rundfunkanstalten 
sieben Reformfelder definiert, zu denen die Rund-
funkanstalten Vorschläge übermitteln sollen. Auf 
das Reformfeld „KEF-Verfahren modernisieren“ 
wird gemäß den Anforderungen der Länder nach-
folgend eingegangen.

Das im I. Abschnitt des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrags geregelte Verfahren der Finanzbe-
darfsfeststellung für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk in Deutschland besteht aus drei Stufen:

>	 Erste Stufe
	 Bedarfsanmeldung durch die Rundfunkanstal-

ten (§ 1 RFinStV)

>	 Zweite Stufe 
	 Prüfung der Bedarfsanmeldung durch die Kom-

mission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der 
Rundfunkanstalten (KEF) und Empfehlung zur 
künftigen Höhe und Aufteitung des Rundfunk-
beitrags (§§ 3ff. RFinStV) und parallele Informati-
on der Landesparlamente (§ 5a RFinStV)

>	 Dritte Stufe
	 Entscheidung der Landesregierungen und der 

Landesparlamente über den Beitragsvorschlag 
der KEF (§ 7 RFinStV)

In ihrem im November 2016 vorgelegten Grund-
satzpapier „Auftrag und Strukturoptimierung 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten in Zeiten 
der Digitalisierung“ hat die ARD erste Vorschlä-
ge zur Modernisierung des Beitragsfestsetzungs-
verfahrens vorgelegt. Ziel dieser Überlegungen 
war, die unbestreitbaren Stärken einer staats-
fernen Begutachtung des Finanzbedarfs zu be-
wahren und zugleich das derzeit gültige Verfah-
ren zum Rundfunkbeitrag weiterzuentwickeln.  
Aufbauend auf diesen ersten Überlegungen vom 
November 2016 unterbreitet die ARD folgende Re-
formvorschläge:

3. Verfahren zur Beitragsfestsetzung 
weiterentwickeln: Reformüberlegungen 
zu den Verfahrensstufen

Anlage 3: 
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3.2	 Erste Verfahrensstufe: Ein auf zwölf Jahre angelegter 
	 Entwicklungsplan mit Fortschrittsbericht

Was soll bleiben

>	 Wie bisher melden die Rundfunkanstalten zum 
Ende einer Beitragsperiode (also z. B. zum 30. April 
2019 für die Beitragsperiode 2021 bis 2024) ihren 
Finanzbedarf an.

Was soll sich ändern

>	 Ergänzt wird diese auf vier Jahre angelegte Be- 
darfsanmeldung um einen auf zwölf Jahre ange-
legten Entwicklungsplan, in dem die Rundfunk-
anstalten gegenüber der KEF und den Landes-
parlamenten ihr mittelfristiges Umbauszenario 
zur Erhöhung ihrer Akzeptanz, ihre Relevanz in  
der digitalen Mediengesellschaft, ihren verant-
wortungvollen Umgang mit Beitragsgeldern und 
die Entwicklung einer Beitragsrücklage transpa-
rent und überprüfbar darstellen.

>	 Dieser Entwicklungsplan wird alle vier Jahre 
fortgeschrieben. Zwei Jahre nach der Vorlage 
des Entwicklungsplans wird der KEF und den 
Landesparlamenten ein Fortschrittsbericht zur 
Umsetzung der im Entwicklungsbericht geplan-
ten Maßnahmen vorgelegt. Der Fortschrittsbe-
richt ersetzt die Anmeldung der Rundfunkan-
stalten zum Zwischenbericht der KEF.

Begründung

Nach § 1 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag mel-
den die Rundfunkanstalten im Abstand von zwei 
Jahren ihren Finanzbedarf bei der KEF an. Die „Tak-
tung“ der Finanzbedarfsermittlung orientiert sich 
an vierjährigen Beitragsperioden, so dass es in der 
Regel (wie beim anstehenden 21. KEF-Bericht zur 
Periode 2017 bis 2020) einen Zwischenbericht zur 
Mitte einer Beitragsperiode gibt. Diesem folgt ein 
„beitragsrelevanter“ Bericht, auf dessen Basis die 
KEF eine Empfehlung für den Rundfunkbeitrag in 
der kommenden Beitragsperiode (so beim 22. KEF- 
Bericht für die Periode 2021 bis 2024) abgibt.

Der damit einhergehende Prognosezeitraum des 
Verfahrens von maximal vier Jahren ist aus Sicht 
der ARD aus zwei Gründen deutlich zu kurz:

1.	 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk steht vor tief-
greifenden Strukturreformen, um seine Relevanz 
in einer zunehmend digitalisierten Gesellschaft 
zu sichern und seine Wirtschaftlichkeit – auch 
im Sinne der Beitragsakzeptanz – kontinuierlich 
zu verbessern. Tiefgreifende Strukturverän-
derungen erfordern einen längeren Betrach-
tungs- und Analysezeitraum als die derzeitige 
„Taktung“ von zweijährigen KEF-Berichts- und 
vierjährigen Beitragsperioden vorgibt. Um Ver-
änderungsprozesse erfolgreich zu entwickeln, 
durchzusetzen und zu steuern, ist eine länger-
fristige Planungsperspektive erforderlich. Diese 
langfristige Betrachtung schafft Transparenz 
nach innen und außen bei der Frage, in welche 
Richtung sich der öffentlich-rechtliche Rundfunk 

Anlage 3: 
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln



34

Anlagen zum Bericht der ARD

entwickelt. Zugleich werden innovative Prozes-
se gefördert, die zwar kurzfristig auch zu einem 
Mehraufwand führen können, langfristig aber 
Kostensenkungen zur Folge haben werden. Ein 
Beispiel ist etwa die anstaltsübergreifende Ein-
führung für einheitliche, IT-gestützte Geschäfts-
prozesse in der Verwaltung.

2. Mit der Umstellung der Rundfunkfinanzierung 
zum 1. Januar 2013 entstand eine neuartige Frage-
stellung für das Verfahren zum Rundfunkbeitrag: 
Wie geht man mit aus Einmaleffekten entstande-
nen Überschüssen um? So zeigte etwa die rück-
wirkende Direktanmeldung in den Jahren 2013 
bis 2016 deutliche Mehrerträge gegenüber der 
gemeinsamen Beitragsertragsplanung von ARD, 
ZDF und Deutschlandradio. Die Antwort der KEF 
war verfahrenstechnisch nicht zu beanstanden: 
Im Sinne einer bedarfsgerechten Finanzierung 
empfahl die Kommission im 19. Bericht eine Sen-
kung auf 17,25 Euro und im 20. Bericht eine Sen-
kung auf 17,20 Euro. Die Rundfunkanstalten und 
die Politik plädierten demgegenüber für die Bil-
dung von Beitragsrücklagen zur Dämpfung des 
Finanzbedarfs in der folgenden Beitragsperiode. 
Im Ergebnis wurde der Rundfunkbeitrag deshalb 
zum 1. April 2015 auf 17,50 Euro gesenkt und blieb 
auch im Anschluss an den 20. Bericht unverän-
dert. Begründung: Aus Gründen der Beitrag-
sakzeptanz und der Prozessökonomie eines 
Verfahrens, das am Ende durch 16 Landespar-
lamente zu ratifizieren ist, sollten „Jojo-Effek-
te“ durch eine Senkung des Rundfunkbeitrags 
und darauffolgende Mehrbedarfe in der Fol-
geperiode über Bildung und anschließenden 
Verzehr einer Beitragsrücklage gedämpft und 
geglättet werden. Dieses pragmatische Vorgehen 
ist allerdings mit einem legitimatorisch nicht zu 
unterschätzenden „Schönheitsfehler“ behaftet. 
Obwohl der Staatsvertragsgeber den von der KEF 
ermittelten Finanzbedarf der Anstalten unein-
geschränkt bestätigt hat, musste er von der Bei-
tragsempfehlung der KEF abweichen. Ähnliche 
Fragen könnten aufgeworfen werden, wenn sich 

im Falle einer entsprechenden Tarifvereinba-
rung erhebliche – positive – Veränderungen bei 
den Pensionsrückstellungen ergeben. Auch hier 
könnte das neue Instrument des Entwicklungs-
plans Verfahrenssicherheit und moderate Ent-
wicklung der Rundfunkbeiträge ohne kurzfristige 
Ausschläge gewährleisten.

Der Entwicklungsplan wird also sowohl auf der Auf-
wands- als auch auf der Ertragsseite zu einem Instru-
ment der Finanzbedarfsplanung.

>	 Auf der Aufwandsseite formuliert der Entwick-
lungsplan überprüfbare Entwicklungs- und 
Einsparziele der ARD für die kommenden zwölf 
Jahre (bzw. drei Beitragsperioden) und wird zu 
Beginn jeder Beitragsperiode fortgeschrieben 
und dabei auch an veränderte Rahmenbedin-
gungen angepasst. Es gilt die Regel: Alle vier 
Jahre wird für einen Zeitraum der nächsten vier 
Jahre fein, für weitere acht Jahre oder zwei Bei-
tragsperioden grob geplant bzw. fortgeschrieben. 
Der Fokus der Entwicklungs- und Einsparziele 
liegt dabei auf der Reform der Prozesse und 
Strukturen in Verwaltung, Technik, Produk-
tion und Programmerstellung, die bereits im 
Grundsatzpapier der ARD skizziert wurden. Hier 
sind Maßnahmenpakete zu konzipieren und 
umzusetzen, die weit über den Rahmen einzel-
ner KEF-Berichtsperioden hinausgehen. Beispiel 
SAP-Konsolidierung: Hier würde die bloße Ein-
richtung einer Server-Farm bei einer Gemein-
schaftseinrichtung wie dem IVZ, dem seit 2017 
alle ARD-Rundfunkanstalten (inkl. DW) und das 
Deutschlandradio angehören, eindeutig zu kurz 
greifen. Erst die ARD-weite bzw. systemübergrei-
fende Standardisierung von Geschäftsprozes-
sen, ggf. realisiert in Shared-Service-Centern in 
den Bereichen Finanz- und Personalverwaltung, 
schafft Synergien und die Möglichkeit von Kos-
tensenkungen bei Investitionen und Sachauf-
wand sowie von personellen Anpassungen in den 
programmunterstützenden Bereichen der Sen-
der. Nicht im Fokus der Entwicklungsplanung 
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stehen hingegen programmliche Entwicklun-
gen. Das hat zwei Gründe: Zum einen sind kon-
krete programmliche Anpassungen häufig auch 
eher kurzfristige Reaktionen auf Themenlagen 
und dynamische Veränderungen im Mediennut-
zungsverhalten einer digitalisierten Gesellschaft. 
Zum andern liegen programmliche Entscheidun-
gen im Rahmen des Auftrags in der Zuständigkeit 
der Intendantinnen und Intendanten sowie der 
sie beratenden und beaufsichtigenden Rundfunk- 
räte. Die Rolle der KEF wird dabei gestärkt, da sie 
dann als unabhängiges Sachverständigengremi-
um der Länder für die Beurteilung von mittel- bis 
langfristigen Reform- und Entwicklungszielen des 
Rundfunks zuständig sein wird. Die KEF wird den 
Entwicklungsplan bewerten und die Anstalten 
werden die Bewertung der KEF bei der Fortschrei-
bung des Entwicklungsplans berücksichtigen.

>	 Auf der Ertragsseite wird die Bildung von Rück-
lagen dokumentiert, die dazu herangezogen 
werden können, den Finanzbedarf in kommen-
den Beitragsperioden zu glätten. Grundsätzlich 
hat sich die Beitragsrücklage im Prozess der Um-
stellung der Rundfunkfinanzierung als verlässli-
ches und transparentes Instrument zur Glättung 
des periodenübergreifenden Finanzbedarfs be-
währt. Es sollte deshalb systematisch verstetigt 
werden, zumal es auch nicht im Widerspruch 
zum EU-Beihilferecht steht.4)  

	 Zwei Jahre nach Vorlage eines Entwicklungs-
plans legt die ARD der KEF und den Landes-
parlamenten einen Fortschrittsbericht vor. 
Hier legen die Anstalten Rechenschaft dar-
über ab, wie sie bei ihren Umbaumaßnah-
men vorangekommen sind und wie sich eine 
eventuelle Beitragsrücklage entwickeln wird. 
Der Fortschrittsbericht sollte – wie bisher der 
Zwischenbericht – mit einem KEF-Votum ver-
öffentlicht werden. Gegenüber dem gegenwär-
tigen Verfahren sollte allerdings auf eine sehr 
umfangreiche Erhebung von Zahlenmaterial 
verzichtet werden. Nachdem eine Beitragsem- 
pfehlung zu diesem Zeitpunkt des Verfahrens 
nicht erfolgt, sind z. B. auch Ertragsfortschrei-
bungen, Aufwandszahlen und Investitionen nicht 
mehr im Zwischenvergleich notwendig. Der Fo-
kus liegt ausschließlich auf dem Fortschritt bei 
den vereinbarten Projekten im vereinbarten 
12-Jahres-Zeitraum.

Die Änderungen setzen auch eine Anpassung des 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages in diversen 
Paragrafen voraus. Sollte die Ratifizierung nicht 
vor dem Beginn des nächsten KEF-Verfahrens zum 
22. KEF-Bericht (Ende April 2019) gelingen, die Um-
stellung des KEF-Verfahrens aber seitens der Länder 
grundsätzlich gewünscht werden, so bietet die ARD 
an, einen ersten Entwicklungsbericht mit der Abga-
be der Finanzbedarfsanmeldung 2021 bis 2024 vor-
zulegen.

4)	 Dazu ausführlich: Gutachten des Mainzer Medieninstituts von Dieter Dörr & Eva Ellen Wagner,  
„Die beihilferechtliche Zulässigkeit periodenübergreifender Rücklagen beim Rundfunkbeitrag”, 2017.

Anlage 3: 
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln
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Was soll bleiben

>	 Wie bisher ermittelt die KEF als unabhängiges 
Sachverständigengremium den Finanzbedarf 
der Rundfunkanstalten und gibt eine Beitrags- 
empfehlung ab (also z. B. im April 2020 für die 
Beitragsperiode 2021 bis 2024).

Was soll sich ändern

>	 Bei der Bedarfsermittlung wird auch der mit 
der KEF-Anmeldung vorgelegte Entwicklungs-
plan evaluiert und hinsichtlich seiner Ziele 
und Maßnahmen gegenüber den Landesregie-
rungen und den Landesparlamenten bewertet.

>	 Zur Erreichung der im Entwicklungsplan nie-
dergelegten Ziele kann die KEF neue Anreize für 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit schaffen, 
indem sie z. B. eine periodenübergreifende Rück-
lagenbildung empfiehlt. Solche Empfehlungen 
könnten sich auch auf Einsparungen bei der an-
stehenden Reform der betrieblichen Altersver-
sorgung beziehen. Insoweit sollte die KEF auch 
zur Berücksichtigung anstaltsindividueller Situ-
ationen ermächtigt werden.

>	 Die KEF wird den Erfolg der gemeinsamen 
Strategie der ARD auch anhand der von der 
ARD vorgelegten Fortschrittsberichte über-
prüfen und ihre Beurteilung den Landesregie-
rungen und den Landesparlamenten vorlegen. 
Die von der KEF bewerteten Fortschrittsberichte 
ersetzen die bisherigen – nicht beitragsrelevan-
ten – Zwischenberichte ebenso wie die Informa-
tion der Landesparlamente nach § 5 a RFinStV 
sowie die landesrechtlichen Berichtspflichten 
der Landesrundfunkanstalten gegenüber dem 
jeweiligen Landesparlament. § 5 a RFinStV könn-
te insofern entsprechend umformuliert werden.

>	 Die ARD empfiehlt zudem, dass die KEF ihre Auto-
rität als unabhängiges Sachverständigengremi-
um nutzt, um den Beitragszahlern die Entwick-
lung und Verteilung von Rundfunkbeiträgen im 
Vergleich zu anderen öffentlichen Einnahmen  
(z. B. der Gebietskörperschaften und der Landes-
medienanstalten) transparent zu machen.

3.3	 Zweite Verfahrensstufe: Evaluierung der strategischen  
Ausrichtung der ARD als föderaler Medienverbund, neue Anreize  
zur Wirtschaftlichkeit, mehr Transparenz für den Beitragszahler

Anlage 3: 
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln
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Begründung

Gesellschaft und Politik richten an den Rundfunk 
berechtigte Reformerwartungen. Diese zielen ei-
nerseits auf eine kontinuierliche Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit ab. Die ARD hat deshalb eine 
Strukturreform eingeleitet, die aus neun rechtlich 
selbstständigen Anstalten einen stärker als bisher 
integrierten föderalen Medienverbund macht, in 
dem über Kooperationen maximale Synergieeffekte 
gehoben werden sollen. Andererseits müssen sich 
die Rundfunkanstalten der digitalen Herausforde-
rung stellen und von Sendern zu Inhalteanbietern 
werden, die ihr Publikum auf allen digitalen Platt-
formen erreichen.

Der damit einhergehende tiefgreifende Umbau der 
Rundfunkanstalten wird durch eine Fokussierung 
auf zweijährige KEF-Berichtsperioden bzw. vierjähri-
ge Beitragsperioden nicht erfasst. Deshalb sollte die 
KEF, wie bereits dargelegt, in Zukunft den Finanz-
bedarf der kommenden vier Jahre im Lichte einer 
auf zwölf Jahre angelegten ARD-Strategie bewerten. 
Diese Strategie wird der KEF mit dem Entwicklungs-
plan vorgelegt. Dieser Entwicklungsplan beschreibt 
die Ziele und Maßnahmen der ARD auf dem Weg zu 
einem integrierten föderalen Medienverbund und 
zeigt Wirtschaftlichkeitspotenziale auf, die in Form 
von Verstärkungen der Beitragsrücklage abgebildet 
werden.

Die Beurteilung dieser strategischen Perspektive 
wertet die KEF als unabhängiges Sachverständigen-
gremium auf. Sie wird in die Lage versetzt, ihren 
Auftraggebern – den Landesregierungen und Lan-
desparlamenten – Auskunft darüber zu geben, wie 
sie die Gesamtstrategie der ARD bewertet. Und sie 
kann – je nachdem, inwieweit sie den gesamtstrate-
gischen Ansatz teilt – den Ländern zusätzliche Anrei-
ze zur Modernisierung des Rundfunks empfehlen. 

Auf diese Weise würden völlig neue Reformanrei-
ze geschaffen, da erzielte Einsparungen vollum-
fänglich ins Programm und in innovative digitale 
Produkte reinvestiert werden können. Wenn im 
Rahmen der Prozess- und Strukturoptimierun-
gen Synergien gehoben werden, sollten diese für 
die Weiterentwicklung der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten, insbesondere für die Anfor-
derungen des digitalen Medienwandels, ohne Be-
schränkungen verwendet werden dürfen. Ziel ist es, 
auf diese Weise einen systemimmanenten Sparan-
reiz zu setzen. Gleichzeitig würde dies die publizis-
tische Kraft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
erhalten und für die Zukunft stärken.

Derzeit ist es nicht möglich, Rücklagen über zwei 
Beitragsperioden, z. B. zur notwendigen Moderni-
sierung von Gebäuden und deren Technik, zu bil-
den. Im Rahmen des derzeitigen KEF-Verfahrens 
werden Überschüsse am Ende einer Periode auto-
matisch in der nächsten Beitragsperiode finanz-
bedarfsmindernd angerechnet. Wenn die Rund-
funkanstalten Rücklagen bilden und/oder am Ende 
einer Beitragsperiode nicht zweckgebundene Ei-
genmittel übrig haben, sollten diese nicht (wie bis-
her) automatisch in der nächsten Beitragsperiode 
finanzbedarfsmindernd angerechnet werden.

Die ARD hat sich mit den Gewerkschaften auf einen 
noch zu ratifizierenden Tarifvertrag zur Neuord-
nung der betrieblichen Altersversorgung und zur 
Begrenzung der Rentendynamisierung geeinigt. 
Die KEF hat im 20. KEF-Bericht Mittel in Höhe von 
84 Millionen Euro bei der ARD gesperrt, falls kein 
Tarifvertrag Altersversorgung mit einer Begren-
zung der Rentensteigerungen zustande kommt. 
Offen blieb, wie mit Verhandlungserfolgen umge-
gangen wird. 

Anlage 3: 
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln
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Die ARD-Anstalten schlagen vor, dass sie bei den 
Verhandlungserfolgen einen Teil der aufzulösenden 
Rückstellungen zweckgebunden verwenden dür-
fen. Als Zweckbindung ist vorgesehen, diese Mittel 
für Aufwendungen im Zusammenhang mit Struk-
turmaßnahmen einzusetzen (Altersteilzeit, Abfin- 
dungen, Beraterkosten, Reorganisationskosten etc.). 
Die einzelnen Maßnahmen und Beträge sind der 
KEF im neuen Entwicklungsbericht nachzuweisen.

Die genannten Anreize kann die KEF gezielt und 
unter Umständen mit Auflagen setzen. Die jewei-
ligen Fortschrittsberichte und die Fortschreibung 
des Entwicklungsplans ermöglichen der Kommis-
sion ebenso wie den Ländern eine kontinuierliche 
Kontrolle, ob die Anstalten bei ihren Reformvorha-
ben den Kurs und den Zeitplan einhalten. Damit 
werden auch die Zwischenberichte der KEF und die 
etwas redundanten Berichte an die Landtage zur 
wirtschaftlichen und finanziellen Situation der An-
stalten mit einer begrenzten Aussagekraft für vier 
Jahre entbehrlich.

Anlage 3: 
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln
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Was soll bleiben Was soll sich ändern

3.4	 Dritte Verfahrensstufe: Bestätigung des Entwicklungsplans  

>	 Wie bisher entscheiden die Landesregierungen 
und die Landesparlamente alle vier Jahre auf der 
Grundlage einer KEF-Empfehlung über die Höhe 
des Rundfunkbeitrags (also z. B. zwischen April 
und November 2020 für die Beitragsperiode 
2021 bis 2024).

>	 Auch die Landesregierungen und die Landes-
parlamente werden sich mit dem Entwick-
lungsplan bzw. dem Fortschrittsbericht be-
fassen, die ihnen mit einer entsprechenden 
Bewertung der KEF vorgelegt werden.

>	 Der Entwicklungsplan, der Fortschrittsbericht 
und die Bewertungen der KEF werden im Rah-
men der Anhörung der Rundfunkanstalten 
durch die Rundfunkkommission erörtert.

>	 Die Ergebnisse dieser Erörterung fließen in die 
Fortschreibung des Entwicklungsplanes ein. 
Auf diese Weise wird gewährleistet, dass die stra-
tegische Ausrichtung der ARD in einem transpa-
renten Dialog definiert wird, der beiden Seiten 
Planungssicherheit gibt.

Begründung

Die hier dargelegten Vorschläge der ARD zur Mo-
dernisierung des Verfahrens zum Rundfunkbeitrag 
zielen auf Kontinuität eines – auch EU-beihilfe-
rechtlich – robusten Verfahrens mit der KEF als un-
abhängiger Schiedsstelle zwischen Anstalten und 
Politik ab. Mit den neuen Instrumenten eines Ent-
wicklungsplans und Fortschrittsberichten wollen 
wir die Rolle der KEF stärken und zugleich mit der 
Politik zu verlässlichen Vereinbarungen über den 
Umbau des öffentlich-rechtlichen Rundfunks kom-
men, der beiden Seiten Planungssicherheit bietet.

Die ARD fokussiert ihre Reformvorschläge in die-
sem Bericht an die Länder bewusst auf die Themen 
„Entwicklungsplanung“ und „periodenübergreifen-
de Rücklagenbildung“, da diese Ansätze für einen 
ersten Modernisierungsschritt notwendig und vor-
rangig erscheinen.
Unterstellt wird dabei auch, dass das nach dem 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vorgesehene 
Verfahren einer staatsvertraglichen Umsetzung 

und einer dementsprechenden Ratifizierung durch 
16 Landesparlamente dann auch tatsächlich statt-
findet. Dieses Verfahren hat sich aus Sicht der ARD 
weitgehend bewährt, um die verfassungsrechtliche 
Bestands- und Entwicklungsgarantie des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks abzusichern.  

Diese Reformansätze der ARD wären sowohl kurz- 
(beginnend mit dem Jahr 2021) als auch mittelfristig 
kombinierbar mit einer grundlegenden Überarbei-
tung des Beitragsfestsetzungsverfahrens, das in 
der Beitragshöhe die allgemeinen Teuerungsraten 
ausgleicht. Diese Verfahrensoption könnte Pla-
nungsunsicherheiten verhindern, die Objektivität 
des Verfahrens weiter erhöhen, zu einer Verschlan-
kung des Verfahrens führen und Transaktionskos-
ten vermeiden. Das Bundesverfassungsgericht hat 
in seiner Entscheidung vom 11. September 2007 die 
Verfassungsmäßigkeit einer solchen Vorgehenswei-
se bestätigt (1BVR 2270/05).

Anlage 3: 
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3.5	 Fazit

Die hier skizzierten Reformüberlegungen stellen 
keinen Systembruch dar, sondern setzen auf das 
bewährte Verfahren mit der KEF als unabhängiger 
Sachverständigenkommission. Unsere Vorschläge 
zur Einführung einer auf zwölf Jahre angelegten 
Entwicklungsplanung und zusätzlicher Reforman-
reize sollen der Politik und den Anstalten Planungs-
sicherheit geben. Zugleich würde die Rolle der KEF 
gestärkt. Ihre Kernaufgabe, d. h. die Feststellung des 
Finanzbedarfs für die kommende vierjährige Bei-
tragsperiode, bleibt unberührt. Diese Aufgabe wird 

ergänzt um die Bewertung einer auf zwölf Jahre an-
gelegten, über Fortschrittsberichte überprüfbaren 
Strategie zum Umbau der ARD. Ziele dieses Um-
baus sind die Nutzung der Chancen der Digitalisie-
rung sowie Einsparungen durch eine grundlegende 
Reform der Prozesse und Strukturen in Verwaltung, 
Technik, Produktion und Programmerstellung. In 
diesem Sinne sollte sich die Rolle der KEF künftig 
auch auf längerfristige Zeiträume und Strukturthe-
men erstrecken.  

Anlage 3: 
Beitragsfestsetzung weiterentwickeln
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Mit diesem Bericht stellen wir dar, wie die ARD die 
Chancen der Digitalisierung langfristig und strate-
gisch nutzen wird, um ihren Auftrag im digitalen 
Zeitalter bestmöglich zu erfüllen. Wir zeigen zudem 
auf, welche Einsparungen wir in den kommenden 
beiden Beitragsperioden und darüber hinaus durch 
strukturelle Reformen umsetzen werden. Zugleich 
kommen wir mit diesem Bericht der Bitte der Re-
gierungschefinnen und -chefs der Länder nach, zu 
bestimmten Reformfeldern bis September 2017 Vor-
schläge zu unterbreiten. 

Die ARD wird sich zu einem inhaltlich 
crossmedialen und strukturell integrier-
ten föderalen Medienverbund weiterent-
wickeln, das heißt 

>	 Inhalte werden, wo immer möglich, medienüber- 
greifend recherchiert, konzipiert und produziert –  
auf der Ebene der Landesrundfunkanstalten und 
unseres Medienverbunds,

>	 wir kooperieren überall dort, wo wir dadurch bes- 
ser und effizienter werden, und vereinheitlichen, 
standardisieren und synchronisieren Abläufe in  
Verwaltung, Technik, Produktion und Programm- 
verbreitung,

>	 durch die intensivere Zusammenarbeit bei über-
greifenden Aufgaben und Hintergrundprozessen 
bleibt den Landesrundfunkanstalten mehr Raum, 
ihr regionales Profil medienübergreifend zu 
schärfen – denn die Menschen schätzen die  
kulturelle Authentizität und Verankerung ihrer 
Landesrundfunkanstalt in der Region. 

Durch diesen strukturellen Umbau werden wir nicht 
nur unsere Effizienz steigern, sondern wollen vor 
allem die größtmögliche inhaltliche Wertschöpfung 
für die Gesellschaft erreichen. Wir verschlanken 
unsere Strukturen, senken Kosten und bringen zu-
gleich durch intensivere Kooperation mehr Innova-
tionen ins Programm. Denn entscheidend für die 
Akzeptanz und Relevanz des öffentlich-rechtlichen  
Rundfunks sind unsere programmlichen Leistungen 
und Angebote, mit denen wir zu Meinungsfreiheit, 
gesellschaftlichem Zusammenhalt und kulturel-
lem Reichtum beitragen. So spiegeln wir unser fö-
derales Land in seiner gesamten Vielfalt, vermitteln 
Identität und Heimat und fördern das kulturelle 
Verständnis und Miteinander. 

Das geschätzte Gesamteinsparvolumen liegt bis 
2028 bei rund 951 Millionen Euro. 

Davon entfallen auf die Programmverbreitung 
363 Millionen Euro, die für den Zeitraum 2017 bis 
2020 bereits in den Finanzplanungen der Landes- 
rundfunkanstalten beziehungsweise im 20. KEF- 
Bericht enthalten sind. Die weiteren Einsparvolu-
men in Höhe von 588 Millionen Euro resultieren 
aus den 20 ARD-Strukturprojekten, deren Auswir-
kungen auch in die Finanzplanungen der Lan-
desrundfunkanstalten für den 22. KEF-Bericht 
aufgenommen werden. Dies sind Netto-Beträge, 
bei denen notwendige Aufwendungen bereits be-
rücksichtigt sind.
 

Auftrag und Strukturoptimierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
im digitalen Zeitalter 
Zusammenfassung des Berichts der ARD

SEPTEMBER 2017
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Bericht der ARD  |  Zusammenfassung

Die Schlüsselprojekte der Strukturreform sind in  
unserem Bericht ausführlich beschrieben: die 
einheitliche IT-Infrastruktur, die standardisierte 
Software in der Verwaltung, das crossmediale Me-
diendatensystem zur vereinfachten Archivierung, 
die (Teil-)Automatisierung bei Sendeabwicklung 
oder bei der Produktion von Großereignissen, die 
gemeinsame technische Plattform für unsere digi-
talen Produkte sowie der konsequente Ausbau der 
Crossmedialität in allen Studios und Redaktionen. 
Auch die Zusammenarbeit im System des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks insgesamt wollen wir 
weiter voranbringen. Von unseren 20 Kooperations- 
projekten sind 11 mit dem ZDF, 15 mit Deutschland-
radio vorgesehen. 

Zu diesen Einsparungen kommen die einmaligen 
und langfristigen Effekte aus dem Systemwech-
sel bei den Betriebsrenten, die uns vor allem bei 
den Rückstellungen für die Altersversorgung bis 
2024 um einen hohen dreistelligen Millionenbe-
trag entlasten. Der Tarifkompromiss bedarf noch 
der Zustimmung der Gremien der Gewerkschaften 
und der Landesrundfunkanstalten.

Es gibt jedoch auch Kostenrisiken, die von uns 
nicht beeinflussbar sind, aber vom Gesetzgeber 
verringert werden können. Sollten wir an die Kabel-
netzbetreiber Einspeiseentgelte für den Transport 
unserer – der für ihr Geschäftsmodell wertvollen –  
Inhalte zahlen müssen, würden hierfür jährliche 
Aufwendungen im mittleren zweistelligen Millio-
nenbetrag entstehen. Auch lange Simulcastphasen 
im Zuge des Umstiegs von analogen auf digitale 
Techniken erhöhen die Verbreitungskosten. Je  
früher der gemeinsame Umstieg von UKW auf 
DAB+ und Ausstieg aus der parallelen Satellitenver-
breitung in SD und HD gelingen, desto eher können 
sich die Effizienzgewinne realisieren.

Maßstab und Ziel all unseres Handelns ist es stets, 
unseren Aufgaben verlässlich und zeitgemäß 
nachzukommen und die uns von der Gemein-
schaft anvertrauten Mittel so effizient wie möglich 
einzusetzen – heute, morgen und in der Zukunft. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutsch-
land gehört zum Wesen unserer Demokratie und 
zu unserer Geschichte. Sein Beitrag zur freien 
Meinungsbildung ist auch heute unverzichtbar 
für unser politisches, gesellschaftliches und 
kulturelles Miteinander. Denn der Bedarf nach 
freiem Zugang aller Menschen zu verlässlicher 
und unabhängiger Information hat sich im digi-
talen Zeitalter nicht überholt, sondern verstärkt: 
Die Erwartung, dass die Kommunikation über  
Social Media und das sogenannte offene Netz für 
einen gleichberechtigten gesellschaftlichen Dis-
kurs sorgen, erweist sich zunehmend als Trug-
schluss. Geschlossene und selbstreferentielle 
Kommunikationsräume im Internet tragen zur 
Fragmentierung der Gesellschaft bei. Die neue  
mediale Durchlässigkeit verstärkt die intranspa-
rente und schnelle Verbreitung von fehlerhafter 
oder interessengeleiteter Information. Dies erweist 
sich immer mehr als Problem für die demokrati-
sche Meinungsbildung und den Zusammenhalt in 
der Gesellschaft. Denn auch in der digitalen ver-
netzten Gesellschaft stellt sich – trotz oder gerade 
wegen unzähliger neuer Kommunikationswege –  
die für eine Demokratie notwendige Gesamtöffent- 
lichkeit nicht von alleine her. 

Daher braucht es heute mehr denn je eine ge-
meinwohlorientierte Institution wie die ARD, die 
alle Menschen frei zugänglich auf allen relevan-
ten Wegen mit einem publizistischen Gesamtan-
gebot versorgt, auf das sie vertrauen können und 
das Orientierung bietet. 
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Die Bürgerinnen und Bürger schaffen mit ihrer so-
lidarischen Finanzierung die maßgebliche Grund-
lage, dass unsere Journalistinnen und Journalisten 
politisch und wirtschaftlich unabhängig arbeiten. 
Wir begleiten die Menschen durch ihren Tag mit 
unseren Radio-, Fernseh- und Online-Angeboten. 
Wir liefern verlässlich relevante Information und 
bieten Wissen, Bildung und Unterhaltung, ohne 
kommerziellen Interessen und Zwängen zu unter-
liegen. 

Als ARD sind wir aufgrund unserer multimedialen 
und föderalen Struktur in besonderem Maße in der 
Lage, die Menschen in ganz Deutschland über alle 
sozialen und kulturellen Unterschiede hinweg zu 
verbinden und so einen gesamtgesellschaftlichen 
Diskurs auf einer gemeinsamen Basis herzustellen. 
Wir bringen technische und programmliche Inno- 
vationen im Interesse der Allgemeinheit voran,  
investieren in neue Produkte und befördern digitale 
Kompetenz. Zugleich halten wir die deutsche Produ- 
zenten- und Kreativlandschaft stark und lebendig, 
stärken mit eigenen Angeboten den kulturellen 
Reichtum unseres Landes und sorgen mit unseren 
Archiven für die Wahrung des kulturellen Erbes. 

Um diesem Anspruch bestmöglich gerecht werden 
zu können, sind wir auf adäquate gesetzgeberische 
Rahmenbedingungen angewiesen. Insbesondere  
müssen auch wir die Möglichkeiten, die das Netz 
bietet, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
nutzen dürfen, um auf die ungebrochene Dynamik 
der Digitalisierung reagieren zu können. 
Unser langfristig angelegter Strukturreformprozess 
erfordert zudem das Denken und Agieren in länge-
ren Perioden. Daher schlagen wir vor, das bisherige 
Verfahren zur Ermittlung des Finanzbedarfs um 
längerfristige Planungsperspektiven, einen Ent-
wicklungsplan und Fortschrittsbericht zu ergänzen. 
So ist gegenüber Gremien, KEF, Medienpolitik und 
Öffentlichkeit höchste Transparenz über den Fort-
gang unseres Reformprozesses gewährleistet. 

Wir begrüßen, dass die Regierungschefinnen und 
-chefs der Länder die zeitgemäße Gestaltung des 
Auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und 
eine Weiterentwicklung des Verfahrens zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs auf ihre Agenda gesetzt  
haben. Gemeinsam haben wir die Chance, den  
Wert eines freien und unabhängigen öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks auch für künftige Gene-
rationen zu bewahren und zeitgemäß fortzuent- 
wickeln. Als ARD leisten wir hierzu unseren Beitrag.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an eihem
Gesetzgebungisverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteiidokG) , verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen. . • .

Die'Informationen der folgenden Felder 1. bis 6 werden in jedem'Fa!l als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiiigtentransparenzäokumentation
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserSfch ausfüllen und zusammen mit cfer StQiiungnahme senden!

:Züwel<^ii|]^gtze]n^ü||^^
Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienäncterungsstaatsvertrag

Gesetzentwurf der Landesregierung
-Drucksache7/1587-- .
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Geschäfts- oder DienStadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

C»rganisationsform

^^|(SjeJs)ql}^}^niatürji(C^
^^^^^^hl^ieiiäD^^
Name

, .:^^CI:lil/i^

Vorname '

A 9 /' .^

^ Geschäfts- oder DEenstadresse ^ Wöhna\ilresse

(Hinweis:'Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse

wird In Reinem Fall veröffentlicht.) • . . -

Straß,e, Hausn,ummer^ /. c ',<

4?K[hT-;TM<h.yF.

Postleitzahl, Ort ^ ^ [i -\ r. } l i ' ,. ..."'"'"'1J&U(5' U^l/t^c
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^^ a befürwortet,

^ abgelehnt,
a ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG).5Abs.1Nr.4ThürBeteildokG) • , ,

3c< ^(-ch -ct^ :g-eK'(l!k^r[h^^F^,lA.^.
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'(sS^S^S^W^^^^^^^^^
K^ Ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) a . nein'

Wenn Sie die Frage 5,verneint haben: Aus' welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

'^•?

In welcher Form haben Sie sich geäußert? .

D perE-Mai!

^( per Brief

•GM„
Ha^n^^ich:a|)^Ahv^lt!s>kmiz!eU^^u^
aprk©ese|^eb^rig^Y€Hf£^ren^et@»
^^fc^^^^ürBetetidc^^^^^;^

a • ja nein (weiter mit Frage 7)'
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Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!
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Mit meiner Unterschrift -versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteiiten Daten werde ich unverzüglich und.unaufgefordert bis zum Abschluss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.
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�Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Thüringer Landtag

Ausschuss für Europa, Kuitur und Medien

Jürgen-Fuchs-Straße 1

99096 Erfurt

Den Mitgliedern des

AfEKM

THüR, LANDTAG POST
1ö,<H .2030 09u7

^^^(2o2o

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/740
zu Drs. 7/1587

Schriftliches Anhörungsverfahren/StelIungnahme zum Thüringer
Gesetz zu dem Ersten ft/ledienäncterungsstaatsvertrag

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne leite ich Ihnen hiermit meine Stellungnahme zum Thüringer

Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag zu. Meine Ant-

Worten auf die von ihnen gestellten Fragen, die ich beantworten

kanrif finden Sie nachfolgend.

Zu Frage 4:

Es gibt keine empirischen Belege oder theoretischen Überlegungen»

dass die voriiegende Erhöhung irgendeinen Einfluss auf die Akzep-

tanz des ÖR hat. Weder positiv noch negativ.

Zu Frage 5:

Der Auftrag des ÖR sollte sich darauf beschränken nur das anzubie-

ten, was vom PR nicht angeboten wird. Da in diesem Zusammenhang

kein generelles Marktversagen zu erkennen ist, hat dies zur Folge,

dass das Angebot drastisch zu reduzieren ist Zur Logik vgl. den von

Dewenter/Haucap entwickelten Drei-Stufen-Test bezüglich des On-

fine-Angebotes. Man könnte in Analogie zur Idee eines Liliput-Staa-

tes hier von einem Lilliput-ÖR sprechen.

Zu Frage 6:

Siehe Antwort zu Frage 5.

Zu Frage 7:

Prof. Dr. rer. pol. habil. Dipl.

Vw. Björn A, Kuchinke

Fakultät Medien

Professur Medjenökonomik

Albrecht-Dürer-Strsße 2

D-99425 Weimar

Postanschrift:

Bauhausstraße 11

D-99423 Weimar



Der Auftrag soilte sich nach den Kriterien in Antwort 5 ausrichten.

Dadurch werden die Kosten und vor allem der RF-Beitrag nicht nur

stabil gehalten/ sondern minimiert.

Zu Frage 8:

Es sind weder ein Reformwille noch echte Reformen zu erkennen. Es

handelt sich höchstens um Reformabsichtserklärungen, um die Öf-

fentlichkeit zu beruhigen.

Zu Frage 9;

Nein, das derzeitic|e Finanzierungsprinzip führt nicht zu Einsparun-

gen. Es muss das Prinzip wie in Antwort 5 gelten.

Zu Frage 10;

Die KEF wird überflüssig, wenn das Prinzip wie in Antwort 5 berück-

sichtigt wird. Auch durch die Abschaffung der KEF ergeben sich Ein"

sparungen.

Zu Frage 11:

Die Beteiiigungen sind ökonomisch allesamt unsinnig. Es sollte ge-

maß dem Prinzip in Antwort 5 ein konsequentes Vergabesystem nach

ökonomischen Prinzipien (AuktionstheorEe) verfolgt werden.

Zu Frage 12:

Die KEF minimiert bestenfalls ein völlig ineffizientes System. Dies ist

abzulehnen. Es sollte das Prinzip gemäß Antwort 5 berücksichtigt

werden.

Zu Frage 13:

Keine relevanten.

Zu Frage 14:

Die Tarifstruktur ist ailokativ ineffizient, d. h. viel zu hoch, und sollte

sich an den Marktpreisen orientieren.

Zu Frage 15:

Eine Steigerung um bis zu 10 %.

Zu Frage 16:

Das hängt von der Reduzierung des Werbevolumens und weiteren

Faktoren ab.

Prof Dr. rer. pol. habiL Dipl.
Vw. Björn A. Kuchinke

Fakultät Medien

Professur Medienökonomik



Zu Frage 17:

Eine Steigerung um bis zu 5 %.

Zu Präge 18:

Der hier angesprochene relevante Teil der Kreativwirtschaft spielt in

Thüringen ökonomisch überhaupt keine Roiie. Die Auswirkungen

sind also sehr gering. Es sollte. Wie in der Antwort zu Frage 11 er-

läutert, ein konsequentes Vergabesystem nach ökonomischen Krite-

rien stattfinden. Die Beibehaltung der derzeitigen Höhe des RFB

sollte für KIKA, MDR usw. daher kein Problem darstellen.

Zu Frage 19:

Die Kategorisierung ist offenbar beliebig sowie Ökonomisch völlig

unsinnig und gleichzeitig egal, da diese nicht marktlich erfolgt.

Zu Frage 20:

Die Personaiverteilung erfolgt nach politischen Kriterien und nicht

nach ökonomisch-marktfichen Kriterien. Die Verteilung ist daher inef-

fizieht und ineffektiv.

Prof. Dr. rer. po!. haüll. Dipl.
Vw.BJörnA.Kuchinke

Fakuität Medien

Professur Mectienökonomik

Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. rer. pol. habil. Dipi.-Vw. Björn A. Kuchinke

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokutnentatiönsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an eihem
Gesetzgöbungsverfahren betelilgi hat, ist nach dem Thüringer
BeteEligtentransparenz.dokumentatfonsgesetz (ThürBeteilcfökG) . verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - sowelt.für sie, zutreffend - zu machen. ' , '

Die Informationen der folgenden Felder 1, .bis 6 werden in jedem'Fall als verpflichtende
Mindpsfinformatfonen gemäß.§5 Abs. 1. ThürBeteildokG in der Beteiligte ntransp'arenzäoRum.entatio n
veröffentlicht, ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Intemetseiten des
Thüringer Landtags veröffentilcht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut feserfioh ausfüllen und zusammen mit der SteHungnahme sendQn!
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Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!



Mit meiner' Unterschrift •versichere • ich, die RichtEgkeit und VoHständfgkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und.unaufgefordert bis zum Abschlüss
des Gesetzgebungsverfahrens mitteilen.
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i^dwerkskaminer Erfurt
|hmarkf 13 . 99084 E/furl

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



4. Eigeninitiativ eingebrachte Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



5. Weitere Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



6. Diskussionsforum



Diskussionsforum

des Thüringer Landtags

^ :^ THÜRINGER LANDTAG
^^/// Verwaltung

Anlage

Thüringer Gesetz zu dem Ersten Medienänderungsstaatsvertrag

Gesetzentwurf der Landesregierung

-Drucksache7/1587-

Welche Auffassung vertreten Sie zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung in Drucksache 7/1587? Sollte der Sfaatsvertrag Ihrer Mei-

nung nach im Ganzen abgelehnt oder diesem insgesamt zugestimmt werden?

Erstellt

26. Oktober 2020

28. Oktober 2020

30. Oktober 2020

Angaben zum Autor

Frank Tabatt*

Bauuntemehmer

Michael Hausemann*

Rentner

Hendrik Sonnenberg*

Arbeiter

Titel

Gesetzentwurf der Landesre-
gierung in Drucksache 7/1587

Erhöhung der Rundfunkge-
bühren

Wer Verträge abschließt hat
auch zu zahlen.

Beitrag/Zusammenfassung der wesentlichen In-
halte

Zwangsgebühren lehne ich ab , einen Automatismus
in unserer Verfassen ebenso

Die Erhöhung der Rundfunkgebühren ist weder not-
wendig noch sinnvoll.

Fehlende Legitimation durch den Souverän

Bei dem mit * gekennzeichneten Beitrag wurde von dem Autor seine Wohnadresse angegeben. Wohnadressen natürlicher Personen werden gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
ThürBeteildokG nicht in der Beteiligtentransparenzdokumentation veröffentlicht.



6. November 2020

7. November 2020

11. November 2020

Patrick Scholtes*

Heilerziehungspfleger

Jürgen Wiethoff*

Rentner, vorher ing. für eiektroni-
sehe Geräte

Evangelischer Presseverband in
Mitteideutschland e.V. und Evan-
gelischer Medienverband in Sach-
sen e.V.

Ev. Medienarbeit in Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen

Dienstacfresse:
Johann-Sebastian-Bach-Str. 1a
99423 Weimar

Erhöhung verhindert Refor-
men

Rundfunkgebühren

Ev. Medienverbände für Zu-
Stimmung zur Beifragsemp-
fehlung

Unsere OR haben jetzt schon ein Budget von 10 Mii-
iiarden Euro. Das ist genug Geld für eine super
Gruncfversorgung in a!len Bereichen. Es braucht
keine Erhöhung sondern Reformen. Reformen wird
es aber nicht geben wenn die Erhöhung kommt. Das
hat man das letzte Jahrzehnt gesehen. Immer wie-
der wurde von der Politik Reformen angemahnt und
versprochen aber es wurde nie etwas umgesetzt. Ich
denke viele Bürger sind grundsätzlich für ein OR
System aber sehen den Reformbedarf der aber nie
angegangen wird. Dies iässt die Akzeptanz für das
OR System immer weiter schwinden. Das kann man
nur aufhaiten indem endlich Reformen von der Poli-
tik durchgeführt werden.

Sparen statt Gebührenerhöhung ist eine einfache
Sache, die niemand wehtut. Es ist nicht einzusehen,
warum für etwas bezahlt werden so!i, was man nicht
braucht und in der angebotenen Vielfalt gar nicht
nutzen KANN.

Der Evangelische Presseverband in Mitteideutsch-
land und der Evangelische Medienverband in Sach-
sen halten das Verfahren zur Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten für ein hohes und
wichtiges demokratisches Gut Wir mahnen und ra-
ten an, das Verfahren und das daraus entstandene
Ergebnis zu respektieren sowie die von der KEF
empfohlene Beitragsempfehlung umzusetzen. Be-
Schlüsse über die Finanzausstattung und Festiegun-
gen zur künftigen Ausgestaitung von Auftrag und
Struktur sind getrennt voneinander zu treffen.

Bei dem mit * gekennzeichneten Beitrag wurde von dem Autor seine Wohnadresse angegeben. Wohnadressen natürlicher Personen werden gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
ThürBeteildokG nicht in der Beteiligtentransparenzdokumentation veröffentlicht.
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